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Trauer um Josip Broz Tito 

Am 4.S.1980 ve rstarb J ugQ$lawiens Staatspräsident J Qsip B101: Ti lO im Ah~r von 87 Jahr~n 
nach langer und ,chwerer Krankheit. J .B. Tito, Name ist unt rennbar mit dem modernen 
JugQslawi~n und der Guc::hichte der Nkhtpaktgebundenen-Bewegung verbunden. Als Par· 
tislnenftihrer war er leitend am Kampf d~r Völker J ugoslawiens gegen die faKhutiKhe 
Okkupat ion im 2. Weltkrieg beteiligt. Sein Ein l-atz trug maßgeblich dazu bei, daß sicl! die 
KommunistiKhe Partei im Btfrciungskampf zur stärksten poli t illChen Kraft entwidtelte. 
Am 29. 11 . 194S proklamierte J .B. Ti to die Födera ti~ Republik J ugoslawien; 1974 wurde 
er zu deren Präsident auf Lebenneit gewählt . 
Mit TilO starb der le tzte Icbend~ Gründungsvale. der Bewegung nidl tpalr.tgebundellCt 
Länder. ZUllammen mit dem ägypt isc::hen Präsidenten G.A. Nasser und dem Inder Nehru 
hatte Ti to 196 1 die Bewegung ins Leben gerufen und war Gastgeber ihrer I. Gipfelkonfe· 
renz in Belgrl d. Tito venrat bis zuletzt das trad itionelle KQnz~pl positiver Neutra lität 
gegenüber den .. Mac::h tbJÖ<:ken·· und verfoc::h t in der Außenpolitik einen Kurs strikte r Unab· 
hängigkeit sowohl gegenüber dem sozial istischen als au<: h gegenüber dem kapitalini $C:hen 
lager. Wennglcic::h es in jüngster Zeil , insbesond~re auf dem VI. G ipfel in liavanna vom 
September 1979 (siehe AlB, Nr. 11· 12/1979)"l:u KQnuQversen zwis<;hen ihm und jenen 
r~vol ut ionä~n StaatsmänllCrn, die ein str .. tcgisc::hu Bündnis d~ r Nichlpaktgebundenen mit 
dem sozial istisc::hen Lager ve r(Qc::h ten, gekQmmen wir. galten seine Verdknste um die Be· 
wegung als allerorts unumstritten. 



AlB-Aktuell: Fanal Soweto 

"Mehr als 100.000 Schüler im Streik! " Und: "Dreißig junge 
Afrikaner und ~wei schwarze J ournalisten verbaftet." Diuc 
beiden Meldungen der französischen NachriChtenagentur 
AFP stammen von Ende April 1980. Vier J ahre nach dem 
Aufstand. der am 16. Juni 1976 im Vorstadtgetto von J o­
hanncsburg, Soweto, seinen Ausgang nahm und schnell auf 
andere Stadtzentren des Landes übergriff, spielt s ich in 
Südafrika Ähnliches wie damals ab. Und wie damals ist der 
massenhafte Widerstand gegen das System des Ra.ssism w 
und der Apartheid nicht auf Schüler und Studenten be· 
schränkt. 

Neue Dimensionen des Befreiungskampfes 

Anders ab nach dem Sharpevillc-Massaker zu Beginn der 
60er J Ulre, ab das Regime der Befreiungsbewegung einen 
ernsten Rücluchlag 'Zuzufligcn vermochte, hält die Welle des 
Widerstandes seit 1976 an. Zwar hat das Rassistenregime 
nicht nachgelassen, mit äußerster Brutalität gegen den Mas· 
senprotest, wo immer er aufkeimt, vorzugehen. Zwar sind 
willkürliche Verhaftungen, Folter, geheime oder offene 
Morde nach wie vor an der Tagesordnung, wie das jüngst 
gegen den Befreiungs kämpfer James Mange verhängte To­
desurteil noch einmal demonstriert hat. Aber dieser Terror 
des rassistischen Staatsapparats vermag es heute nieht mehr, 
den Widerstandswillen der Mehrheit zu brechen. Vieles, wo­
\IOn die nachfolgenden Beiträge zeugen, deutet darauf hin, 
daß der Befreiungskampf in der stärksten Bastion des R'lSSis­
mus und des Kolonialismus im Südlichen Afrika vier Jahre 
nach Soweto eine neue Dimension angenommen hat_ 
Verantwortlich darUr sind in erster Linie zwei Faktoren_ 
Sicher hat der überwältigende Wahlsieg der Patriotischen 
Front in Zimbabwe den Befr~iungskämpfem in Südafrika 
neuen Mut gegeben. Mit der Unabhängigkeit Zimbabwes ist 
ein weiteres entscheidendes Element aus der weißen Puffer­
'lOne herausgebrochen, die das Uberleben des Regimes ga­
rantieren sollte_ Nur noch Namibia ist jetz\ der südafrikani· 
schen Nordwestgrenze noch vorgelagert. Aber auch hier hat 
der bewaffnete Befreiungskampf der Südwestafrikanischen 
Volksorganisation SWAPO ein neues Stadium erreicht ("11. 
unseren Beitrag von H. Mayer) . 
Entscheidend aber ist, daß die siidafrikanische Befreiungsbe­
wegung selbst, der Afrikanische Nationalkongreß (ANC), 
seit 1976 bedeutende Erfolge bei der Reorganisation und 
Stärkung seines illegalen Widerstandsnetzes im Inneren 
Südafrikas erzielt hat (...gI. unseren Beitrag \IOn J . Ostrows­
ky) . Am sichtbanten demonstriert d ies die gewachsene Ak­
tivität des bewaffneten Flügels der Bewegung, des Umkhon­
to We Sizwe (Speer der Nation). Spektakuläre Aktionen der 
ANC-Guerilleros wie sich häufende Kommandoaktionen ge· 
gen Polizeistationen, die vom Regime nicht mehr verschwie­
gen werden können, zeigen weithin siehtbar die prinzipielle 
Verwundbarkeit des weißen Herrschafusystems_ 

In dieser Situation wird auch die So lidarität, die das südafri­
kanische Volk von außen erhält, wicht iger. Allemal gilt dies 
fUr die Bundesrepublik, die aufgrund ihrer engen Verflech· 
tung mit dem Regime auf wirtschaftlichem, politischem und 
militärisch-atomaren Gebiet zu den Hauputützen des Apart . 
heidsystems gehört. 
Zu einem Höhepunkt in der Geschichte der hiesigen Solida­
ritätsbewegung mit der sooafrikanischen Befreiungsbewe-

gung wird das am 13_ Juni in Düsseldorf stattfindende Soli· 
daritätskom;ert, das das Antiimperial istische Solidarit äts· 
komitee für Afrika, Asien und Lateinamerika und die Kon· 
zertagentur Pläne veranstalten. Angesagt haben sich dort 
nicht nur populäre Künstler, die einen lebendigen Einblick 
in die fortschrittlichen kulturellen Traditionen dei südafri· 
kanischen Volkes geben werden. Zum ersten Mal kommt aus 
diesem Anlaß auch ANC·Ceneralsekretär Alfred Nzo in die 
Bundesrepublik. 
Das zentrale Solidaritätskonzert in Düsseldorf ist Auftakt 
einer Solidaritätswoche, in der bis zum 20.Juni 1980 in 
verschiedenen westdeutschen Städten Veranstaltungen und 
Aktionen stattfinden werden. Im Mittelpunkt dieser Aktivi­
täten stehen die Forderungen nach: 
• Freilassung aller politischen Gefangenen in Südafrika, 

Freiheit für den Präsidenten des ANC, Nelson Mandela, 
und Aufhebung des Todesurteils fUr den jungen Freiheit s­
kämpfer James Mange; 

• Beendigung jeglicher Zusammenarbeit der Bundesrepu­
blik und der Bundesregierung mit dem Rassistenregime, 
vor allem Unterbindung der militärisch-atomaren Kolla· 
boration und Beteiligung der Bundesrepublik an binden­
den Wirtschaftssanktionen gegen Südafrika; 

• schl ießlich braucht d ie südafrikanische Befreiungsbewe­
gung materielle Solidarität und Unterstützung_ Zu d iesem 
Zweck führt das Antiimperialistische Solidaritätskomitee 
Sammlungen zur Unterstützung einer Schule des ANC in 
Morogororransania durch, an der junge Flüchtlinge aus 
Südafrika ausgebildet werden. 

:136. ~I -. ~20h Philipahalle 
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Südafrika 
Am 26. juni /955 verabschiedeten in der siidafrikanischen K/eüH/adt Klip town 5.000 Delegierte eines Volkskongresses, 
einberufen von einer AI/iallz verschiedener antirassistischer und demokratischer Organtso.tionen unter Führung des Afrika· 
m'schen Nalionafkongresses Siidafrikas (ANC) , die Freiheitscharta, bis heute das Grundsatzdok ument des A NC ( Wortlaut in: 
AIB·Sonderdruck, NT. 1/1977). Diese "Kongrep-AlJianz", bestehend aus dem A NC, dem nichtrassistischen Südafrikanischen 
Gewerkschajlskongreß (SACTU), dem Indüchen Nationalkongreß Südaf rikas (SA INCJ, dem K011greß der Farbigen (CPC, 
Organisatl'on der "Farbige" genannten Mischlinge) sowie dem Kongreß von Demokraten, einer Organisation demokratischer 
Weißer, war die breiteste /\lassenbewegung, zu welcher sich der Widerstand gegen das Rassistenregime und das Apartheidsystem 
bislang hatte formieren können. Die Jah re vor und nach dem Volkskongreß waren dementsprechend gekennzeichnet von 
druckvollen Massenkampagnen des A NC und seiner Verbündeten , die auch durch einen lIoch verratsprozeß gegen 156 ANC·Füh· 
rullgsmitg(ieder von 1956 bis / 961, in welchem die Charta als Proußgegenstaud [uugierte, uicht gebrocheu werden konnten. 
Erst das Verb ot des ANC 1960, die Verhaftung seiner Führung, liihmten die Aktionen des Widerstandes zeitweilig, Heute 
jedoch zeichnet sich eine neue Entwicklungsstufe im Kampf der unterdrückten Massen der Af rikaner, "Farbigen" und Inder ab. 
Die Inhalte der Charta [illden weite Verbreitung ulld Resonanz (siehe den nachstehenden Textausz ug von Alfred Nw, General· 
sekretär des ANC. und den Beitrag von 1- Ostrowsky), 
Streikaktionen und militärische Unternehme11 des bewaffneten Arms des A NC, Umkhonto we Sizwe (Speer der Na tion), prägen 
die A useinalldersetzung in Südafrika (siehe hierzu die AlUsagen des Führungsmitglieds des ANC, Mziwandile Piliso). St rategie 
und Taktik des ANC, wie sie in einem umfangreic hen Grundsatzdokument des ANC 1969 in Morogoro, Tansania, niedergelegt 
wo rden waren, [inden hiermit in der Praxis ihre Bestätigung. Zum Charakter und einigen Grundzügen dieses Dokuments führte 
das AlB in London ein h lterview mit Thabo Mb eki, Mitglied des Nationalen Exekutivko mitees des ANC und Politischer 
Sehre/i ir beim Präsidenten des ANG. 
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Jürgen Ostrowsky 

Die Mobilisierung der Massen 
Knapp vier jahre nach dem Aufstand der schwanen Schüler 
und Studenten, der den Namen des Afrikaner-Gettos So­
weto weltweit zu einem Begriff machte, befanden sich im 
April und Mai 1980 erneut über 100 ,000 schwarze und 
" farbige" Schüler in den vier Provinzen Südafrikas in einem 
Schulboykott. 
Kern der Protest bewegung sind etwa 100.000 .. farbige" 
Schüler vor allem in der Kapprovinz : Hunderte Lehrer, 
selbst weiße Studenten und Schüler solidaris ierten sich mit 
den gegen die diskriminierenden Ausbild ungsbedingungen 
Kämpfenden ; in Soweto und andCTen Orten traten Tausende 
afrikanische j ugendliche ebenfalls in Schulstreiks. Die Poli­
zei tr ieb Versammlungen mit dem Knüppel auseinander, 
Hundert e j ugendliche wurden verhaftet. 

Soweto - mehr a1s eine spontane Jugendbewegung 

Vor dem Hintergrund einer gleichzeit igen, seit vielen Mona­
ten anhaltenden Streikwelle in zahlreichen Betrieben sowie 
bewaffneter Aktionen der Befreiungsb ewegung kennzeich­
nen d ie SchülCTaktionen das Ausmaß der Krise, in der sich 
das Rassistenregime zu Beginn des neuen jahrzehnts befin­
det. 
ErinnCTungen an die Situat ion im juni 1976, die Aufstands· 
bewegung von Soweto, w urden zitiert , jedoch m it einem 
Un terschied: 1976 gehörte es für Kommentatoren unter· 
schiedlij:hster Richtung zum guten Ton , die Befre iungsb ewe­
gung. d en Afri kanischen Nat ionalkongreß (ANC), totzusa­
gen und den Aufstand allein zum Werk einer spontanen j u­
gendbewegung zu erkl ären. Das war damals bereits falsch. 
Tsietsi Mashinini, einer der Repräsentanten der Schülerbe­
wegung von Soweto, damals: ,J edoch hat d ie Aktivität des 
ANC seit den 60er jahren ein günstiges Klima geschaffen , 
das die Ereignisse dieses Sommers CTmöglichte. Sonst WÜT-



den wir noch in den Anfängen des politischen Kampfes 
stecken."l 
Zweifellos war der ANC nach den machtvollen Massenkam­
pagnen der 50er Jahre durch das Verbot 1960, die Verhaf­
tung fast seiner gesamten Führung, durch verschärfte Re­
pression trotz der Eröffnung bewaffneter Aktionen 1961 in 
den 60er Jahren in eine Krise geraten. Der Neuaufbau einer 
illegalen Organisation erforderte Zeit, Massenaktionen 
waren ausgeschlossen. Aber bereits in der zweiten Hälfte der 
60er Jahre begann der ANC mit illegaler Flugblattpropa· 
ganda im Lande, vermochte er seine Untergrundorganisation 
allmählich zu etablieren, in legalen Organisationen Fuß zu 
fassen. 
Die Verschlechterung der sozialen Lage der afrikanischen 
Bevölkerung und der anderen nichtweißen Bevölkerungs­
gruppen, der Inder und "Farbigen", eine zunehmende Re­
pression des Regimes einerseits, die Erfolge der Befreiungs· 
bewegung in Afrika (Angola und Mocambique zumal) ande· 
rerseits trugen dazu bei, daß das vergangeneJahrzehnt einen 
neuen Aufschwung des Widerstandes und des Protestes 
brachte, der zugleich mit der Stärkung des ANC verbunden 
war. 
Seit dem Frühjahr 1973, als in Durban Zehntausende afrika­
nische "farbige" und indische Arbeiter einen wochenlangen 
Streik führten, ist die Serie von Arbeiukämpfen in Südafrika 
nicht abgerissen. Allein die Arbeiter in den Goldgruben des 
Vaal-Reef-Gebietes standen von 1973 bis 1975 im Streik. 
Auf das Massaker der Rassisten in Soweto antworteten die 
schwanen Arbeiter Südafrikas mit e inem landesweiten Aus­
stand. 
1979 legten afrikanische, .. farbige" und indische Arbeiterin­
nen und Arbeiter in Betrieben aller Größenordnungen und 
Branchen immer wieder die Arbeit nieder. Berühmt wurde 
der Streik in der Teigwarenfabrik Fattis & Monis, der sich 
über mehrere Monate hinzog und internationale Unterstüt­
zung fand. 

Nicht abreißende Arbeiterstreiks 

Trotz offiziellem Streikverbot, trotz Entlassungs- und Haft­
androhungen ist die Streikwelle in Südafrika ni cht zu bre­
chen. Das Jahr 1980 begann ebenfalls mit zahlreichen 
Kampfaktionen der schwarzen Arbeiterklasse. In einer 
Fischverarbeitungsfabrik in Saldanha Bay traten im vergan­
genen Dezember 700 Beschäftigte. überwiegend Frauen, in 
einen Streik für höhere Löhne; im Februar 1980 verweiger­
ten 700 Arbeiter der Ceres Fruit Growers Co-op zwei 
Wochen die Arbeit, um die WiedereinsteIlung eines entlas­
senen Kollegen zu erzwingen. 
Gemeinsam ist diesen wie den zahlreichen anderen Aktio­
nen, daß die Streikenden sich immer weniger von Strafan­
drohungen und anderen Repressalien einschüchtern lassen. 
Bestandteil vieler Forderungen ist zudem jene nach dem 
Recht auf Bildung von vollwert igen Gewerkschaften, nach 
autonomen Betriebsvertretungen der Arbei terinnen und Ar­
beiter. Ein weiteres bedeutsames Merkmal der Streikbewe­
gung ist, daß in ihr vielfach der Einfluß des quasi-illegalen 
Südafrikanischen Gewerkschafukongresses (SACTU) zum 
Tragen kommt, der mit dem ANC in der Kongreßallianz von 
1955 verbunden ist; 1980 wurde vom SACTU zum ,Jahr 
der Mobilisierung der Arbei ter" proklamiert. 2 

Sowenig der Terror d es Rassistenregimes die Arbeiterbewe­
gung in Südafrika zum Verstummen zu bringen vennochte, 
sowenig gelang es, den ANC zu vernichten, obwohl Prozeß­
wellen gegen ANC.Mitglieder an der Tagesordnung sind und 
die Todesurteile gegen Solomon Mahlangu im Frühjahr 1979 
sowie gegen J ames Mange Ende 1979 abschrecken sollen 
(siehe Kasten zu politischen Gefangenen). Seit Soweto vor 

A~red Nzo 

Lang lebe die Freiheitscharta! 

( ... ) naß die Ideen der Freiheitscharta heute in Südafrika rasch an 
Boden gewinnen, macht selbst ein oberflächlicher Blick auf die 
Politik und die Programme verschiedener Gruppen klar. In bewuß.­
ter oder unbewußter Aufnahme der Charta (und in wachsendem 
Maße ist es eine bewußte), klingen die Forderungen der verschie­
denen Gruppen der Unterdrückten in einem ansteigenden und har­
monischen Chorgesang. Gestärkt dun:::h die Unterstüb:uII8 der IIOZia­
Iistischen Länder und der anderen anti imperialistischen und pro­
gressiven Kräfte, ist sich der ANC nüchtern seiner Fähigkeit be­
wußt, die politische Mobilisierung der unterdrückten Massen und 
demokratischen Kräfte bis zu dem Punkt zu verbreitern uDd zu 
vertiefen, an welchem es möglich wird, die Ideen der Freiheitschar-
1& in eine unwiderstehliche physische Kraft zu verwandeln. Dies ist 
die Herausforderull8 der 80er Jahre. 
Zu einer Zeit, da der FeiDd versucht, Stammeskonflikte in unsere 
nationale Einheit zu treiben und andere Gruppen der Unterdrück­
ten mit Separatlösungen zu umwerben, indem er alle Individuen 
oder GriiplKhen heraussucht, die geneigt sind, persönliches Voran­
kommen über die Interessen des gesamten Volkes zu stellen, zeigt 
die Freihei tscharta, wie Gruppen- und Teilinteressen innerhalb 
einer gemeinsamen Bewegung ausgeglichen und in Wahrheit nur als 
integrale Bestandteile eioes gemeinsamen Programms verteidigt 
werden können. Heute findet in Südafrika in einem Ausmaß ohne 
Beispiel - und dies nicht nur auf Seiten der Unterdrückten, IIOn· 
dem selbst unter denen, die kurzfristig materiell von dem Privileg 
profitieren, weiß zu sein - eine besorgte Suche statt nach Wegen 
aus der gefahrlichen Krise, in die die Nationalisten-Partei unser 
Land geführt hat. 1980 wird es unsere Aufgabe sein, all diesen 
Leuten die Charta nahezubringen, damit sie selbst sehen können, 
daß es einen Weg heraus gibt, einen Weg, der Opfer verlangt, aber 
nicht Sclbstaufgabe, und der eine gerechte und friedl iche Zukunft 
garantiert. (.H) 
In seinem unermüdlichen Bemühen, die Einheit der patriotischen 
Kräfte beständig ;tU erweitern und zu stärken, läßt sich der Afrika· 
nische Nationalkongreß vom Geist der Freiheitscharta leiten, weil 
diese, als Charta des Volkes, ein Prüfstein des Patrioti5ß'lUS in un° 
serer Situation ist. 
Während der ANC auf äußerste Flexibilität abzielt, um alle Kampf­
formen und ·methoden ;tU verbinden, erkennt er auch an, daß die 
Geschichte seit dem Volku.ongreß vorangeschritten ist und Ulll den 
friedl ichen Weg verschlossen hat, der damals noch offen schien, 
und uns gezwungen hat, die Waffen gegen den Unterdrücker ;tU 
erheben. 
Heute - vor dem Hintergrund der Lehren des Volkskrieges und der 
Siege, die er in Angola, Mocambique und Zimbabwe herbeigeführt 
hat und die uns vermehrten Kampfgeist bringen, erfordert eine 
patriotische Haltung eine wirklich positive Antwort auf die Heraus­
forderung in unserem eigenen Land einen Volkskrieg zu beginnen. 
Alle Zeichen deuten darauf hin, daß diese Antwort erfolgen wird 
und daß das Jahr der Freiheitscharta uns den geheiligten Zielen des 
Volkes ein großes Stück näher bringen wird. 
Lang lebe die Freiheitscharta! 
Der Kampf geht weiter! 
Der Sieg ist sicherl 
Alle Macht dem Volke! 
(Quelle: The African Communist, London, Nr. 81, 1l11980, S. 
~7-39) 
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Mziwandile Piliso 

Streiks und Aktionen des Umkhonto we Sizwe 

Typi<clI .. Wolmquan,~r ",hW3JZ'" Arbei'~r in Siidafrih : an di< 25 """",,<n ha"",," in . int ., Ra.m; bei dem A NC-A.ngriff "uf die Vol~.b>nk in I'retorio (r.) ,. ,ö 'e ' " G uenU.", 

FRAGE: Welches sind die Ziele des ANC fUt 1980? 
M. PIU SO: Wir sind Realisten; wir wissen, daß wir die Unabhängig­
keit nicht in diesem Jahr erringen werden. Glcich>;eitig wissen wir 
aber, daß das afrikanische Volk den ANC mehr und mehr als seine 
Organisation akzep tiert. Der Feind weiß dies ebenfalls. 
Es gab eint Zeit. in der wir aufgrund objektiver Umstände im 
Lande relativ schwach waren. Heute jedoch kann ich l.uvcrI;ichtlich 
sagen, daß der ANC die Organisation des afrikanischen Volkes und 
der VöLker Südafrikas ist - keine unse rer Bevölkerungsgruppen hat 
mehr Furcht oder ilChämt sich, unserer Organisation anzugehören. 
Junge wie ältere Menschen. Inder, Farbige und Leute aus der 
weißen Bevölkerung sind nicht nur Mitglieder des ANC als einer 
pol itischen Organisation, sondern überdies des Umkhonto we Si2wc 
(Speer der Nation; d. Red.) unseres militärischen Flügels. 
Ich glaube, daß , ich diese Entwicklung verstärken wird. 1979 war 
wahrscheinlich du beste Jahr des Umkhonto. Du Jahr 1980 hat 
sehr gut begonnen. Ein oder zwei der Operationen verliefen nicht 
so wie geplant. ( ... ) 

Mobilisierung im 25. Jahr der Freiheitscharta 

1980 wird ein noch besseres Jahr werden. sowohl organisatorisch 
als auch unter militärischen Aspekten. In diesem Jahr haben bereits 
drei bewaffnete Aktionen des Umkhonto stattgefunden. Heides er· 
gänzt einander. Das Jahr 1980, als das 2S. Jahr der Freiheiucharta, 
sicht du Volk hinter der Charta mobilisiert, selbst d ie weiße Ju· 
gend, insbesondere an den Universitäten. 
Sie akzeptieren die Charta als künftiges politisches Programm. Das 
wird Botha und den Westen nicht davon abhalten zu sagen, die 
Oiarta sei ein kommW\istisches Dokument. obwohl die Menschen 
in SüdafTika sehr wohl wissen, daß es vom Volke selber von dessen 
Kongreß in K1 iptown 1955 kommt. ( . .. ) 
FRAGE : In den"letz ten Monaten hat es einen wachsenden Wider· 
stand der Arbeiter und eine Welle von Streikak tionen gegeben. 
M. PIUSO: Das ist eine natürliche Entwicklung, die sich seit einiger 
Zei t abspielt. Die Streikakt ionen haben sei t 19 73 zugenommen. 

Das sollte nicht überraschen. 
D<:r Lebensstandard unseres Volkes sinkt von Tag zu Tag. Für die 
Mehrheit ist es schwierig, d ie Mieten zU zahlen - lediglich die 
Miete, ganz zu schweigen von Essen, Kleidung, Arztkolilen. Was 
anderes kann unser Volk tun außer, so gut es kann, gan:< normale 
Forderungen zu stellen? Deshalb nehmen die Streiks gegenwärt ig 

'". Man kann jedoch beobachten, daß sie nicht aUein auf ökonomische 
Verbesserungen gerichtet sind . Die l,Qsungen, die benutzt werden, 
sind auch politische, sind Forderungen nach Mehrheitsherrschaft in 
Siidafrika. 
FRAGE : Was ist das herausragende Ereignis innerhalb der Streik· 
welle? 
M. PIUSO: In den Streiks in Port Eliz.abeth Ende letzten Jahres 
waren d ie Unternehmer gezwungen, den Forderungen der Arbeiter 
nachzugeben, und auch hier handelte es sich nicht bloß um ökono­
mische, sondern um polit ische Forderungen. Ich glaube, der Erfolg 
dieses Streilu zeigt dem Volk, über wekhe Macht , wekhe mögliche 
Macht, es verfügt. 
IXr andere be:teichnende Umstand ist, daß diese r Streik alle 
$Chwarzen Arbeiter vereinte - Afrikaner , Farbige und Inder, auch 
wenn es in der Region nur wenige Inder gibt. 
Es wird :tunehmend schwierig, daheim und nicht nur hier im 
Ausland, zu differenzieren oder über d rei Gruppen zu sprechen, 
weil das Volk sich mehr und mehr als schwarz empfindet. 1976, 
nach den Ereignissen von Soweto, waren es d ie farbigen Arbeiter in 
Kapstadt, die ah erste die Unterstüt:tungsbewegung begannen. Es 
war in den Farbigen-Geuos, in denen der Widerstand am längsten 
anhielt. Die Zusammenarbeit wird sich verstärken. 
Heute gibt es :tum Beispiel mehr und mehr junge Weiße, d ie sich 
dem Wehrdienst entziehen. Allein in Großbritannien randen sich in 
letz ter Zeit 100 von ihnen ein. Dies mögen kleine Zahlen sein, aber 
sie: verlangen mehr und mehr danach, die Erlaubnis zu erhal ten sich 
dem ANC und dem Umkhonto we Sizwe, se inem militärischen 
FlÜ!\e1, anzuschließen. 
(QueUe: Guardian, USA, 20.2.1980; in: Facts and Reports, Am· 
sterdam. 4.4.1980) 



allem erhält der ANC Zulauf von zahlreichen Jugendlichen, 
die ins Ausland flüchteten, um sich der Guerillabewegung, 
dem bewaffneten Arm des ANC, Umkhonto we Sizwe 
(Speer der Nation), anzuschließen. Das Verbot der Organisa­
tion des Black Consciousness (Schwarzes Selbstbewußtsein) 
im Herbst 1977 erwies sich als Bumerang für das Regime. Es 
zerstörte bei vielen Afrikanern die Illusionen über noch vor­
handene Möglichkeiten legalen Handelns und bewies die 
Richtigkeit der Strategie des ANC. auf den bewaffneten 
Kampf zu setzen (vgl. dazu das AlB-Interview mit Thabo 
Mbeki in diesem Heft).3 

1979 - das ,Jahr des Speeres" 

1979, das Gedenkjahr an die 1879 von den Zulu-Kriegern 
bei Isandhlwana über die Briten gewonnene Schlacht, wurde 
vom ANC zum ,J ahr des Speeres" proklamiert. 
Bewaffnete Aktionen der Umkhonto-Guerilleros wurden der 
sichtbare Ausdruck dafür, daß es sich hierbei um eine 
symbolische Benennung handelte, die ernst gemeint war: 
Die erste spektakuläre ANC-Aktion gah der Polize istation 
von Moroka in Soweto; sie fand im Mai 1979 statt. Weitere 
militärische Angriffe gegen Institutionen des Apart heid­
Regimes folg ten. Im Dezember 1979 gelang es dem ANC 
sogar, drei seiner Mitglieder aus dem schwer bewachten Ge­
fängnis von Pretoria zu befreien und außer Landes zu brin­
gen. 
Das j ahr 1980 brachte dem Regime keine Ruhe - der ANC 
eskalierte seine bewaffneten Aktionen, verbunden mit Auf­
klärungsarbeit und Massenmobilisierungsaufrufen. Ende 
Januar scheiterte ein überfall mit Geiselnahme auf d ie Bank 
("Volkskas") in Silverton; im April d.]. beschossen ANC­
Kämpfer erneut eine Polizeistation bei johannesburg mit 
Gewehren und Raketen. Das Regime zeigt sich diesen An­
griffen gegenüber zunehmend hilflos - ihr Erfolg basiert 
indessen vor allem auf der Unterstützung durch d ie afrika­
nischen, "farbigen" und indischen Massen. 
Dies ist ein weiteres Kennzeichen der Situation: Seil den 
50er Jahren war die Breite des Widers tandes, des öffentlich 
bekunde ten Protestes gegen das System nicht mehr so groß. 
Legale Organisationen und Grem ien nahmen viele Forderun­
gen und Losungen der Befreiungsbewegung auf. 

Schwarze Politiker vertreten teilweise Positionen des ANC -
so die Mitglieder des Komitees der Zehn von Soweto. Unge­
achtet der Apartheid-Gesetze und anderer politischer Straf­
bestimmungen trat z.B. Nelson Mandelas Tochter vor 4.500 
Studenten der Universität von J ohannesburg auf und forder­
te die Freilassung ihres im KZ Robben Island inhaftierten 
Vaters. Die Freilassung des ANC-Präsidenten Mandela wird 
von inzwischen (Stand Ende März 1980) 22.000 Unterzeich­
nern e iner Petition gefordert. 

Sich mit dem ANC, seinen Mitgliedern offen zu identifizie­
ren, ist in Südafrika heute wieder an der Tagesordnung. An 
die l.000 Menschen nahmen an der nächtlichen Enthül lung 
eines Gedenksteins für den 1979 ermordeten So lomon Mah· 
langu teil. An der Beisetzung der Teilnehmer der gescheiter­
ten Akt ion gegen die .. Volkskas" in Silverton nahmen b is zu 
10.000 Menschen teil; 2.000 Trauernde fande n sich zur Bei­
setzung der verstorbenen ANC-Kämpferin LilJian Ngoyi, 
Mitorganisatorin der ANC-Frauendemonstrationen von 
1956, im März dieses j ahres ein - sie legt en Kränze mit den 
Farben des ANC nieder, schwarz, grün und gold, und hielten 
ANC-Fahnen in den Händen. 
Der Aufschwung in den Widerstandsaktionen und Kampf­
handlungen gegen das Apartheidsystem is t unübersehbar. 
Die Ereignisse in Zimbabwe haben dem Kampfeswillen der 
unterdrückten Massen Südafrikas zusätzlichen Auftrieb gege­
ben. Die Intensivierung des bewaffneten Kampfes, der 
Streikbewegung, der propagandistischen Arbeit, verbunden 
mit der internationalistischen Solidarität, wird. - auch wenn 
der Weg dorthin noch lang ist - Südafrika in den 80er jah­
ren -die Freiheit bringen, wie Dr. Yusuf Dadoo , Vorsitzender 
der KP Südafrikas und Fiih rungsmitglied des ANC, Ende des 
vergangenen j ahres prophezeite. Der ANC hat mit der Inten­
sivierung seiner Aktivitäten eine neue Etappe des Befrei­
ungskampfes eingeleitet. 

Anmerkungen: 
I ) AlB, Nr. 1 (1977, S. 25·27, hier S. 27 
2) Siehe AIB-Gespräch mit dem SACTU-Generalsekretär J. Gaet· 

sewe, 25 J ahre Südafrikanischer GewerkschafukongrcB, in: AlB, 
Nr. 3(1980, S. 28·29 

3) Eine Bilanzierung des bewaffneten Widerstandes in Südafrika vor 
1979 liehe in: AlB, Nr. 3/1978, S. 4 ff. 

4) Sunday Post, 30.3.1 980, zil. nach: Weckly News Briefing, Lon­
don, Nr. 14(3 .4.1980, S. 3 
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Politische Gefangene in Südafrika 

Knapp ein Jahr, nachdem der angeblich "flexible" PieleT Botha an 
die Spitzt des sooafrikanischcn Ranistenregimes trat, ist in der 
bundesdeutschen Presse kaum noch etwas von "neuen Tönen aus 
Prcloria" (Frankfurter Rundschau, 3.9.1979) zu vermelden. Die 
Zündung der ersten siidafrikanischcn Atom- ode-. Neutronenbombe 
am 22.9.1979 und das Todesurteil gegen jamc! Mange vom 
15.11.1979 (vg1. AlB, NT. 1{1980) demonstrieren die unverändert 
aggressive Politik Südafrikas nach außen und innen. 
Im f ebruar dJ. gab PoHzdminilHcr Lc Grangc bekannt, 1979 seien 
163 Menschen, die meisten "auf der Flucht", von der Polizei er· 
schouen worden (1978 waTen es 204 Personen) und 13 3 Todesur­
teile sden vollnrttkt worden (Die Neue, 23.2.1980). Im Män wur· 
den bei einer Großrauia inJohannesburg 1.!i00 Penonen verhaftet 
(International HeraId T ribune, Zürich, 2!i .2.1980). Dies zeigt den 
Willen der Rassisten, den seit Soweto schnell angewachsenen in· 
neren Widerstand durch ständig brutalere Reaktionen zu brechen. 

Todesurteile gegen S. Mahlangu undJ. Mange 

Die erste Konsequenz Zur Bewältigung der Verhaftungswelle nach 
SowelO war eine enorme Verschärfung der rassistischen Gesetzge­
bung (z.B. Criminal Procedure Act von 1977), was vor allem darauf 
abzielte, Festnahmen und Verhöre zu erleichtern, Folterungen zu 
kaschieren und die Gerichuverfahren zu beschleunigen. In d iesen 
Verfahren demonst rierte man Härte, um vom aktiven Befreiungs· 
kampf abzuschrecken - ein Versuch, insbesondere den Zulauf der 
Jugend zum Afrikanischen Nationalkongreß (ANC) durch ma$Sive 
Drohungen einzudämmen. In dem ' gegen 12 ANC·Mitglieder ins· 
zenierten Prozeß der ,,Pretoria 12" wurde 1977 erstmals für "Ter· 
rori smus" die Todesstrafe beantragt (vgl. AlB, Nr. 9/1977 und 
6/1978). Trotz heftigster internationaler Proteste wurde am 
6.4.1979 das ente Todesurteil, an Solomon Mahlangu, wegen an· 
geblicher Beteiligung an einer bewaffneten Aktion vollstreckt. Im 
Novemher vergangenen Jahres endete der Prouß der "Pietermaritz· 
burg 12" mit dem Todesurteil !\,=gen James Mange. Dieses ist das 
erste Todesurteil wegen Hochverrats. 
Kaum verhüllt wurde damit d ie Mitgliedschaft im ANC verurtei lt, 
was eine enorme Verschärfung politischer und rassist ischer Verfol· 
gung darstel lt. In ihm zeigt sich die zunehmend lebensbedrohliche 
Situation politischer Gefangener in der RSA. . 
Ab Juli 1976 waren innerhalb von 12 Monaten 21.282 Personen 
verhaftet und von ihnen 13.366 verurteilt worden! Seit Soweto 
wurden ca. 9.000 Jugendliche un ter 18 Jahren wegen "Sabotage" 
oder "öffentlicher Gewalt" verurteilt. 1978 erhielten 252 Jugend· 
liche Gefangnisstrafen (vgl. Note, and Documents, New York, Nr. 

25 /7 9, Okt. 19 79 sowie Sechaba, London, Okt. 1979). Zur Zeit 
befinden sich mindestens !i50 politische Gefangene, davon mehr ab 
50 Personen aus Namibia, in südafrikani schen Gefangnissen. In 
lebenslänglicher Haft bdinden sich 21 Führer der Befreiungsbe· 
wegUllgj 103 sind zu 15 und mehr Jahren Verurteilte. Unter den 
Lebenslänglichen sind die 1964 im historischen Rivonia·Hochver· 
ratsprozeß verurteilten ANC-Führer N. Mandela, W. Sisulu, 
G. Mbeki U.a. Sie befinden sich, wie alle männlichen nichtweißen 
Gefangenen auf der nordwestlich von Kapstadt gelegenen KZ·lnsel 
Robben hland. Dort sind derzeit 489 politische Gefangene inte r­
niert, darunter mindutens 9 Jugendliche unter 18 Jahren (Focus, 
London, Nr. 27/März·April 1980, S. 9). Weibliche nichtweiße Ge· 
fangene werden im Kronstad-Gefängnis festgehalten, während für 
weiße Männer eine besondere Sektion des Pretoria·ZentraIgefangnis 
vorbehalun ist. 

Polit isehe Gefangene kommen automatisch in die 4. Haftkategorie 
D, die den Kontakt mit der Außenwelt fast völlig unterbindet. 
Desweiteren werden sie naeh rassischen und ethnischen Gruppen 
getrennt. Einer besonderen Behandlung unterliegen Führer du 
ANC, die man von anderen Kämpfern zu isolieren versucht. 
Tro tzdem ist es den Inhaftierten ge lungen, gewisse Kommunika· 
tionsstrukturen aufzubauen. Einen wichtigen Aspekt, denn z.B. 
sind 240 Gefangene auf Robben Istand Schüler der Soweto-Gene­
ration, steUt die Durchführung von Bildungsprogrammen dar, in 
denen verschiedene Schulahsehlüsse bis zu Universitätsdiplomen er· 
reicht werden konnten. So wurden 1977 62 Examen abgelegt, in 
den Kursen gab t'S 21 1 Teilnehmer. Im November 1977 unternahm 
dn faschistische Regime einen ernsten Angriff auf die Rechte der 
Gefangenen, indem es ihnen das Studium über Oberschul·Niveau 
verbot. Damit hat sich die du rch Isolierhaft, Schwerstarbeit und 
Folter - seit 1963 starben an ihr mindesten. 50 poli tische Gefan· 
gene - gekennzeichnete Situation der Internierten weiter ver· 
schlechtert. 

Dieses hat auch innerhalb Südafriku die Solidaritätsbewegung mit 
den politischen Gefangenen wesentlich verstärkt. Oie Kampagne 
des ANC für freie Weiterbildung aller Gefangener fand große Unter­
stützung. Nach einer Kundgebung mit Zinz i Mandela, der Tochter 
Nelson Mandelas, in der Witwatersrand·Universität begann im März. 
1980 die Sunday Post eine K.aJ:npagne für die f reilassung N. Man· 
delas. Die Aktion, bei der innerhalb eines Monats 22.000 Unter· 
schriften gt'Sammelt wurden, wurde ein derartige r öffentlichkeits­
erfolg, daß Pieter Botha sich genötigt sah, bei öffentlichen Auftrit· 
ten auf die Forderung nach Frei lassung der politischen Gefangenen 
einzugehen und den unveränderten HelT·im·Hause·Standpunkt des 
Rassistenregimes klarzustellen. 

S'underu.n, .. S'ei ... klopfeD zihlt auf Robbon bland ... den PfIkh,"""ngen der p<>li'i~hen Gefange .... ; Ioben<l1nJ1icb eingekerken ... hier auch Ne""" Mudei. (r_). Vo .. i" ... ",,"r der ANC 



Interview mit Thabo Mbeki 

Strategie und Taktik des ANC 

AlB: 1969 verabschiedete der ANC ein Do kument mil dem 
T itel "Strategie und Takt ik der südafrikanischen Revolu­
tion", Worin bestehen die Hauptaussagen dieses Doku­
ments? 
T. MBRKI: Man muß zunächst darauf hinweisen, daß der 
ANe selbst sagt, daß sein strategisches Hauptziel die Macht­
ergreifung durch das Volk ist. Dies ist e ine grundlegende 
Voraussetzung, denn sie bedeutet . daß wir nicht auf eine 
Verhandlungslösung aus sind . Sie bedeutet, daß alles, was 
wir tun, auf die Volksmassen abzielen muß, darauf, daß sie 
organisiert, bewußt, in Kenntnis dessen, wofür sie kämpfen, 
in diesem Kampf einbezogen sind, um die Macht zu errin­
gen. Dies ist eine grundlegende Posit ion für d ie Strategie und 
Taktik des ANC. 

Hauptkraft ist die schwarze Arbeiterklasse 

Hieran schließt sich die Frage an, welches d ie Kraft ist, die 
eine solche Strategie ausführt, und selbstverständlich ist 
diese Kraft das Volk selbst. Das Dokument von 1969 sagt 
aus, daß die Hauptkraft im Volke natürlich d ie schwarze 
Arbeiterklasse ist, denn sie ist es, die sich in täglicher Kon­
frontatio n mit dem Gesamtsystem befindet - sei es in den 
Fabriken oder in den Wohngebieten, sei es, daß es um Lohn­
fragen , Paßgesetze, steigende Preise geht - , ganz gleich, um 
welche Probleme es geht , die schwarze Arbeiterklasse ist es, 
die am direktesten und beständigsten mit den Brutalitäten 
des Systems konfrontiert ist. Das heißt nicht , daß die ande­
ren Schichten der Bevölkerung dies nicht wären. 
Das andere wichtige Element ist natürlich, daß unsere Ge­
schichte, insbesondere d ie der letzten etwa 30 Jahre, zwin­
gend gezeigt hat, daß d ies die Schicht innerhalb der schwar­
un Gemeinschaft ist, die am besten organisiert , politisch am 
bewußtesten, am aktivsten ist . 
Dies soll nicht he ißen, daß das Dokument den Eindruck 
erwecken soll, daß die Landbevölkerung keine Rolle spiele . 
Es geht darum, daß die schwarze Arbeiterklasse das Herz, 
das Zentrum, die Avantgarde innerhalb der Gesamtheit der 
Kräfte darst ellt , welche die Befreiung erringen sollen. 
Nun gibt es eine große Anzahl von taktischen .Fragen, die 
erörtert werden müssen, und die in dem Do kument von 
1969 vom ANC b ehandelt werden. 
Bei unserer Arbeit müssen wir, wie ich ausführte, das Volk 
im Kampf einbeziehen als eine bewußte und aktive Kraft. 
Das heißt: Wir, das Volk, müssen in der Lage sein auf alle 
Formen der Unterdrückung zu antworten. Deshalb ist es 
no twendig, daß sich die Arbeiter organisieren, um für höhe­
re Löhne zu kämpfen, daß das Volk organisiert ist, um ge­
gen steigende Mieten und Transport kosten zu kämpfen, daß 
das Volk organisiert ist, um Massenumsiedlungen wider­
stehen zu können usw. 
Vom taktischen Gesichtspunkt aus heißt dies, daß der AN'C 
sicherstellen muß, daß jedermann in den Kampf e inbezogen 
ist. Das h eißt, daß Aktivitäten auf lokaler Ebene sehr wich­
tig werden, denn man begegnet Unterdrückung, ist mit ihr 
konfrontiert zunächst auf örtlicher Ebene, dort wo man 

lebt, wo man arbeitet. 
Nun sind der Kampf, die Konfrontation für sich selbst natür­
lich Erziehungsprozesse. J eder, der aufsteht und sagt: "Wir 
fordern höhere Löhne", wird unter den südafrikanischen Be­
dingungen fast unausweichlich zugleich mit der Polizei zu­
sammenstoßen, was also heißt, daß der Kampf nicht led ig­
lich einer zwischen Unternehmer und Beschäft igten ist, son­
dern sofort auch einer zwischen den Arbeitern und dem 
Staat. Und so wird es den Leuten, die sich im Kampf befin· 
den, klar, daß für diese Probleme keine grundlegenden Lö­
sungen möglich sind ohne eine Veränderung der Gesamtsi· 
tuation. 
Dies ist ein Bereich. Ein anderer, der natürlich von sehr 
großer strategischer Bedeutung ist, ist der des bewaffneten 
Kampfes. Auch hier ist es die Auffassung des ANC, daß der 
Erfolg des bewaffneten Kampfes abhängt vom Niveau der 
politischen Mobilisierung der Volksrnassen. 
Das heißt, daß der politische Massenkampf auf örtlicher, 
regionaler und nationaler Ebene, über den ich gesprochen 
habe, nicht allein für sich bedeutend ist, für die Führung des 
politischen Kampfes - er ist zugleich die Basis für den Er­
fo lg des bewaffneten Kampfes. Deshalb gehen wir nach wie 
vor davon aus , daß es für das Volk unabdingbar notwendig 
i~t, die Waffen zum Kampf zu erheben. 
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Hier ist es wichtig darauf hinzuweisen, daß das, was wir 
anstreben, ein Volkskrieg ist, Ein Volkskrieg nicht allein in 
der Hinsicht, daß es volkstümliche Forderungen sind, für 
welche die militärischen Kader kämpfen - das ist selbstver· 
ständlich ein Element der Definition des Volkskrieges - , 
sondern in der Hinsicht, daß die Massen des Volkes wirklich 
einbezogen sind, daß die Volksmassen tatsächlich Gewehre 
tragen, daß sie in anderer Weise an der Führung des bewaff· 
neten Kampfes beteiligt sind. Und das erfordert natürlich, 
daß ein hohes Bewußtsein vorhanden sein muß, damit das 
Volk den Willen besitzt, die damit verbundenen Opfer auf 
sich zu nehmen. 

Die Volksmassen müssen die Gewehre tragen 

Wir sagen also, politischer Massenkampf wie militärischer 
Massenkampf, die Verbindung beider miteinander, sind von 
großer Bedeutung. 
Unter organisatorischen Aspekten sagt der ANC - und dies 
ist wohl eine Erfahrung aller Revolutionen - , daß politische 
Massenaktivität soweit wie möglich legale Organisationsfor. 
men erfordert. Denn eine legale Organisation ist besser in 
der Lage, mehr Menschen und sie schneller zu erreichen, 
eine legale Organisation hat z. B. die Möglichkeit, eine Mas­
senversammlung einzuberufen, um poli tische Fragen zu dis· 
kutieren; zum Beispiel: das Komitee, welches die Leute in 
Crossroads organisiert hat, sich den Massenumsiedlungen zu 
widersetzen, ist ein legales Komitee - es arbeitet offen, es 
kann Aufrufe veröffentlichen, Flugblätter verteilen usw. 
Wir sagen auch jetzt: Was immer das Regime tun mag oder 
sagt, unser Volk hat immer diese Formen des legalen Kamp­
fes find en mii<lsen, weil d ies der beste Weg ist, die Massen 
des Volkes zu mobilisieren. Dies war auch der Grund, wes­
halb der ANC verboten wurde. 
AlB: Wie ist die Losung zu verstehen, daß der Hauptinhalt 
des südafrikanischen Befreiungskampfes die Befreiung der 
schwarzen Massen sein müsse? 

T. MBEKI: Das afrikanische Volk ist das am meisten unter­
drückte, es stellt die Mehrheit der Bevölkerung Südafrikas. 
Vor a llem: kein anderes pol itisches Problem in Südafrika 
kann gelöst werden, ohne daß dieses Problem gelöst wird. 
Dies heißt jedoch nicht , daß die sog. Inder und Farbigen 
nicht unterdrückt seien. Sie sind es in vielerlei Hinsicht. Sie 
leiden unter denselben Einschränkungen wie die Afrikaner, 
ihre Lebensbedingungen sind nicht so verschieden von deo 
nen der Afrikaner. Diese objektive Situation zwingt zu einer 
Allianz zwischen den Afrikanern, den Indern und den Farbi­
gen. 
Unabhängig davon ist es die Position der südafrikanischen 
Befreiungsbewegung seit langem, seit Jahrzehnten, gewesen , 
bewußt die Vereinigung aller unterdrückten Völker anzu­
streben. Es ist d ies also keineswegs eine spontane Reaktion. 
Es ist eine politische Orientierung, denn wir führen einen 
antirassistischen Kampf, und infolgedessen m uß das antiras­
sistische Element als bewußte politische Position hervortre­
ten, die wir verteidigen mii<lsen. Deshalb können wir z.B. 
nich t sagen: "Die Afrikaner mii<lsen den Weg allein gehen ." 
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Es ist die Aufgabe der Befreiungsbewegung, jedermann zu 
befreien - den Unterdrücker selbst eingeschlossen. 
AlB: Zahlreiche Dokumente des ANC, die Resolut ion von 
Morogoro vom März 1975 (Wortlaut in: AIB·Sonderdruck, 
NT. 1/1 977, S. 6-7) e ingeschlossen, verbinden die Frage der 
nationalen Befreiung im polit ischen Sinne mit der Frage der 
sozialcn Revolution. Wie stellt sich dieser Zusammenhang 
für den ANC dar? 
T. MBEKI: Wiederum gehen wir von der objektiven Lage in 
Südafrika aus. Es ist klar, daß der Rassismus in Südafrika das 
Element des RassenvoTuneils enthält, also in gewissem Sin­
ne der Ideologie; deshalb finde t man unter den Weißen Ras· 
sisten, die dies aus solchen Gründen sind. 

Im Grunde jedoch ist Rassismus ein Instrument, das in Süd­
afrika durch die Jahrhunderte gebraucht wurde als ein Mit· 
tel, um ein Ausbeutungssystem aufrecht zu erhalte n. Es 
wurde eingesetz t , um die schwarzen Arbei ter auszubeuten; 
es wurde eingesetzt, um Reichtum fast ausschließlich in den 
Händen der weißen Minderheit zu konzentrieren, und selbs t 
unter der weißen Minderheit d ient es dazu, den Reichtum in 
den Händen der Kapitalistenklasse zu sammeln, die Rassis· 
mus benutzen, um das Denken der Menschen, der weißen 
Arbeiter, d er Mittelschichten und anderen Schichten zu be· 
nebeln, um sie zur Verteidigung des Systems zu gewinnen. 
Dies ist die objektive Realität Südafrikas in seiner Geschich­
te und seiner Gegenwart. Wenn man also davon spricht, daß 
man einen Kampf füh rt, um nationale Unterdrückung zu 
beseitigen, um rassische Unterdrückung und Diskriminierung 
zu beseitigen, muß man zu den Wurzeln dieser Verhältnisse 
zurückgehen, muß man sagen, was die Basis daftir is t , welche 
Folgen sie hatten. 

Daher ist es für den ANC nur natürlich, die Position einzu­
nehmen, daß, solange man ein System verewigt, das Rassis· 
mus hervorgebracht ha t, ein System, in welchem die schwar­
ze Mehrheit nichts, die weiße Minderheit jedoch alles be­
sitzt, man rassistische Unterdrückung nicht beseitigt, solange 
man dies nicht änder t . Man mag die poli t ische Unter­
drückung beseitigen, in dem Sinne , daß jeder das Stimm­
recht besitzt, aber selbst diese politische Befreiung wird ein­
geschränkt und reduziert und ihrer Bedeutung beraubt da­
durch, daß die ökonomische Macht in den Händen einer 
weißen Minderheit verbleibt. Dies ergibt sich objekt iv aus 
der Situa tion. Deshalb sagt der ANC in der Freiheitscharta, 
daß die Banken, die Bergwerke, die Monopole nationalisiert 
und in die Hände des Vo lkes übergeben werden müssen, weil 
in etwa höchstens 1 % der südafrikanischen Bevölkerung über 
90% des gesamten Reichtums des Landes verftigen. Das ist 
eine offen kundig undemokratische Situation und e ine Situa· 
tion, die den Rassismus hervorbringt. 

Eine neokoloniale Lösung 
wäre keine echte Befreiung! 

Deshalb sagt der ANC, das Land müsse unter die verteilt 
werden, die es bearbeiten. Jedes andere System des Land· 
besitzes oder d er Landverteilung würde wiederum dazu die· 
nen, den Rassismus zu verewigen und damit den Gehalt, d ie 
Bedeutung der politischen Befreiung einschränken. 
Insofern ist dies eine Voraussicht, d ie aus der Realität der 
südafrikanischen Situation hervorgeht , eine Anschauung, die 
die These enthält, daß es einen Unterschied gibt zwischen 
wirklicher und nichtechter Befreiung, zwischen echter Be­
freiu ng und einer neo ko lonialen Lösung. Und wir sagen, daß 
wir gegen eine neokoloniale Lösung sind. 
Wir treten für eine Lösung ein, in welcher das Volk die 
Macht ausüben wird - die gesamte Macht, nicht blo ß die 
poli t ische, sondern auch die ökonomische, die staatliche. 
Nur so wird die Befreiung Südafrikas Sinn haben. 



Afrikanischer Nationalkongreß Südafrikas 

Antwort an die Regierung in Bonn 

STOP 
Atomare 

Zusammenarbeit 
Bundesrepublik 

-Südafrika 

Auf einer Pressekonferenz der westdeutschen Anti-Apart­
heidbewegung gab die Befreiungsbewegung Südafrikas, der 
A/rikcmische Nationalkongreß. die jolgende Erklärung zu 
den fortgesetzten Bonner Dementis über die atomare Kolla­
bortltion zwischen der BRD und Südafrilca ab. 

Diese Pressekonferenz fmdet zu einem entscheidenden. 
wichtigen Zeitpunkt in der Geschichte der Völker des Süd­
lichen Afrika statI. Der Zusammenbruch der portugiesischen 
Herrschaft in Afrika und der bewundernswene und histori­
sche Sieg der Patriotischen Front in Zimbabwe sind eine 
gew~tige Ermunterung für die unterdrückten Massen in 
Namibia und Südafrika. 
Botha und sein Regime werden von dem Trauma verfolgt, 
daß der Zusammenbruch der Verteidigungslinie des Apart­
heidstaates am Sambesifluß die strategische Situation des 
rassistischen Südafrika noch weiter verschlechtert und sich 
noch gefahrlicher zugunsten der südafrikanischen Befrei­
ungskräfte unter Führung des Afrikanischen Nationalkon­
gresses und seiner Verbündeten verschoben hat. 
Dal Kräfteverhältnis im Südlichen Afrika hat sich seit 1974 
tatsächlich deutlich zuungunsten des ralsis tischen Südafrika 
verschoben; dieses mußte sich e iner neuen strategischen Si· 
tuation anpassen. Es hat daf1.ir hauptsächlich die Unter­
drückung nach innen verstärkt, sein militärisches Potential 
vergrößert und benachbarte afrikanische Staaten überfallen. 
Es hat auch sein KemwaHenarsenal vergrößert. 
Obwohl seit langem festgestellt wurde, daß Südafrika eine 

Gefahr für den Weltfrieden und die internationale Sicherheit 
ist und obwohl sich Südafrika in der Region so aggressiv 
verhäJt, setzen die größeren westlichen Staaten, besonders 
die USA, Frankreich, Großbritannien, Israel und die Bun­
desrepublik Deutschland ihre nukleare Zusammenarbeit mit 
dem Regime in Pretoria fort. Diese Länder behaupten, daß 
ihre nukleare Zusammenarbeit mit Südafrika nicht dazu bei­
trägt, daß das Pre toria-Rcgime sein eigenes Atomwdfenarse­
nal aufbaut. Das ist Lug und Trug. 
Es steht fest, daß man unm öglich nukleare Technologie und 
Anlagen für "friedliche Zwecke" liefern und gleichzeitig 
sicherstellen kann, daß sie nicht zu militärischen Zwecken 
benutzt werden. Vielmehr hat das Apartheid·Südafrika 
durch den Zufluß von nuklearer Technologie, Awbildung, 
Ausrüstung und anderen Formen der Unterstützung seine 
Kernwaffenkapazität erworben. Die Westmächte wissen das. 
Wüßten sie das nicht, so häuen sie wohl nicht 1977 das 
Vorster.Regime davor gewarnt, den geplanten Test in der 
Kalahari-WüSle dur.::hzufUbren. Und es gibt große Besorgnis 
bei den Vereinten Nationen, ob eine Kernexplosion im Sep. 
tember 1979 in der Nähe Südafrikas stattgefunden hat. 
In Anbeuacht dieser Tatbestände und von Vorsters Prahle· 
rei im September 1977, daß Südafrika Atomwaffen bauen 
kann, wird die volle Bedeutung einer Apartheid-Atombom­
be offenkundig_ Deutlich wird auch die Ungeheuerlichkeit 
des Verbrechens von all diesen Mächten. einschließlich der 
Bundesrepublik Deutschland, die geholfen haben, das zu er­
zeugen, was jemand einen "atomaren Frankenstein" ge­
nannt hat. 
Die Westmächte haben dies getan trotz aller wiederholter 
Warnungen des Afrikanischen Nationalkongresses, VOn Af· 
rika und von der internationalen Anti-Apartheid-Gemein­
schaft . Die Westmächte haben es vorgezogen, die Beweise 
und Warnungen zu übergehen - die nukleare Zwammenar­
beit mit Südafrika geht weiter trotz der erklärten Fähigkeit 
und der Absichten des Apartheid·Regimes. ( ... ) 
Im Namen des Vo lkes von Siidafrika appelliert der Afrika· 
nische Nationaikongreß an die Bundesregierung und an die 
Bevölkerung der Bundesrepublik, damit aufzuhören, das ras­
sistische weiße System in Südafrika zu schützen und auf 
keinem Gebiet mehr mit ihm zusammenzuarbeiten. Wir ap­
pellieren an Sie und warnen Sie vor den Gefahren. Südafri­
kas nukleare Kapazität ist weit entwickelt, aber noch immer 
in einem Anfangsstadium seines Nuklearprogramms begrif­
fen. Es sucht zunehmend die nukleare Zusammenarbeit von 
außen, um sein Programm weiterzuentwickeln. 
Bevölkerung und RegicrWlg der Bundesrepublik Deutsch· 
land und die internationale Gemeiruchaft mÜ'isen wirkungs. 
volle Maßnahmen ergreifen Wld fordern, um den Abbruch 
des südafrikanischen Kcmwaffenprogramms zu erreichen. 
Sie müssen e ine Demontage aller Nuklearanlagen in Südafri­
ka fordern. 
Fordern und unterstützen Sie ein Nuklearembargo vor den 
Vereinten Nationen I 
Die nukleare Zusammenarbeit der Bundesrcpublik mit Süd· 
afrika ist eine Bedrohung des Weltfriedens und wird, wenn 
sie nicht gestoppt wird, zu einem Holocaust führen, das über 
meruchliche Vorstdlungskräfte hinawgeht. 
(Quelle: Presseerldärung des Afrikanischen Nationalkongres­
ses, Bonn, 21.3.1980) 
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Namibia 

Hans Mayer 

Nach Zimbabwe -
interne Lösung für Namibia? 

Der Wahlsieg Rohert Mugabes und Joshua Nkomos in Zim­
babwc hat den Bestrebungen Südafrikas, unt er seiner Ägide 
eine ökonomische und mil itärische Integrat io n im Südlichen 
Afrika durchzusetzen, einen entscheidenden Rückschlag ver­
setzt. Mehr noch: Nachdem Zimbabwe Anfang April dJ . d ie 
Unabhängigkeit erreicht hat , verfügt die Republik Südafrika 
nurmehr an ihrer Nordwestgrenze über eine Pufferzone ge­
genüber d en fortschrittlichen Frontstaaten Afrikas. 

20 Jah« SWAPO 

In Namibia aber tritt d er Befreiungskampf der Südwestafri­
kanischen Volksorganisation (SWAPO) seit Mitte Februar 
1980 in e ine Phase e in, in der es den südafrikanischen Besat­
zungstruppen trotz der Mobilisierung von Reserveeinheiten 
offensichtli ch nicht mehr gelingt, das Vordringen der Volks­
befreiungsarmee von Nam ibia (PLAN) , des bewaffneten 
FlÜlrels d er SWAPO nach Süden zu verhindern) (siehe Ka­
sten) . Obwohl die mil itärische Potenz des südafrikanischen 
Regimes einen Sieg der SWAPO-Kämpfer noch längere Zeit 
hinauszuzögern vermag, kann doch kein Zweifel darüber be­
stehen, daß die SWAPO in nicht allzuferner Zu kunft vor 
dem größten Triumph ihrer Geschichte stehen wird_ 
Die Gründung der SWAPO vor 20 Jahren beinhaltete nicht 
nur die überwindung tribalistischer und partikularistischer 
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Interessen im ant ikolonialen Kampf des namibischen Vol­
kes. In ihr schlossen sich auch die konsequentesten Kräfte 
der antikolonialen Bewegung zusammen. 
Während die übrigen antikolonialen Bewegungen in Namibia 
an einer gewaltfre ien Konzeption des Befreiungskampfes 
festhieh en oder in der Hoffnung auf eine internationale 
friedliche Lösung verharrten, nahm di e SWAPO 1966 den 
bewaffneten Kam pf auf und konnte angesichts der Kompro­
mißlosigkeil des südafrikanischen Regimes ihre Verankerung 
in der namibischen Bevölkerung verbreitern und zugleich 
vertiefen. Der landesweite Generalstreil!. de r Kontraktar­
beiter 197 1/7 2 und der erfolgreiche Boykott dd- Wahlen zur 
Ovambo-Legislat ive 1973 waren dafür beispielhaft. Zwar gab 
es Rückschläge, ausgelöst vor allem durch d ie zahlreichen 
Verhaftungswellen und andere Repressionsmaßnahmen d er 
südafrikanischen Besatzungsmacht gegen SWAPO-Mitglieder, 
und zeitweise orientierte d ie SWAPO fälschlicherweise aus­
schließlich auf den bewaffneten Kampf, aber eine Lösung 
des Nam ibia-Problem s ist heute ohne die SWAPO nicht 
mehr denkbar. 
Nachdem die SWAPO von der Organisation für Afrikanische 
Einheit (OAU) und der UNO bereits seit J ahren als die e in­
zig legit ime Vertre tung des namibischen Volkes anerkannt 
worden war, mußte schließlich 1977 auch von den fünf 
westlichen Mitgliedern im UN-Sicherheiurat zur Kenntnis 
genommen werden, daß die von der Republik Südafr ika 
(RSA) geplante Interimsregierung für Namibia unter Aus-



schluß der SW APO keine dauerhafte Lösung bringen konn­

". 
Insoweit sind die strategischen überlegungen der westlichen 
Kontaktgruppe (USA, Frankreich, Großbritannien, Kanada 
und BRD) in Namibia mit denen in Zimbabwe vergleichbar. 
Zur Wahrung ihrer ökonomischen Interessen, insbesonder:e 
der Förderung von Uranerzen und Diamanten, mußte ver­
sucht werden, die SWAPO in eine neokoloniale Lösung ein­
zubinden. Allerdings sind auch gewichtige Unterschiede vor­
handen. Zunächst hat die UNO als Nachfolgerin des Völker­
bundes die Verantwortung für Namibia übernommen, d.h. 
eine Bilateralisierung des Konflik ts , wie in Zimbabwe, schei­
det aus. Zum zweiten ist das rassistische Regime in Südaf­
rika direkt involviert und drittens haben sich die strategi­
schen Differenzen zwischen dem südlichen Eckpfeiler des 
Imperialism us und den führenden kapi talistischen Ländern 
seit der Irankrise und dem Sieg der Patrio tischen Front in 
Zimbabwe spürbar verringert. 
Seit drei Jahren ziehen sich die Verhandlungen über die Un­
abhängigkeit Namibias zwischen der westlichen Kontakt­
gruppe unter Leitung des UN-Botschafters der USA, 
McHenry, und der südafrikanischen Regierung hin, ohne daß 
entscheidende Fortschritte erzielt wurden. Im vergangenen 
Oktober waren die Gespräche nach sechsmonati:ger Pause 
wieder aufgenommen worden. 

Die Hinhaltetaktik Südafrikas 

Die Grundlage für erneute Verhandlungen stellte der vom 
angolanischen Präsidenten A. Neto noch vor seinem Tod 
unterbreitete Vorschlag einer Entmilitarisierten Zone 
(DMZ) dar (s iehe AlB, Nr. 3/1980). Bei der letztendlichen 
"-usformulierung des DMZ-Plans durch die west liche Kon· 
taktgruppe wurden die Sammdlager für die SWAPO jedoch 
auf Gebiete der entmilitarisierten Zone in Angola und Sam­
bia beschränkt, während südafrikanische Truppen von dieser 
Regelung ausgenommen sein sollten. Die SWAPO, obwohl 
auf der Commonwealth-Konferenz in Lusaka im Somme~ 
1979 starkem Druck e iniger gemäßigter Frontstaaten ausge­
setzt, lehnte diese Modifikation des DMZ·Plans mit dem 
Hinweis auf die UNO-Resolution vom September 1978 ab,2 
da die Durchführung von fairen und freien Wahlen unter 
diesen Umständen nicht mehr gewährleistet sei. 
Im Januar dJ. erklärte sich dann zwar auch das Regime in 
Pretoria mit dem DMZ-Plan im Prinzip e inverstanden, be­
hante allerdings auf weiteren Zugeständnissen.3 So wurde 
eine stärkere überwachung der SWAPO-Streitkräfte in An­
gola und Sambia verlangt. Andere politische Gruppierungen 
sollen ebenfalls in die Verhandlungen einbezogen werden. 
Für Südafrika heißt das, daß die UNO direkt mit der in 
Angola auf der Seite der Südafrikaner kämpfenden UNIT A 
Kontakt aufnimmt und die Demokratische Turnhallenalli­
anz (DTA) sowie andere mit Südafrika kollaborierende Be­
wegungen Namibias an der Lösung b eteiligt werden. Sa­
vimbi, der Präsident der UNITA, der auf seinen Reisen in 
die BRD, nach Frankreich und in die USA regen Kontakt 
mit d er westlichen Kontaktgruppe pflegte, hat in überein­
stimmung mit Südafrika bereits versucht, deutlich zu 
machen, daß die Realisierung des DMZ-Plans nur mit seiner 
Zustimmung möglich ist.4 

Mit der darin angelegten Verzögerungstaktik d es südafrikani­
schen Regimes, wie sie eigentlich flir alle Verhandlungen 
typisch war, wird zweierlei bezweckt. Einmal kann relativ 
ungehindert mit e iner internen Lösung weitergearbeitet wer­
den, und zum andern können die internen Gegner d er 
SWAPO für den Fall einer internationalen Lösung des Nami­
bia-Problems gestärkt werden. Die westliche Kontaktgruppe 
hatte sich dieser Strategie im wesentlichengebeugt, wenn-

Neue Stufe des 
Guerillakampfes der SWAPO 

Nach Berichten operiert sei t Mitte Februar (1980, d. Red.) eine 
größere Gruppe sehr gut ausgebildeter Guerilleros der Südwestafri­
kanischen Vollr.sorganisation (SWAPO) in den Fanngebieten der 
Weißen um die Minenstadt Tsumm. Der Einfall hat tNtl/; der Be­
hauptungen der siidafrikanischen Verteidigungschefs, die SWAPO 
habe in den letzten 6 Monaten etwa 2.000 ihrer auf 6.000 Mann 
geschätzten Guerillaannee durch Tod und Desertion verloren, statt­
gefunden. 
Die Fähigkeit der SWAPO·Strrilkräfte, trotz der Anwesenheit von 
ungefahr 20.000 siidafrilr.anischen Soldaten im Operationsgebiet an 
der Grenze zu Angola, 350 km nach Süden vorzudringen, zeigt ein 
neue! Stadium in dem 14 Jahre währenden Guerillakrieg an. 
Es gab mehrere Anzeichen für eine Eskalation des Kampfes seit 
Beginn des Jahres; eine, Kampfes, der im allgemeinen als ein mit 
geringer Intensität geführter Buschkrieg angesehen wird. Anfang 
Januar (1980; d. Red.) gab es Berichte über Angriffe der SWAPO­
Guerilleros im bergigen Kaokoland in der weit abgelegenen Nord­
wCltecke Namibias. Eine Lanclmine sprengte einen Siebentonner in 
der Nähe von Opuwa. Die für das Legen der Mine verantwortliche 
GueriUaeinheit entkam ostwärts nach OvamboJand, dem Hauptzen­
trum des Konflikts. Dies war die ente bekannte Operation der 
Guerilleros in diesem Gebiet und, obwohl eine begrenzte Opera­
t ion, war dies ein Hinweis auf die Taktik der SWAPO die Kriegs­
zone auszuweiten. 
Ein weiterer Hinweis waren die offizieHen sooafrikanischen Zahlen, 
nach denen zwischen April und Dezember 1979 695 SWAPO­
Guerilleros getötet wurden, mchr als jemah zuvor angegeben WI1l' 

den. ( ... ) 
Der Gueri11aNorst06 soU die südafrikanischen Behauptungen 
widerlegen, wonach die SWAPO·Streitkräfte innerhalb des l.iu\des 
nicht wirklich präsent seien, und folgt einer ähnlichen Operation 
im letzten Jahr. ( ... ) 
(QueUe: New African, 1.ondon, April 1980) 
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gleich ihr an einer Lösung gelegen sein mußte, um eine wei­
tere Zuspitzung des Konflikts zu vermeiden. 
Reflektierte die Akzeptierung des DMZ·Plans durch Südaf· 
rika noch die wachsende Zuversicht, die SWAPO im Laufe 
der Zeit politisch isolieren zu können, so wurde dieser Glau· 
be angesichts der Wahlergebnisse in Zimbabwe grundsätzlich 
erschüttert, Unm ittelbar danach erbat sich der südafrika­
nische Premierminister Pi k Botha d enn auch eine Verschie­
bung weiterer substantieller Gespräche über Namibia um 
6 Monate. 5 Sche inbar wird dieser Wunsch von der west­
lichen Kontaktgruppe uneingeschränkt unterstützt. Offen· 
bar möchten beide Seiten jetzt Zeit gewinnen . 
Die südafrikanische Regierung wird unbedingt versuchen 
durch die Forderung d er internen Lösung Fakten zu schaf­
fen, die - faUs sich eine internationale Lösung nicht vermei­
den läßt - auch dort in Kompromißformein Eingang finden. 
Eine ganz andere Frage ist allerdings, ob die schwarzafrika­
nischen Staaten in der UNO e ine nochmalige Verzögerung in 
Kauf nehmen werden. 

Interne Lösung a la Muzorewa? 

Daß das südafrikanische Regime mittielWeile ganz offen d ie 
interne Lösung verfolgt, ist nicht erst an ihren letzten 
Schritten in dieser Richtung ablesbar_ Nachdem der ehema­
lige Premier Vorster auf Intervention der Westmächte diese 
Versuche 1977 vorübergehend gestoppt hatte, war schon 
1978 wieder zügig damit begonnen worden, den gesetzlichen 
und institutionellen Rahmen flir derart ige Bestreb ungen zu 
schaffen. 

Der aus d en Scheinwahlen vom Dezemb er 1978 hervorge­
gangenen "Nationalversammlung", d ie von der aus Pre toria 
finanziert en DTA beherrscht wird, wurden j etzt Exekutiv­
gewalten übert ragen. Justiz, Postwesen und andere interne 
Angelegenheiten werden von nun an direkt in Namib ia ver­
waltet und kontrolliert. In seinen Grundzügen kopien der 
neue Staat saufbau das für Südafrika typische Bantwtan­
Konzept mit ethnischen Legislativen, für die in de r zweiten 
Jahreshälfte Wahlen abgehalten werden sollen.6 

Namibia wird dadurch zunehmend den Status eines südafri ­
kanischen Dominions erhalten. Die Beseitigung von Geset­
zen der sog. kleinen Apartheid soll d er DTA-Regierung in­
nenpolitisch unter der schwarzen Bevölkerung Kredit ver­
schaffen. J edoch stieß d ie oberflächliche Kosmetik an der 
Rassenpolitik auf äußerst harten Widerstand unter den reak­
tionärsten Kräften der Weißen Namibia. Auch die Aus-

wirkungen der kürzlich erfolgten Verschärfung und Auswei­
tung der Kriegsrechtbest immungen1 lassen über den wahren 
Charakter des Besatzungsregimes und seiner Lakaien unter 
der schwarzen Bevölkerung keine Zweifel aufkommen. 
So lassen sich in vieler Hinsicht bereits Parallelen zu der 
kurzen Koalition zwischen Muzorewa und Smith in Zim­
babwe ausmachen. Das südafrikanische Regime ist sich der 
daraus resultierenden Gefahren durchaus bewußt. 
Auf ihre Initiative wurde deshalb im Januar der Zusammen­
schluß der Nationalen Front Namibias (NFN) mit der 
SWAPO-D vollzogen. 8 Beide Parteien hatten bisher eine Be­
teiligung an der "Nationalversammlung" abgelehnt_ Nur mit 
ihrer Hilfe kann aber international zumindest der Anschein 
erweckt werden, es handle sich bei der internen Regelung 
um eine auch nur halbwegs seriöse Angelegenheit. Insbeson­
dere die von Shipanga gefährte SWAPO-D, die seit neuestem 
auch von Holland finanzielle Unterstützung erfährt, hatte 
sich jedoch noch 1979 eindeutig gegen eine e inseitige Unab­
hängigkeitserklärung ausgesprochen. Der neuen Partei dürfte 
daher vor -allem in der Verhinderung eines SWAPO-Trium­
phes eine strategische Bedeutung zukommen. 
Es erscheint unter den gegebenen Umständen wenig wahr· 
scheinlich, daß die illegale Okkupation Namibias zu dem 
von UN-Generalsekretär K_ Waldheim vorgeschlagenen Ter­
min Mitte Juni d.]. beendet wird. Südafrika ist heute weni­
ger denn je bereit, sich auf eine international beaufsichtigte 
Wahl, die der Ankunft d er UNO-Truppen im Juni folge n 
würde, einzulassen_ Die jüngste Drohung, im Fall eines Fehl­
schlags der internationalen Verhandlungen mit den von 
Südafrika fortgesetzt überfallenen Frontstaaten Angola und 
Sambia oder gar mit der SWAPO in Gespräche einzutreten, 
kann selbst nach Einschätzungen der F AZ nur als "Anlauf 
zu e inem neuen Manöver angesehen werden".,9 um Wald­
heim auszuweichen_ Der Flankenschutz, der den Südafri­
kanern dabei von den Westmächten gewährt wird, wird sie 
darin bestärken. 

Anmerkungen: 
I ) Vgl. New African, wndon, April 1980 
2) Vgl. Facts and Reports, Amsterdam, 11.1.1980 
3) Vgl. Facu and Repom, 21.3.1980 
4) Vgl. Guardian, London, 13.3.1980 
5) Vgl. Guardian, 28.3.1980 
6) Vgl. New African, Februar 1980 und ISSA, März 1980 
7) Vgl. Focus, London, März{Aprill980 
8) Vgl . Africa Confidential, London, 12_ 12.1919 
9) Zil. nach: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 2.4_1980 

•••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

~ .. ~·ntal Das sozialistische Studentenmagazin . Verbandsorgan des SHB i 
~ II U Nichts leichter als das! Ein frontal-Abo kostet : 
: Ob man die auch 12 Mark Im Jahr-für 6 Hefteeinschließlich Ver-
: sandkosten. Bestellschein ausfüllen, ausschneiden 
: abonnieren kann? und einsenden an frontal, Postfach 170203, 
: 5300 Bonn 1. 
• • • • • • • • • • • • • • • • 

D Ja - leh möchte frontal zu den angegebenen Bedingungen abonnlel'"en. 

o Ich bin an frontal Interessiert, bineaber zunächst um ein kostenloses Probe­
hoft 

Name: _____________________ Vorname: ______________________ __ 

Straße: __________________________________________________ _ 

: PLZ, Wohnort : ____________________________________________ ___ 

: Datum, Unterschrift: : 
• • • • •••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 
14 



DAS 
ARGUMENT 
121 

AUERNAllVE 
WIRTSCHAFTS­
POUnK2 
AS52 

Argument-Vertrieb 
Tegeler Str. 6 
1000 Berlin 65 

Westeuropäische Linke und 
»dritter Weg«. Albers, Ingrao, Motchane. 
Faschismus und Ideologie (11). 
Neofaschismus. Haug, Opitz, u.a. 
9,80; 8,50 f. Stud. (Abo: 8,50/7,-). 

Adressat, politische Grundlagen der 
Memoranden. »Alternative Utopie« oder 
»Systemüberwindung«; Konzeption der 
CDU/CSU. Nachfrageorientierte Be­
schäftigungspolitik. Finanzierung expan­
siver Staatshaushalte. 
15,50; 12,80 f. Stud. (Abo: 12,80/11,-). 

Automation führt zur Höherqualifikation. 
Bildungsbegriff. Freiheit und Planung. 
Kann der Kapitalismus die Produktiv­
kräfte noch entwickeln? 
SH 37 118 S. 8,00 DM. 



'A"gypten 
Irl einer Situation du wachunden Widustandes im Innem und der äußeren Isolierung des Sadat-Regimes im arabischen Raum 
muß der Anfang April d.j. in Bei,ut beJcanntgegebenen Bildung einer ifgyptiscnen Nationalen Front, deren Plattform wir in 
vollem Wortlaut wiedergeben, ein hoher politischer SteUenwert beigemesun werden. Der Generalsekretär der Front, Saadeddin 
Shazly - bis zum OJt.toberltrieg 1973 Generalstabschef der iigyptischen Armu und "Held der Oberquerung" des Suedanals. 
donn noch und nach lIon Sodat lealtgestellt und uit 1978 in offener Opposition zur Politik der "Offnung" - , erklärte kürzlich 
in einem Interview mit der französischen Afrique Asie, die Front ui "das Resultat von eÜIl:inhalb jahren rmunterbrQchener 
Anstrenpngen der in Ägypten selbst e;dstierenden Kräft e. Sie ist nichts tJnderes tJls der verliingerte Arm diser Kräfte und 
Anstrengungen, die im Lande für die Bildung einer EinheitsorgonistJtion der Opposition arbeiten, die die breitestmöglichen 
politischen Strömungen und dem Regime feindlich geslnnten Gefühle zusammenftJßt! Die Agyptische NtJlioMle Front reflek.· 
tiert im AusltJnd die Mehrheit dieser Kräfte, deren Mehrzahl im Geheimen wirk.en ". 
Eben dtJI Projekt einer Nationalen Front wtJr tJuch fltJuptttJgesordnungspunkt des J. Kongresses der Partei der NtJtionalprogres. 
siven Unionistischen StJmmlung, der am JO. April 1980 in Kairo stattfand. Die Partei der Nationalprogressiven htJt sich 
inzwüchen zu einer effektiv arbeitenden oppositionellen Bündnüfront mit halblegtJlem Status entwickelt, deren Mitgliederzahl 
auf 160.000 bis 200.000 geschätzt wird. In dem Abschlupkomm unique ihres 1. Kongresses heißt es, iihnlich wie In der 
Plattform der NtJtionalen Front: "Die Zukunft ifgyptens hängt von der Fo.·higkeit der Oppositionsbewegung tJb, die fehlerhafte 
Politik des Regimes zu beheben, um die nationtJle Unabhängigk.eit des Landes, die Wiedergewinnung seines Platzes in der 
arabischen Welt und seiner wirtschaftlichen Ressourcen zu erreichen. " 
Ober programmatische, on die antiimperialistischen Errungenschaften der Nasser·Ara anknüpfende Gemeinsamkeiten hinaus 
verbindet die NtJtionalprogressiven und die NtJtionale Front eine iihnliche politische Zusammensetzung. In beiden OrgtJnisa· 
tionen wirken vier Hauptrichtungen, nämlich Nasseristen, Marxisten, Nationalisten und progressive Moslems. Gerade letztere 
haben, inspiriert durch die irtJnische Revolution, in jüngster Zeit politischen Auftrieb erholten. 
Die Bildu ng der Nationalen Front gibt - ebenso wie die Orientierung des Kongresses der Nationalprogressiven - der breitge· 
fiicherten ägyptischen Opposition eine breite politische Plattform und zusätzlichen organisatorischen Rückhalt. 

Gründungserklärung der Ägyptischen Nationalen Front 

Patrioten Ägyptens und 
der arabischen Nation vereinigt Euch! 

Das ägyptische Volk, das arabische und kulturschaffende 
Volk mit der groBen antiko lonialen Geschichte, gib l - ange· 
sichts des nationalen Rücklchlags, dessen Höhepunkt unter 
dem Sadat·Regime mit der Norm alisierung der Beziehungen 
mit dem zionistischen Feind erreicht wurde - durch die 
Vert reter seiner Organisationen, seiner politischen Strömun· 
gen und durch seine patriot ischen Persönlichkeiten, die sich 
im Rahmen der Ägyptischen Nationalfront zusammengefun. 
den haben, folgende Erklärung ab: 
Wir, die UnteTZeichner, Vertreter der polit ischen Strömun· 
gen , Parteien sowie der unabhängigen Patrioten im Awland, 
l ind über fo lgende Prinzipien für den Aufbau der Nationalen 
Front übereingekommen, ungeachtet der Tatsache, daß alle 
Beteil igten ihre polit ische, ideologische und organisatorische 
Eigenständigkeit außerhalb des Arbeitsbereiches der Natio· 
nalen Front behalt en und ihre politische Tätigkeit in· und 
außerhalb Ägyptens fortset:l:en. 
Erstens: Alle Anstrengungen zu unternehmen, um das ge· 
genwärtige Regime in Ägypten zu stürzen. 
Gerechtfertigt ist d ieses Ziel aus fo lgenden Gründen: 
I. Das Regime hat seine Legitim ität durch seine offizielle 
Verbundenheit und Kollabo ration mit dem zionistischen 
und imperialistischen Feind verloren. Das steht im Wider· 
spruch zu dem Willen, den Interessen, den Ambitionen und 
d C'm Stolz des ägyptischen Volkes. Diese Polit ik stellt einen 
Akt des Verrats gegenüber den Tausenden gefallenen 
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Agyptern und gegenüber dem Schweiß von Millionen seiner 
kämpfenden Söhne und ihren Opfern dar. Mit dieser Politik 
hat das Sadat-Regime Agypten aus seiner natürlichen Ver­
bundenheit mit der arabischen Nat ion herausgerissen. 
Zwei entscheidende Schritte seitens des derzeitigen Präsi­
denten des Regimes markieren diese Politik: 
a) Der Besuch des besetzten j erusalem am 19. November 
1977 , wodurch die Legitimität d es zionistischen Staates auf 
höchster Ebene anerkannt wurde und folglich auch die ge­
waltsame Besetzung und Einverleibung arabischer Terito­
rien, allen voran Palästina und Teile des syrischen arabischen 
Gebietes, und dies obgleich der zionistische Feind auf 
ägyptischem arabischem Boden stand und immer noch 
steht. 
b) Die Unterzeichnung des Friedensabkommens in Washing­
ton am 26. März 1979 kurze Zeit nach der Unterzeichnung 
des Camp-David-Abkommens, das die Ausübung der Ho­
heitsrechte Agyp tens auf Sinai und im Golf von Akaba ein­
schränkt und die legi timen Rechte des arabischen Volkes 
von Palästina, an deren Spitze das Recht auf Rückkehr, 
Selbstbestimmung und die Bildung eines souveränen Staates 
steht, verraten hat. 
Durch diese beiden Schritte hat das System seinen arabi­
schen Anspruch und seine Legitimität verloren, es hat sich 
von seinen V.erpflichtungen gegenüber dem ägyptischen 
Volk losgelöst ebenso von seinen Verpflichtungen als Mit­
glied der Arabischen Liga und von den Beschlüssen der Ara­
bischen Gipfelkonferenz in Khartum, Algier und Rabat; 
diese beiden Schritte leiteten die sog. "Normalisierung" der 
ägyptisch-israelischen Beziehungen ein. Nach dem Friedens­
abkommen ist der Rückzug aus den ägyptischen Territorien 
mit der Entwicklung diplomatischer, wirtschaftlicher und 
kultureller Beziehungen gekoppelt. Wif sehen darin einen 
offiziellen und offenen Ausverkauf der nationalen Hoheits­
rechte Ägyptens und eine grobe Verleu:ung der internatio­
nalen Nonnen für zwischenstaatliche Verträge. 

2. Unter dem Motto "Variierung der Waffenquellen" - wie 
das Regime es nannte - hat es in Zusammenarbeit mit dem 
US-Imperialismus und dem Zionismus die ägyptische 
Armee, die den maßgeblichen Faktor ft1r die Wiedergewin­
nung der ägyptischen und arabischen Rechte vom zionisti-

Januar 1977: Volksc'hcbung in K. ;.o,.go. Sadats .• Öffnunp ··_l'oli'ik 

schen Feind darstellt, geschwächt. Unter diesem trüge­
rischen Motto sank die Verteidigungs kraft im Verlauf der 
letzten sechs jahre bis auf ein Niveau, das geringer als das 
vom Oktober 1973 ist, während die militärische Kraft des 
israel ischen Feindes in der gleichen Zeit bis auf über das 
Doppelte gesteigert wurde. Um dies zu verschleiern, hat das 
Regime die Streitkräfte des Landes auf genau entgegenge­
setzte AufgabensteIlungen orientiert, wie es in dem künst­
lich aufgeputschten Konflikt mit Libyen an der ägyptischen 
Westgrenze im juli 1977 der Fall war, oder sie VÖll ig von der 
nationalen ägyptischen Strategie abbrachte, wie es in Zaire 
geschah. 
3. Mit der widerspruchslosen Hinnahme der amerikanischen 
Militärpräsenz auf Expertenebene und der Frühwacnstatio­
nen auf der Halbinsel Sinai hat das Sadat-Regime die natio­
nalen Hoheitsrechte Agyptens aufgegeben, ebenso wie bei 
der Öffnung unserer Häfen und Flughäfen für diese Einhei­
ten zur Durchführung ,,gemeinsamer" Manöver. 
Offensichtlich beabsichtigt das Regime, den USA Aggres­
sions- und Militärbasen zu gewähren, die die Sicherheit des 
gesamten arabischen Raumes bedrohen, und zwar unter dem 
Deckmantel der "Gewährung militärischer Erleichte­
rungen". 
4. Das ägyptische Volk leidet unter dem schnellen Absin­
ken des Lebensstandards und dem Anstieg. der Arbeitslosig­
keit, der Inflation, den ins Unermeßliche steigenden Preisen, 
der mangelnden Versorgung der Bevölkerung mit Grundnah­
rungsmitteln, der katastrophalen Lage des Dienstleistungs­
sektors, der krebsartig sich ausbreitenden Korruption der 
parasitären Schichten, die den nationalen Reichtum des 
Landes aufsaugen und mit den Banken und internationalen 
Konzernen teilen. 
Die Wirtschaftskrise verschärft sich immer mehr, weil das 
Regime darauf beharrt, di" wirtschaftlichen Beziehungen 
mit unseren arabischen Brüdern zugunsten Israels und des 
internationalen Zionismus zu sabotieren. Das Regime hat 
unsere Volkswirtschaft dem ausländischen Kapital und den 
imperialistischen Monopolen ausgeliefert. Im Rahmen der 
"Normalisierung der Beziehungen" wird der Hegemonie des 
israelischen Kapitals für seine Warenexporte und zerstÖre­
rischen Einflüsse auf die ägyptische Volkswirtschaft Tür und 
Tor geÖffnet. 
Diese Politik trieb die ökonomisch aktive Bourgeoisie in den 
Bankrott. Teile ihrer Aktivitäten verlagerten sich zuneh­
mend in die Bereiche Import /Export, Vertretung ausländi­
scher Firmen, Börsenspekulation , Wucher, Schmuggel und 
Schwarzmarkt. Das führte zur Rückentwicklung der eigenen 
Industrie und in manchen Produktionszweigen zum völligen 
Zusammenbruch. Die übriggebliebenen Betriebe d es staat­
lichen Wirtschaftssektors werden st ufenweise aufgelös t , in­
dem sie als Aktien dem in- und ausländischen Kapital ange­
boten werden. 
S. Auf kulturellem Gebiet unternimmt der Zionismus be­
reits große Anstrengungen, um unsere Grundsätze und 
Grundwerte zu unterwandern und bedroht damit die kom­
menden Generationen. Es ist ein radikaler Umwälzungspro­
zeß in den Lehrinhalten und Ausbildungsprogrammen der 
Schulen im Gange, mit dem Ziel, e ine beispiellose Massen­
gehirnwäsche durchzufUhren. Diese soll die jahrtausendealte 
kulturelle Tradition vergessen machen , unser nationales 
Erb e zerstÖren und stattdessen Gegenwerte aus der abscheu­
lichen rassistischen Theorie unserer Zeit - dem Zionismus­
einpflanzen. 
6_ Diese Politik des Regimes, seine Zielsetzung und Haltun­
gen haben zur totalen Isolation Ägyptens in der arabischen 
Welt gefUhTt und den arabischen Charakter Agyptens trotz 
aller Beteuerungen des Regimes in Frage gestell t . Dadurch 
wurde die arabische Nation in ihrem derzeitigen entschei­
denden Kampf des Gew ichtes Agyptens und dessen histori-
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scher Rolle beraubt. 
Das Regime fUg t den Werten und Prinzipien des Islam gren­
zenlosen Schaden zu, es mißbraucht sie unehrenhaft und 
ohne jede Moral fUr die Rechtfertigung seines Verrats und 
seiner Heuchelei. 
Diese schrittweise durchgeftihrten Umwälzungen der wirt­
schitftlichen, sozialen , politischen, kulturellen und militäri­
schen Strukturen Ägyptens haben berei ts ein Agentenregime 
etabliert, das sich nur auf seine ausländischen Verbündeten 
stützt . 
Dadurch hat Ägypten seine Rolle in der arabischen Welt, 
unter den Entwicklungsländern und auf internationaler Ebe­
ne eingebüßt. 
Zweitem : Der Aufbau eines natio naldemokratischen Sy­
stems fUr die Verwirklichung folgender Ziele: 
1. Annullierung des verräterischen Abkommens mit Israel 
und Beseit igung aller seiner Fo lgen ; sofortige Vorbereit ung 
ftir die Befreiung der besetzten Gebiete; Aunösung der ame­
rikanischen Aggressionutützpunkte und Betonung der legiti­
men Rechte des arabischen Volkes von Palästina, an deren 
Spitze das Recht auf Rückkehr, Selbstbestimmung und die 
Errichtung eines unabhängigen souveränen Staates unter 
Führung der PLO ab einzig legi timer Vertreterin des palä­
stinensischen Volkes steht. 
2. Betonung des arabischen Charakters von Ägypten nicht 
nur als Teil eines politischen Zusammenschlusses, einer wirt ­
schaftlichen Einheit oder einer gemeinsamen Sprache zwi­
schen Ägyptern und den anderen Arabern, sondern auch als 
die einzige nationale Id entität des ägyptischen Volkes. 
Die arabische Id entität der Ägypter ist kein Kleid, das nur 
zu b estimmten Anlässen getragen wird; sie ist auch kein 
polit ischer Slogan einer bestimmten Zei t, sondern sie ist das 
Verm ächtnis d es Bodens, der Sprache, der Geschichte, d er 
Wirtschaft, der Leiden , d er Kultur und der gemeinsamen 
religiösen Werte unter allen Arabern, an deren Spitze 
Ägypten mit seiner historischen Rolle steht. 
5. Bdreiung der nationalen Wirtschaft von der Herrschaft 
dC1 ausländischen und des parnsitären Kapitals, die Wieder­
einführung der Politik der Zentralplanung auf wirtschaft­
lichem und sozialem Gebiet im Einklang mit den Intereuen 
der werktätigen Massen und denen des nationalen ökono· 
misch produktiven Kapitals und die Unterstützung der Wirt­
schafts· und Handelsbeziehungen mit den arabischen Staa­
ten im Rahmen der arabischen wirtschaFtlichen Integrität. 
4 . Verwirklichung der wahren Demokratie als einziger Weg 
zum Schutz der Errungenschaft en des Volkes und dessen 
Beteiligung an der politischen Entscheidung und an deren 
Kontrolle und Awftihrung. Das ist nur erreichbar durch die 
Bewahrung der Freiheit des Individuums und der Massen 
ohne jegliche Bevormundung. 
Das bedeutet Freiheit aller politischen Richtungen, sich zu 
organisieren und zu äußern; das Volk allein hat das Recht, 
zwi,chen diesen Richtungen in einer parlamentarischen Re­
publik zu wählen. Die Annullierung aller Unterdrückungs­
maßnahmen und -gesetze ist die Voraussetzung ftir den Auf­
bau einer wahrhaft demokratischen Ordnung im Lande. 
Die Verwirklichung dieser historischen Aufgabe übersteigt 
die Möglichkeiten einer einzelnen opposit ionellen Kraft in 
Ägypten allein , darum ist es das Gebot der Stunde, daß alle 
diese Kräfte zusammenarbeiten ftir den Aufbau einer breiten 
Front, die fUr alle nationalen und demokratischen Kräfte 
offen bleibt, die gegen das gegenwärtige Regime kämpfen. 
In dieser Front soll das ägyptische Volk den Rahmen und 
seine Führung finden, die fähig ist, diese Aufgaben zu bewäl­
tigen. Wir sind d er festen überzeugung, daß die Anstrengun­
gen ulUeres Vo lkes, seiner Vorkämpfer, seiner oppositionel. 
len Führer in Ägypten die einzige und entscheidende Kraft 
darstellen, um den angestrebten Umwälzungsprozeß herbei­
zufUhren. Parallel :tU den Anstrengungen innerhalb Ägyptens 
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rUr den Aufbau und die Entwicklung der Fro nt bauen wir 
im Awland unsere Front auf als eine natürliche Ergänzung. 
Die Führung d er Front besteht aus den Vertretern politi­
scher Kräfte, Strömungen, Parteien und aus patriotischen 
Persönlichkeiten. Aus Griinden der Sicherheit ist es uns 
nicht möglich, einige Namen zu veröffentlichen. 
Der Ägyptischen Natio nalen Front ist jeder willkommen, 
der mit ihrem Programm und ihrer Erklärung übereinst im mt 
und bereit ist, die Politik der Front akt iv zu unterstützen. 
Wir verneigen uns vor dem Kampf d es ägyptischen Volkes 
mit seinen Arbeitern, Bauern, Soldaten und revolutio nären 
Intellektuellen und insbesondere der Jugend, die viel geop­
fert hat und immer noch opfert ftir die Fortsetzung des 
revolutionären ProzC1ses und die den brutalsten Schlägen 
und Repressionen des verräterischen Regimes ausgesetzt ist. 
Wir schwören unserem ägyptischen Volke und unserer ara­
bischen Nation , daß wir den Kampf unermüdlich fort setzen 
werden für die Einigung der Kräfte und d ie Intensivierung 
der Anstrengungen zum Sturz des verräterischen Regimes 
und für den Aufbau eines unabhängigen nationalen demo­
kratischen Systems, das Ägypten zu seiner wahren Identität 
und seinem historischen Platz in der Befreiungsbewegung 
der Völker zurückfUhrt. 
Das Exekutivkomitee 
General Saad EI-Din EI-5chazli, General im Oktoberkrieg 
19B, Unabhängiger 
Frau Dr. Hikmet Abu Zeid , früher Minister fUr Soziales, 
nasseristische Strömung 
Michel Kamel, Ko mmunistische Partei Ägyptens 
Hassan Fath EI-Bab, Sammlung der patriotischen Ägypter 
im Ausland 
"Abu Mohamed", islamische Strömung 
(Quelle: La Gauche Arabe (arabisch), Paris, Nr. 18/April 
1980) 
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Türkei ~ 
Nachdem die westliche "Hilfsaktion Türlr.ej" 1979 unter dem CDU-Po/itilter W. Leisler.Kiep nur schleppend angelaufe n war 
(siehe AlB, Nt'. 7-8/ 1979), wurde sie - durch die Iran- und Afghanistar/k rise zweit:lich motiviert - seit dem Jahresbeginn 1980 
neu Qngelr.urbell. Wiihrend die USA das Land militärisch aufbauen, besorgt d ie BRD das Finanzgeschäft. 
Unter Leitung des Bundesfinanz.mirlisUrs H. Matthö!er (SPD) als internationalem Chej1loordinator wurden innerhalb küru ster 
Zeit bis zu 3 Mrd Dolll1T ZuslJgen organisiert. Dabei {iillt der BRD als Ifauptlieferont der Türkei (19 79) eine entscheidende Rolle 
zu: Neben dirdter projektgebundener Entwicklungshilfe von über 100 Mio DM und der Lieferung von Rüs'ungsgütern fließen 
1980 an bundesdeutschen Steuergt:ldern 295 lIfio Dollar über die Organisation for Wirtschaftliche Entwidt.lung und Zusammen­
arbeit (OECD) der tiirleischen Rechtsregierung unter S. Demirelzu. I/inzu leommen noch die BR~A nteile an der Finanzhilfe 
der Weltba'lle und des Internationalen Wiihrungsfonds (IIVF). Diese haben dem Land ein Wirtschaftsprogramm diletiert, ver­
gleichbar mit denen in Lateinamerilea: Bei Preissteigerungen bis zu 400" in der ersten jahreshälfte 1980 bei gleichuitigem 
gesetzlich verordnetem falelischen Lohnstopp leann das "Stabilisierungsprogramm " von S. De mirel vom Februar d.j. nur gegen 
Massenproteste - allein im April streileten über 25000 Metall· und 15 000 Textilarbeiter - allein mit Hilfe von Poliui und 
Militär durchgesetzt werden, die seit über u hn jahren stets 1/3 des Sttwtshaushaltes erhalten. Die Föderation der Türleischen 
Arbeitervereine ;'1 der BRD (FIDEF) hob in einer Stellungsnahme vom 20.4.1980 die Entschlossenheit der Demirel.Regierung 
hervor, gegen die Opposition mit Brachialgewalt /Jorz ugehen: 
"Zu Beginn der Mirtesten Tarifverhandlungen der letzten j ahre wurde die vo n der größten Metallgewerleschaft des Landes, 
Maden Is, herausgegebene Tageszeitung Politika verboten und ihr Chefredakteur A ydin Engin zu zehn Monaten Haf t verurteilt. 
Am 19. April wurde bekannt, daß die Demirel-Regierung durch Kriegsrechtsbehörden siimtliche Mitglieder des Progressiven 
jugendverbandes, IGD, verhaften ließ. [GD ist die größte fortschrittliche, demokratische Massenorganisa tion der arbeitenden 
und lernenden j ugend des Landes, die den demokratischen Kampf der Werle/ällgen, vor allem der Gewerkschafte n, bis jetzt 
ak tiv unterstützte. Obwohl mehrere IGD-Mitglieder durch faschistische und ultra"linke" Terroristen ermordet wurden, ließ sich 
der JGD zu leeinen Gewaltale tionen provozieren. ( ... ) 
WQ"hrend die Bevölkerung in der Tiirleei mit offener Gewalt zum Schweigen gebracht werden soll und täglich mehr als JO 
Menschen dem Terror der /Jo n der Regierung tolerierten faschis tischen MHP-Kommandos ("Graue Wölfe") zum Opfer fa llen, 
unterstützt die Bonner Regierung das Demirel-Regime mit einem Milliarden Programm." 
Deutsche und auslündische Kollegen haben gegen diese ,. Türkeihilfe" Protest angestimmt. So auch auf einer Kundgebung vor 
der türkischen BOlsclwft in Bonn-Bad Godesberg am 26.4.1980, wo zahlreiche tiirleische und deutsche Organisationen gegen die 
Verhaftung des JGD-Vorstandes protestieTten. Die Teilnehmer verabschiedeten den nachstehenden an Bundesleanzier Helmut 
Schmitlt gerichteten Brief. 

Offener Brief türkischer Jugendlicher 
an Bundeskanzler Helmut Schmidt 

Sehr geehr ter Herr Bundeskanzler, 

Sie haben in den letzten Monaten m ehrere Male Ihre Sorge 
wegen d er sich zuspitzenden Situation in der Türke i zum 
Ausdruck gebracht. Es wird Ihnen auch siche r bekannt sein, 
daß sich seit der Regierungsübernahme von S. Demirel die 
Zahl der politischen Morde vervielfacht ha t. Der Terror der 
"Grauen Wölfe" war ftir viele unserer Eltern mit ein Grund, 
uns hierhin in die BRD :tu holen, um wenigstens da5 Leben 
ihrer Kinder in Sicherheit zu wissen. 
Unter dem Vorwand der Sanierung der Wirtschaft hat die 
DemireJ-Regierung Maßnahmen ergriffen, die nichts anderes 
als e in ,)iungerprogramm" darstellen. Die unglaubliche Ver­
schwendung der reichen Oberschicht wird nicht angetastet, 
doch die Männer und die Frauen in den Be trieben, die ihre 
äußerst niedrigen Löhne und Arbeitsplätze verteidigen wol­
len, werden vo n Armeeinhei ten angegriffen. Schwere Folte· 
rungen sind bei der Polizei zur Regel geworden. 

Nun hat die Regierung auch den gesamten Vorstand des 
fo rtschri ttlichen Jugendverbandes IGD verhaften lassen. Ob­
wohl bereits hunderte ihrer Mitglieder ermordet wurden, 
kann dem fOrlschritt lichen Jugendverband IGD kein ein­
ziger Terrorakt angelastet werden. 
Mi t diesem Brief wollen wir unseren Pro test gegen die Un­
ters tützung der m enschenfeindlichen Demirel-Regicrung in 
der Türkei durch die Bundesregierung zum Ausdruck brin­
gen. Diese Unterstützung dient nicht den Interessen unseres 
Volkes. Damit wird lediglich die reaktionäre Demirel-Regie-

rung zu weiteren Gewalttaten ermuntert. 
E! wäre besser, diese Summen für die Lösung der Probleme 
der deutschen und ausländischen Jugendlichen in der BRD 
zu verwenden. 
Beschlossen von den j ugendlichen Demonstranten vor der 
türkischen Botschaft in Bonn·Bad Godesberg 
Bonn, den 26.4. 1980 
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Afghanistan 

Interview mit Norman Paech 

Afghanistans problemreiche Lage 
Normal! Paeel!, Vorsjtzende~ des Verbandes Demokratischer 
Juris/tm und Pro/essor an der Universitiit Hamb urg, bereiste 
im Rahmen einer Delegation der Internationalen Vereini· 
gung Demokratischer juristen vom 4.-16. März d.). Afghani. 
stan und Pakistan. Die aus Richtern, Rechtsanwa'lIen und 
Rechtswissenschaft/ern zusammengesetzte Delegation, die 
von dem finnischen Richter Helge Ronlu geleitet wurde, 
hielt sichjeweiis mehrere Tage in Kabul (7 Tage), Peschawar 
und l slamabad auf Sie führte auch Gespreü;he mit den Präsi­
den/tm beider Länder,Babrak Karmal und Zia-ul- Haq, sowie 
mit Führern der sog. ,,Islamischen R ebellen", 

AlB : Ende Februar cl.] . kam es in Kabul zu Straßen kämp. 
fen . Halten Sie das Auslaufen von J. Caners Ultimatum zum 
Olympiaboykott (Abzug sowjetischer Truppen zum 
20 . Februar 1980) und den Beginn dieser Unruhen am 
21. /22. Februar für T im ing? 
N. PARe H: Di e Regierungsste llen in Kabul gehen in der Tat 
von einem unm ittelbaren Zusammenhang mit J . Carters Ul­
tim atum aus. Es sollen verschiedene Pakistanis verhafte t 
worden sein , die uns allerdings nicht - t rotz unserer Bitten 
- b ei unserem Besuch in dem Gefängnis Pul-i-Cherehi ge­
zeigt wurden. Wie wir nachträglich erfuhren sollen sie in 
einem and eren Gefangnis unt ergebracht sein, in der Mitte 
von Kabul. 
Allein, m ir scheint nicht der Zusammenhang dieser Daten 
wichtig, sondern die Tatsache, daß gerade nach dem Amts· 
antritt B. Karmals (am 27. 12.1979: d. Red.) , der sichtlich 
von der selbslzerstörerisehen Politik und den brutalen Prak· 
tiken H. Amins abrückl, daß seit diesem Amtswechsel, seil 
dem Beginn der zweiten Phase der Revolution also, die aus­
ländischen Einm ischungsversuche zugenommen haben. 
Über d ie im wahrs ten Sinne des Wones verheere nde Politik 
H. Am ins ist im Westen seinerzeit wenig berichte t worden, 
obwohl sie be kanm war, wit: uns dit: Mitglieder der verschie­
denen weSll ichen Botschaft en bestätigen . Richtig begonnen 
haI die westliche Medienkampagne erst mit der Übernahme 
der Mac ht durch B. Karmal und mit der Präsenz der sowje· 
tischen Truppen in Afghanis tan. Dies bildet auch unseres 
Erachtens eine der strategisch wichtigsten Komponenten in 
der Einkreisungspolitik der neuen Regierung B. Karmal, die 
daraus d ie Konsequenz gezogen hat, und nur noch J ournali-
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sten befreundeter Länder und befreundeter Medien eine Ak­
kredi t ierung in Afghanistan erteilt. 
Al B: Der Korrespondent der Zeit sprach von " Rebellen "­
Bedrohungen bzw. auch Strafexekutionen gegen jene Basa­
ris, die beim Basarstreik gegen die Karmal-Regierung nicht 
mitzogen. Was war Ihr Eindruck, sind die Basari! prinzipiell, 
m ili tant oder nur teilweise gegen die VDPA-Regierung? Was 
sind ihre wesentlichen Motive? 
N. PAECH : Basarhändler sind nicht gl~ich Basarhändler. 
Man muß unterscheiden zwischen jenen, die im wesentl i­
chen auf d ie Touristen angew iesen sind, Teppich-, Pelz-, 
Schm uckhändler, die ihre wertvo llsten Waren versteckt hal­
ten, weil sie eine Enteignung fürchten. Ihre Geschäfte sind 
dras tisch zurückgegangen, weil kaum noch To uris ten in Ka­
bul sind und deswegen is t ihre Ablehnung gegenüber der 
neuen Regierung unverhohlen negat iv. Auf der anderen Sei­
te finden sich die Lebensmittelhändler, bei denen wir eine 
relative Distanz und Neutralit ät gegenüber der Regierung 
fests tellen konnten. Das prinzipielle Mo tiv dieser Händler ist 
es natürlich, Geschäft e zu machen. 

Aufbau von Milizen - offenbar mit einigem Erfolg 

Allerdings gib t es im Basar Bereiche, d ie man derzeit als 
Ausländer besser nicht betreten sollte. Die Preisstopps, die 
die Regierung schon im Jahre 1979 für viele Grundnahrungs­
mittel verfügt hatte, sollen nach unseren Erkundigungen 
kaum eingehalten werden. 
Eines ist aber wohl deutlich, daß sich die Si tuat ion, die zur 
Zeit der Regierung Amin durch Furcht und Mißtrauen ge­
kennzeichnet war, deut lich entspannt hat. 
Al B: Die Karm al-Regierung is t offenbar in breiterem Maße 
zum Aufbau von Milizen übergegangen. Welches Gew icht 
haben sie neben der afghanisehen Armee und der Sowjetar­
mee? Was für Mi lizen sind das, die da neu aufgebaut wer­
den? 
N. PAECH: Ich würde die Berichte, wonach die sowjeti­
schen Truppen in einigen Gebieten stärker in die Kämpfe 
involviert sind, nicht als unwahrscheinlich abtun. Denn man 
muß wissen, daß die ursprünglich 80.000 Mann starke afgha­
nische Armee durch die Säuberungen und die katastrophale 
Poli ti k H. Amins stark desintegrieTt ist, daß sie kaum als 
revolutionäres Instrument zur Sicherung der schwierigen 
Veränderungen geeignet ist. 
Deshalb ist die Regierung Karmal zunehmend dazu überge­
gangen, Volksmilizen aufzustellen , offenbar auch mit eini­
gem Erfo lg. Es handel t sich dabei um Bauern, die auch be­
waffnet werden. Ziel dieser Akt ion ist einerseits, den revolu­
t ionären Gedanken in der Bevölkerung zu verbreitern, an­
dererseits aber auch die sowjet ischen Truppen überflüssig zu 
machen, was allerdings doch wohl noch einige Zeit in An­
spruch nehmen wird. 
Al B: Welche Zahlen zur Repressio n unler H. Amin brachten 
Sie in Erfahrung? Stimmt es, daß die neue Regierung eben­
so Wucher mit poli lischen Gefangenen betreibt? 

(Forrsetzung siebe S. 25) 



N. PAECH: übereinst immend wurde uns immer wieder die 
Za hl von ca. 50.000 Getöt~t~n genannt. 
Aus den Orfiziersrängen der Armee 5elber wurde uns eine 
Zahl von 5.000 angegeben. Ähnlich war auch die Zahl der 
getö te ten oder umgekom menen Geistlichen, wie uns die 
Führer der Sunniten und Schiiten berichteten. 
Die Zahl \'On 15.000 politischen Gefangenen, die Karmal 
nach seinem Regierungsantritt freigelassen hat aus den Ge· 
r.ingnissen, ist auch von west lichen Beobachtan, die wir 
trafen, nie ernsll ich bestritt en worden. 

Du zeigt aber auf der anderen Seite, daß B. Karmal außeror· 
dentl ich daran interessiert ist, die Fehler seines Vorgängers 
wiedergutzumachen , soweit dies überhaupt möglich ist. Eine 
Rei he der engeren Mitarbeiter H. Amins hat er in die Ge­
fangnisse gesteckt . Wir konnten uns allerdings. davon über­
zeugen, daß die Haflbcdingungen korrekt sind. 
Noch während unseres Aufenthaltes wurde wied erum ein 
größerer Teil derjenigen, die im Verlaufe der Unruhen von 
Ende Februar d .] . verhaftet worden sind, wied er freigelas­
sen. Auch mit einigen von ihnen haben wir uns unterhalten, 
die uns die Korrektheit der Haftbedingungen bestätigten. 

Kurs B. Karmals auf Wiedergutmachung 

AI B: Die neue Regierung hat etliche Ne uerungen wie die 
Demokratisierung in allen gesellschaftlichen Bereichen. AI­
phabetisierung usw. angekündigt. Aber ist sie angesichts der 
Stärke der bewaffneten inneren Feudalreakt ion und der In­
tervent en derzeit überhaupt - auch nur ansatzweise - dazu 
in der Lage? 
N. PAECH: Di e Regierungsmitgl ieder haben uns gegenüb er 
keinen Zweifel daran gelassen, daß sie trotz der schwierigen 
Situat io n an den Refo rmmaßnahmen, wie sie seit April 
1978 eingeführt worden sind , festhalten wollen. 

Sie haben auch wiederholt auf die begangenen Fehl er der 
vcrgangenen Zeit bei da Durchführung dieser Reformen 
hingewiesen: zu radikal e Durchrührung der Frauenemanzi­
pation und der Alphabetisierungskampagne, Diskriminie­
rung des Klerus, Fehler in der Landum verteilung. 
Ein Hauptelement ihrer gegenwärt igen Tätigkeit wird sein, 
ein funktioni erendes ländliches Kreditsystem aufzubauen. 
nachdem sie mit dem Dekret Nr. 6 (von 1978; d. Red.) d as 
private Kreditsystem mil seinem ungeheuren Wu<:her abge­
Khafft haben; dadur<:h hatten sie a llerdings auch den Bau­
ern jegliche Kreditmöslichkcit genommen. Ein weilerer zen· 
traler Punkt is t der Aufbau von Genossenschaften und Ko­
operativen, um die geringe Produkt ivit ät der Landwirtschaft 
anzuheben und die j etzt zu Landbesi tzern gewordenen 
Kleinbauern aus der Einflußsphäre des nach wie vor' domi· 
nanten Khans (Gutbesitzers; d. Red.) zu bringen. 

Der Erfo lg dieser dringend notwendigen Maßnahmen wird 
weitgehend davon abhängen, ob sie in relativer Ruhe und 
Skherheil vollzogen werden können. Und dabei spielt es 
nun doch e ine Ro lle, daß in Afghanistan die Zentralgewalt 
niemals e ine auch nur annähernde Ko ntrolle über d ie von 
den städtischen Zentren etwas entfern teren Gebiete ausüben 
konnte. Eine effe ktivere Zentralgewalt hat die Regierung 
bisher nicht aufbauen können, 50 daß die Reformmaßnah­
men vorerst wohl nur auf diejenigen Gebiete beschränk t 
bleiben , die in der näheren Umgebung der großen Zentren 
liegen. 
AlB: Verschiedene Vert reter der Carter·Administration 
sprachen jüngst von sowjet ischem Napalm- und Giftgas­
Einsatz in Afghanistan. Was hahen Sie davo n? n aben Sie 
Beweise dafw- gesehen oder von ihnen gehört? 
N. PAECH : Der Vorwurf von Napalm- und Giftgaseinsatz 
gehört zu den üblkhen Methoden der politisch-psychologi. 

schen KriegsfUhrung, so auch unseres Erachleß5 in Afghani. 
stan. 
Es liegen ni rgends nachprüfbare BewC'ise dafür \·or. Au<:h in 
Pakistan hat man uns keinen A fghanen zeigen können, der 
einem Napalm . oder Giflgasspreng5alz zum Opfer gefallC'n 
wäre. Meldungen über solche Einsätze, die wir zum Beispiel 
in der Pakistan Times gelesen haben, konnten wir als eindeu· 
tig fals<:h entlarven, da wir uns zum Zeitpunkt des behaupte­
ten Einsat zes mit dem pakistanischen Konsul ausjenC'm Ge· 
bkl unterhalten haben, der von einem solchen Einsatz aber 
nkht bericht et halte. 
Auch di e Tatsache, daß diesseib e Meldung bereits drei Tage 
später in der amerikanischen Wochenzeitung Newsweck und 
sieben Tage später im Time-Magazin zu find en war, macht 
fla uns die Vermutung plausibel, daß hier Nachrkhtenagen­
luren in diesem Gebiete am WerkC' sind, die den Augen­
schein durch Tatarenmeldungen ersetzen. 
Al B: Geben Sie der afghanischen Re\'olutio nsregierung 
ChancC'n, den vom Amin· RC'gime verspielten Vertrauens­
kredit in absehbarer Zeit wieder wettzumachC'n? Was fall­
den SiC' ermut igend an Ihren Begegnungen in Kabul? 
N. PAECH : Die gegenwärtige Regieru ng arbeitet untC'r e inC'r 
doppelt schwaen tl ypothek. 
Zunächst hat die radikale selbstzerstörerische Politik 
H. Amins, die in ihrer Endphase objektiv konterre\ulutio­
nlire Züge annahm , die Basis der Revolution drast isch ver· 
schmälert. Wenn man zu Anfang also im April 1978 noch 
vo n einer breiteren Unterstüt zung bis hin in die Landbevöl· 
kerung der Revolut ion ausgehen konntC' , so wurde diC' sC' Ba· 
sis mit den folgenden Jahren immer schmäler, sowohl bei 
der Intelligenz , den Studenten, den Lehrern wie auch im 
Militär und im Klerus. Dennoch ..... ar unseres Erachtens der 
revolutionäre Prozeß nicht ausgelöscht und unterbroch C' n. 
Die zweite lI ypo thek is t die Anwesenheit fremder Truppen. 
Für ein Land. welches in d rei Kolonialkriegen bis zu BC'gi nn 
des 20. J ahrhunderts erfol greich jC'de Anwesenheit einer 
fremden Macht auf eigenem Territorium verhindert ha t , fUr 
die Bevölkerung eines solchen Landes ist die gegenwärtige 
Anwesenheit fremder Truppen ein schwieriges Problem. 
Dies gi lt auch für überzeugte Parteigänger dC'r Revo lut ion. 
Und dies ist auch der Punkt, an dem eine Regierung wie die 
von Karmal propagandis tisch am stärksten velWundbar ist. 

Breite Sicherung des revolutionären Aufbaus 

Dennoch haben wir in Kabul die überzeugung gewonnen, 
daß die Regierung diese Probleme löse n will und auch nicht 
eher auf die Existenz der sowjC'tischen Truppen verl.ichten 
wird, ehe nicht der revolutio näre Aufbau in Ruhe gesichert 
ist Qzw. durch eigene Kräfte gesichert werden kann. Wir 
haben in Kabul gesehen, daß diese Regierung bemüht ist -
wohl im Gegensatz zum vorherigen Regime - wei te auch 
nich t partcigebundene Kreise in die Arbeit zu integrieren. 
So wird die Regierung nicht nur aus Mitgliedern des Par· 
cham-Flügels ( 1967-77 von B. Karma! geführte Frakt io n der 
Volksdemokratischen Partei Afghanistans - VDPA; d. Red .), 
sondern auch vo n Mitgliedern des Khalk-F1ügels (von N.M. 
Taraki 1967·77 geflihrte VDPA-Fraktion ; d. Red.) und Par­
teilosen gebildet. Auch unsere Gespräche mit dem Rat der 
Ulema, dem höchsten geistlichen Gremium in Afghanistan, 
ha t d en Eindruck des Werbens um breite, der Revolution 
auch distanziert gegenüb erstehendC' Kräfte der Gesellscha ft 
bestätigt. 
Allerdings wird der Erfolg der Entwicklung wohl auch da­
von abhängen, wie weit es der Part ei gelingt die alten Dirfe· 
renzen zwischen Khalk- und Parcham.t-Iügcl (siehe dazu: 
AlB, Nr. 2/1980, S. 4 H. und Nr. 4/1980, S. 26 ff.;d. Red.) 
endgültig:I.U überwinden. 
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Iran 

Wolfgang Ritter 

Die Pleite der US-Luftlandeinvasion 
Als der amerikanische Präsiden t J. Caner am ~Iorgen des 
25. April 1980 bekannt gab. daß ein "Kommandounterneh· 
rotn zur Rettung der Geiseln" im Iran unter dem Codewort 
Aktion "ölbad" fehlgeschlagen sei. ließen erste Reaktionen 
in der BRD nicht lange auf sich warlen. Bundes kanzler Hel­
mut Sdunidt ließ tiber Regierungssprecher Bölling mittei len, 
er habe erst "aus den Kachrichtenagenturen erfahren. was 
passiert sei. "1 

Angesichts der Weltkril.-gsgdahr, die J . Carters Entscheidun­
gen in diesem Krisengebicl heraufbuehwören, klang das 
nicht sehr vertrauenerweckend. In Regierungskreisc:n wurde 
aber belOnt, C'5 habe sich keinesfalls um ein militärisches 
Vorgehen der USA gehandelt. sondem allenfa l15 um einen 
" Reuungsversuch in Notwehr".2 Die Presse griff diese Ver· 
sion auf, rechtfertigte die sog. ßefreiungsaktion und for· 
derte "Solidarität" mit Präsident Carter. Im State Depart· 
ment (US·Außenm inisterium) selbst wurde folgender Kom · 
men tar gegeben: " Das ist wirklich eine griechische Tragödie: 
wir marschieren unvermeidlich ins Unglück - und haben 
doch die besten Absichten. "3 
Bei einer genaueren Untersuchung der Vorgänge entpuppt 
sich diese Darst ellung j edoch schnell als bewußte Irrefüh· 
rong, die vom eigentlichen Ceschehen, der ersten offenen 
Militärintervention der USA seit Indoehina, ablenken soll. 

Der Washingtoner Beschluß zum Sturz Khomeinis 

Wie jüngsten Veröffentlichungen \'on Geheimdienstu nterla· 
gen zu entnehmen ist, handelte es sich bei dem Unterneh· 
men in der Wüste von Tabu keineswegs um die einzige 
di rekte Einmischung der USA im Iran. Schon für den An· 
fang des JahrC5 1979 war ein Puuchplan ausgearbeitet wor· 
den, den der damals in Stuttgart stationierte NATO·Ober· 
kommandierende in Europa, Ceneral R. Huyser, bei einem 
Iran·Beluch in die Tat umsetzen sollte. 
Danach sollte das Scheitern der noch vom Schah eingesetz· 
ten Regierung Bakhtiar der auslösende Faktor fti r einen '\'1ili· 
tärpulSch sein, dem eine blut ige Unterdrück ung der ant i· 
monarchist ischen Oppo sitio n fo lgen sollte. Das Vorhaben 
scheitert e allerdings an der Solidarisierung wei ter Teile des 
iranischen Militärs mi t der islam ischen Bewegung.4 

Nach dem Machtwechsel vom Februar 1979 versuchten die 
USA wnächst, ihren Einnuß durch intensive Kontakte mit 
Angehörigen der Regierung unter M. Bazargan wiederher· 
zustell en und zu festigen. Hierzu trat Präsidentenberater 
Z. Brzezinski persönl ich in Aktion. Diese Hoffnungen zer· 
sc hlugen sich jedoch, nachdem Studenten die US· Botscha ft 
in Teheran besetzt hallen, Materialien über deren Kontakte 
zu iranischen Regierungsangehörigen veröffentlichten und 
die Regierung M. Bazargan zurücklTelC~n mußte. 
Kurze Zeit später fand in Camp David ein geheimes Treffen 
poli t iScher und militärischer Führungsspitzen der USA statt, 
auf dem beschlossen wurde, "das Khomeini·Regime zu 
Stün:en".5 völlig unabhängig davon. was mit den Geiseln 
geschehe. Angesichts der jetzigen Ereignisse ist vor altem 
rolgende von Z. Brzezinski stammende Äußerung inteus· 
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sant: "Alle Hin .... eise. die wir haben. deuten darauf hin. daß 
der Beginn einer militärischen Operation sofort die Interven· 
tion ge .... isser 'befreundeter' hoher Offiziere auslösen wird , 
die versuchen .... erden. die Mach t in Teheran zu ergre ifen. 
das Kriegsrecht einzuführen und Ordnung und Sicherhe it 
herzustellen . "6 
Sei t Beginn d.] . wurden daraufhin von der Carter-Adßlini· 
stration ständig schärfere Maßnahmen gegen den Iran ergrif· 
fen. Zunächst wurden die iranischen Guthaben in den USA 
beschlagnahmt und inzwischen an Konzerne weitergegeben, 
die danuf Anspruch erhoben. Es folgte der Abbruch der 
diplomatischen Beziehungen. die Aus .... e isung iranischer 
Diplomaten aus den USA sowie ein umfassender HalIdeIs· 
boykott. Mittlerweile gilt ein Verbot flir finanzielle Tr.msak· 
tionen und ein Reiseverbot nir US· Bürger in den Iran. 

Bei allen diesen Maßnahmen hatten US·Poli ti ker immer wie· 
der betont, daß gegebenen falls auch militärische Ak tionen 
erfolgen würden. Zugleich bereit eten sie diese systematisch 
vor: Als Teil der sog. Eingreif truppe, die nach der Verkün· 
dung der Caner·Doktrin vom Januar 1980 (siehe AI B, Nr. 
3/1980, S.4 Cf.) oHiziell konstituiert wurde, hatten Frei· 
willige aller amerikanischen Teilstreitkräfte schon seit Mona· 
ten in der Salzwüste vo n Utah Angriffsaklionen trainiert. 



Wie nun bekannt wurde, hau en die USA schon im Dezem­
ber 1979 mehr als 100 Agenten in den Iran geschleust, die 
mit Hilfe einheimischer Kollaborateure zum Zeitpunkt einer 
Militäraktion mit Bombenanschlägen, Brandstiftungen und 
Straßensperren für Verwirrung sorgen sollten? Diese Agen. 
ten befinden sich noch heute im Iran; mehrere Bombenat· 
tentate am Tag nach dem fehlgeschlagenen Unternehm en 
bezeugen ihre fortgesetzte Tätigkeit. 
Am 11. April dJ. faßte Präsident J . Cut er dann den Ent· 
schluß zur direkten Militärintervention. Bis heute ist nicht 
exakt auszumachen , welchen Umfang und welche weiter· 
gehenden Ziele diese haben sollte. Denn obwohl US-Beamte 
Phasen der mißglückten Mi55ion fast lückenlos dars tellten, 
wurde nichts über den eigentlichen Plan des Kommandos 
mitgeteilt. 
Fest steht, daß am Abend des 24. April 1980 acht Hub· 
schrauber vom Flugzeugträger Nimitz aus in den Iran starte· 
ten und - nachdem ein Hubschrauber wegen Defekts ausfiel 
und ein anderer im Sandsturm d ie Orientierung verlor und 
zur Nimitz zurückkehrte - au f einem stillgelegten Flugplatz 
bei Tabas landeten. Zu ihnen stießen sechs Transport fl ug. 
zeuge vom Typ C·130, die aus Ägypten kamen. Nachdem 
ein weiterer Hubschrauber ausgefallen war, entschloß man 
sich offenbar zum Abbruch der Aktion. 
Während des übentün:ten Abfluges stießen ein Hubschrau· 
ber und ein Transportflugzeug zusammen. Diese Kollision 
kostete acht Menschen das Leben. Unter Zurücklassung der 
restlichen Hubschrauber, in denen sich nachher Unterlagen 
über die Operation fanden, verlieBen die US·Soldaten nun 
eiligst den Iran. 
Ziel der geKheiterten Aktion war es, in der iranischen Wüste 
eine Basis zu erricht en, vo n der aus weitere Schritte erfolgen 
sollten. 
Dabei könnte man sich nach einem Plan gericht et haben, 
den Miles Copeiand, ein ehemaliger CIA-Agent, im Auftrag 
der US-Regierung entwickelt hatte. Darin spielt insbeson­
dere eine zuvor rekrutierte 5. Kolonne der USA in Teheran 
eine bedeutende Rolle. Diese sollte unter Einsatz von Ner· 
vengas die Besetzer der Botschaft außer Gefecht setzen und 
die dort festgehaltenen US-Geisel n, deren Abtransport dann 
die Hubschrauber besorgt hätten, aus dem Gelände holen . 
Insgesam t hatte d ieser Plan aber viel weitergehende Aus­
maße. Zugleich soll te nämlich Ayatollah Khomeini Zid ei­

ner EntfUhrungsakt ion werden. Da damit zu rechnen war, 
daß Komplikationen auftreten könnten, waren - wie Präsi· 
dent Carter später erklärte - bei Schwierigkeiten während 
des Unternehmens in Teheran auch Bombenangriffe auf 
Ziele der iranischen Hauptstadt vorgesehen. 8 

.. Rettungsaktion" oder Staatsstreichversuch? 

Allein d ie Tatsache, daß Miles Copeland mit diesem Unter­
nehmen befaßt war, wirft ein bezeichnendes Licht auf die 
damit verbundenen Ziele. M. Copeland verfügt nämlich über 
einschlägige Erfahrungen: Zu Beginn der 50er Jahre halte er 
einem gewiuen M.R. Pahlewi zu einem Auslandsaufenthalt 
verholfen. Dieser dauerte jedoch nicht sehr lange, weil der 
Schah nach dem vom CIA initiierten erfolgreichen Putsch 
gegen die Regierung Mossadegh im Jahre 1953 wieder an die 
Machthebel im Iran zurüekkehren konnte. 
Der Vorsitzende der islamischen Revolutionstribuna1e im 
Iran, S. Khalkhali, der mit der Untenuchung der zurückge­
lassenen US-Dokum ente beauftragt ist, erklärte inzw ischen, 
daß strategische Operuiorupläne und Bilder gefunden wor­
den seien, die bewiesen , daß das US·Kommando Sehlüssel­
positionen in Teheran zerstören und die Regierung stürzen 
wollte. 9 

Angesichts der Tauache, daß US-Präsident J . Caner noch im 

J anuar dJ. darauf hingewiesen hatt e. daß eine Militäraktion 
zur Befreiung der Geiseln ausgesehlossen sei, weil diese nur 
mit dem Tode der Geiseln enden könne, erscheinen die Wor­
te des iranischen UNO· Botschaft ers M. Farhang plausibel. 
daß Washington sogar zu deren Preisgabe bereit ist, um die 
iranische Revolution zu destabilisieren. Für ihn steht fest, 
daß die Aktion "mit Unterstützung konterrevolutionärer 
Kräfte im Iran, die vom Irak unterstützt werden, hohen Of­
fizieren des alten Regimes, des CIA und des ehemal igen ira­
nischen Premierministers Bakhtiar vorbereitet wurde".lO 
Auch wenn vom Pentagon (US-Vencidigungsministerium) 
bislang immer noch der Eindruck erweckt wird. als wolle 
man nur "Vergeltungsaktionen" üben, so läßt die inzwi­
schen auf 34 SchiffeangewachseneArmadavon Kricgsschiffen 
- die größte dieser Art seit dem 2. Weltkrieg - vor der 
iranischen Küste auf größere Pläne schließen. Ganz offen­
sichtlich war sogar dem amerikanischen Außenminister 
C. Vance der Kriegs kurs J . Carters zu abenteuerlich, so daß 
er seinen Rücktritt einreichte. 

Iran: Präzedenzfall für eart ers Doktrin? 

Allem Anschein nach ist J . earter j edoch entschlossen, seine 
vor kurzem verkündete Doktrin, d.h. die Wahrung US­
imperialistischer Interessen im Mittleren Osten mit allen 
Mitteln, d.h. auch militärischen, praktisch umzusetzen. 
Im Fall des Iran gibt es dabei einige fUr die USA vorteilhafte 
Bedingungen. So ist die iranisehe Armee selbst noch immer 
in einem relativ desolaten Zustand. Eine gründliche Reini­
gung des höheren Offizierskorps von Schah-Anhängern hat 
noch nicht stattgefunden. Die gesamten militärischen Ein­
richtungen sind den USA. da von ihnen unter der Schah­
Diktatur selb51 errichtet, bestens bekannt; daher konnten 
die US-Flugzeuge auch relativ leicht die Luftüberwachung 
täuschen und die Radarkontrollen unterfliegen. 
Im Iran selbst bieten die Auseinanderse tzungen in Kurdistan 
und der Versuch rechter religiöser Kreise, die Linkskräfte an 
den Hochschulen auszuschalten, Ansätze ftir die Bemühun· 
gen der USA, die Vo lkskräfte zu spalten. Auch die feind ­
liche Haltung des irakischen Hussein-Regim esllgegenüber 
der Revolution im Iran könnt e von der amerikanischen Re­
gierung genutzt werden. 
Darüber hinaus ist es den USA gelungen, die NATO vollends 
auf ihren Kurs zu bringen und ihr künftiges Vorgehen im 
Iran von der Sondertagung der NATO-Staaten Mitte Mai d.J . 
absegnen zu lassen. Diese wollen sogar beim Transport von 
US-So ldaten über Europa nach dem Iran helfen. Da Sicher­
heiuberater Z. Brzezinski dem Iran bereits mit weiteren Ak­
tionen gedroht hat, ist mit einer Zunahme der Spannungen 
in dieser Region zu rechnen, zum aI die Grenze zum mili tä­
rischen Eingreifen mit dem Kommandounternehmen bei 
Tabas Khon überschritten wurde. 
Das klägliche Scheitern dieses Unternehmens darf also nicht 
darüber hinwegtäuschen, welche Gefahren damit heraufbe­
schworen wurden. Der konservat ive Kommentator W. Safire 
hielt Carter jetzt sogar vor , Staatschefs mit wenig Gefechts­
toten seien keineswegs immer die besten gewesen. 12 
Anmerkungen: 

I) SilddeutlChe Zeitung, 26./27.4.1980 
2) Ebenda 
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6) Ebenda 
7) DailyTelcgraph, London, 1.5.1980 
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10) Tageszeitung, 28.4.1980 
11 ) Siehe AlB, Nr. 5/1980, S. 59 
12) DerSpkget, Nr.18/ 1980 
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Karibik - USA 

Horst-Eckart Gross 

Was soll die Karibikkrise? 
Relativ kurz nach den Ereignissen in der peruanisehen Bot­
schaft in Havanna l wurde deutlich, daß hier kein kubani­
sches Problem entstanden war, sondern daß Peru und im 
Grunde genommen die USA daftir verantwortlich sind . 
Nachdem mehrere Tausend Kubaner sich in der Botschaft 
gemeldet und sich in Listen einget ragen hatten, verließen die 
meisten die Botschaft und warteten in ihren Wohnungen auf 
die in Aussicht gestellte Ausreise. Eine Minderheit blieb in 
der Botschaft, wurde dort verpnegt und medizinisch be­
treut. 
Die Ausreise war garantiert, sofern die Einrcisevisa für ir­
gende in Land ausgestellt wurden. Und hier lag und liegt das 
Problem: Zahlreiche Staaten gaben Absichtserklärungen ab, 
nur wenige Einreisevisa wurden b isher jedoch konkret ausge­
stellt. Hinzu kommt, daß fast alle Ausreisewilligen in die 
USA auswandern wollen. 
Ein Problem schien aufzut reten, als Kuba die Luftbrücke 
nach Kostarika beendete. War es a lso doch nicht richtig, daß 
Kuba allen Ausreisewilligen die Ausreise genehmigte? Tat­
sächlich sollte in Kostarika ein "Flüchtl ingslager" aufgebaut 
werden, von wo aus dann der Weitertransport in andere 
Länder erfolgen sollte - oder auc h nicht. Die kubanische 
Regierung gestattete jedoch nur die Ausreise direkt in das 
Land, das ein Einreisevisum ausstellt. Damit war lediglich 
der Versuch gescheiter t, ein "Flüchtlingsdrama" unter direk­
ter Regie des CIA zu inszenieren. 
Ab 21. Apri l dJ. wurde überdeutlich, daß Kuba jedem die 
Ausreise gestattet: Die Yaehthafen Marie! wurde geöffnet 
fUt den Abtransport von ausreisewilligen Kubanern, unab· 
hängig ob sie e in Einreisevisum rur die USA aufwiesen. Tau­
sende von Segel- und Motorbooten sind dort versammelt, 
um den Transport über d ie 90 Meilen breite Meerenge zu 
leisten. Kubanische Patrouillen-Boote im Abstand von j e 8 
Meilen garantieren die Sicherheit der Oberfahrt auch für 
kleinste Moto rboote. Durch die Möglichkeit dieser Ausreise­
form ist auch die peruanische Botschaft uninteressant ge­
worden, etwas m ehr als 100 Personen halten sich dort noch 
auf. 

Carters Legende von der " kubanischen Bedrohung" 

Die wütende Reaktion der USA beweist, daß das kubanische 
Verhalten, die USA beim Wort zu nehmen gar nicht im 
Interesse der USA steht. Erklärte j. Carter noch Anfang 
April dJ., sein Herot schlüge für die kubanischen Flüchtlinge, 
so erklärte zwei Wochen später ein Sprecher des State De­
partment (US-Außenministerium), daß die Bootsruhrer mit 
ihren Fahrten nach MaricJ "das Geschäft des Herrn. Castro 
betreiben".2 Er drohte mit harten Strafen. Weiterhin wurde 
der Ausnahmezustand in Florida verkündet, aber das h inder­
te keinen, seine Verwandten oder Bekannten in Kuba abzu­
holen. Zu groß ist die Diskrepanz zwischen Realität und 
Anspruch . Ferner sind die Exil kubaner bei den kommenden 
Wahlen ein vie! zu wichtiger Faktor , als daß es sichJ. Carter 
erlauben könnte, den Einwanderungsstrom zu stoppen. 
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Insgesamt müssen die Ereignisse aber auch gesehen werden 
vor dem Hintergrund des geänderten Kräfteverhältnisses in 
Lateinamerika, und speziell in Mittelamerika und der Kari · 
bik. Diese Region war vor etwas mehr als 20 jahren der 
" Hinterhof" der USA, in dem die US-Konzerne dominier­
ten. Mit dem Sieg der kubanischen Revolu t ion 1959 begann 
d ie Wende. Insbesondere seit dem Sieg des Volkes Nikara­
guas über den US-hörigen Diktator A. Somoza im juli 1979 
wurde überdeutlich, daß Kuba keine einmalige und isolierte 
Erscheinung war. Unübersehbar ist auch der Aufschwung 
der Befreiungsbewegungen in EI Salvador und Guatemala, 

Auf dor M .... nkuBdgebun':tUrn I . Mai 1980 in Havanna domo"'''''ne. (vJ.n.r.) D".i<l 
Onep. Maori« Aiobos> "nd Fi<lel Cu,,,, revolu,;onire Ei"bei, gegen die US·o."hpolilil 
(1'<>1" .... US N ...... &I Worid Rtpon) 

genauso wie d ie na t ionale Politik von Staaten wie Panama, 
Jamaika, Mexiko. 
I·leute muß der .. MenschenrechtsaposteJ" J . Carter die bluti­
gen Metzeleien in EI Salvador und Guatemala direkt unter­
stützen, und da dies offensichtlich nicht ausreicht, wird die 
direkte militärische Intervention durch die USA in EI Salva­
dor vorbereitet. In der gesamten Region präsentieren die 
USA eine Pol itik der Stärke, Einschüchterung und Drohung. 
Ein deut licher Beweis dafür soll ten d ie Manöver "Solid 
Shicid 80" werden, dieses j ahr erstmals ausschließlich rings 
um Kuba veranstaltet mit dem Höhepunkt der Landung von 
über 3.000 Marineinfanteristen auf dem kubanischen 
Stützpunkt Guantanamo, den die USA immer noch wider­
rechtlich besetzt halten. 
Nicht nur die Manöver waren aussagekräftig, sondern insbe­
sondere auch die psychologische Vorbereitung in den USA: 
j . Carter sprach mehrfach von einer Zunahme der Aktivitä­
ten Kubas, die gegen die USA gerichtet seien, und scheute 
sich nicht, von einer Bedrohung der USA durch Kuba zu 
sprechen.3 Groß herausgestellt wurde der angeblich .. sowje­
t isch-kubanische Griff nach den mex.ikanischen Erdölquel­
len". 

Die einflußreichen Senatoren J ackson und Moynihan 
gründeten eine Initiative zu Bekämpfung Kubas: Ausgehend 
von e iner angeblichen Intensivierung der "Anti-USA-Aktivi-



täten Kubas" forderten sie energische Maßnahmen gegen 
Kuba, sowie die Intensivierung von Destabilisierungsmaß­
nahmen in Kuba selbst. Sie scheuten sich nicht, die während 
der "Raketen-Krise" 1962 durch die USA abgegebene Ga­
rantie für die territoriale Integrität Kubas in Frage ~u stellen 
und damit praktisch einer Invasion Kubas das Wort ~u re­
den.4 Der republikanische Präsidentschafts-Kandidat Ro­
nald Rcagan forderte schlicht die sofortige totale Blockade 

Kubas. 5 

Wie bekannt wurde, ist der Rücktritt vo n US-Außenminister 
Cyrus Vance auch wesentl ich durch die Politik der Stärke in 
Mittelamerika bedingt, da er nicht von einer kubanischen 
Bedrohung au.sgehen wollte. Von daher ist es nicht verwun­
derlich, daß Fidel Castro bereits am 8. März 1980 vor den 
Plänen der USA, in Mitte lamerika ein neues Vietnam zu 
provozieren, warnte.6 

Im Rahmen der Taktik der USA sowie insbesondere im Rah­
men der Destabilisierungsversuche müssen die Ereignisse in 
der peruanischen Botschaft gesehen werden. Warum sonst 
stellte Peru allen normalen ausreisew illigen Kubanern, dic 
friedlich in die Botschaft kamen, kein Einrcisevisum aus, 
empfing aber wie Helden alle die, die mit Gewalt in die 
Botschaft eindrangen? Hier kann man nur von Willkür sei­
tens Perus sprechen, wobei aber auch berück.sichtigt werden 
sollte, daß gerade Peru ~ur Zeit mit am stärksten dem Druck 
des imperialistisch domjnierten Internat ionalen Währungs­
fonds ausgesetzt ist. 
Die kubanische Regierung trat der Bedrohung seitens der 
USA entschlossen entgegen (siehe Kasten). Die ständigen 
Demo nstrationen und Kundgebungen, insbesondere die rie­
sigen Demonstratio nen von Millionen Kubanern am 
19. April und am 1. Mai 1980 sind als Abwehr der Bedro­
hung durch die USA ~u sehen, und nich t äls Folge der Tat­
sache, daß ein paar Tausend Kubaner auswandern wollen. 
Darüber hinaw wurden kubanische Manöver rings um Guan­
tanamo angekündigt , die parallel zu den US-Manövern 
durehgdührt werden sollten. Damit war Kuba fUr jede Pro­
vokatio n gerlistet, aber auch die Gdahr einer unmittelbaren 
Konfrontation zwischen Kuba und den USA real gegeben. 

Zur entschlossenen Haltung Kubas kam die breite Solidari· 

tät in der ganzen Welt, speziell in Lateinll.merik<a. Bercih ~m 
12. April dJ- kiindigte Mexikos Präsident Lope .. PortilI ... sei. 
nen Staatsbesuch in Kuba an, und trat damit demonstr;,itiv 
den US-Parolen einer Bedrohung Mexikos durch Kuba ent ­
gegen.' Demonstrativ war auch die Anwesenheit von Danitl 
Ortega fUr die Regierung Nikaraguas und von Grenadas Mini­
sterpräsident ~1aurice Bishop bei der I. Mai-Kundgebung in 
Havanna. Dort sprach auch der ehemalige Präsident von 
Santo Domingo , Juan Bosch. 
Gleichzeitig unterstützten zahlreiche polit ische Organisatio· 
nen und Institut ~onen die Position Kubas. In Peru demon­
strierten über 60.000 Arbeiter ihre Solidarität mit Kuba. 
Zahl reiche Regierungen weigerten sich, die kubanischen 
Ausreisewilligen aufzunehmen (selbst Honduras zählt dazu) 
und ihre diplomatischen Beziehungen zu Kuba auch nur zu 
beeinträchtigen, ganz zu schweigen von einem Abbruch.8 

Lediglich Kostarika drohte mit einem Abbruch der konsu­
larischen Beziehungen, nachdem Kuba sich geweigert hane, 
den Plänen dieses Landes für ein zentrales Flüchtlingslager 
zuzustimmen. Aber selbst Kostarikas PriUident Carazo warn­
te die USA vor den militärischen Manövern in der Karibik 
und drückte seine Sorge davor aus, daß diese ein zu negati­
ves Echo finden würden. 
So wurde J. Carter gezwungen, zwar nicht die Manöver, 
wohl aber die provokative Landung in Guantanamo abzusa· 
gen. Dadurch wurde die Lage entspannt. Dennoch bleibt die 
Gefahr e iner militärischen Intervention der USA in Mittel· 
amerika und auch in Kuba bestehen. Es bleibt daher eine 
Aufgabe in der nächs ten Zeit, ftir den Frieden auch in dieser 
Region einzutreten. 

Anmerkunsen: 
l) Zur BotlChaftlltünnung vom 1.'1.1980 siehe: AIB, Nf. 511980, 

S.38 
2) Vgl. Granma. Havanna, 24.4. 1980 
3) Monitor-Dicnst Lateinamerika, KlI ln, 11.4. 1980 
4) Vgl Granma. 13.'1.1980 
5) VglGranma. Re, umenScmanal, 11 .5. 1980 
6) Vgl. FranUuner Alljemcine Zcitu"" 3.5.1980 und Granma. 

10.3.1980 
7) Vel. Granma. 13.4.1980 
8) Vgl. Granma, 11.4.1980 und US Ncwl &: World Report, .Washing­

ton, 19.5.1980 

Fidel Castro Erklärung zur Karibikkrise 
Vor mehr ab 1 Mio Menschen erldine F. Cutro in .einer Rede 
2.um I. Mai dJ., daß die AbAge der US-Landemanövcr in Guanta­
namo cin Erfolg de. Kampfe. de. kubanilChen Volke. und der mit 
ihm geübten intCl'Nltionaien SoIidaritlt .ei. Kuba habe sich ent· 
schlossen, die Manöver in den Ostprovinzcn ab2.usascn, die all Ant­
wort auf die unter der BC2.eichnung "Solid Shicld 80" für die ente 
Maiwoche angekündigt worden waren. 
"Aber wir dürfen mit dietem Erfolg nicht prahlen", fügte F. Castro 
hinzu. "Umcr Feind reizt UM, bedroht Uni und wir können nicht 
unachuam Kin. Wir müuen mehr ab wachsam tein, da wir um an 
der SchweDe zum Kalten Krieg und Wettriisten befinden." Di~ Mo­
bilisierung des Volkes werde aufrecht erhalten und am 17. Mai dJ. 
finden unter Beteili3ung von 5 Mio Kubanern im gam:en Land De­
monstntionen mit der Forderung nach Aufhebung der US­
Blockade, IUch AußÖ$un(f des StiltZPUnktCl Guantanamo und nach 
Einstellung der von nordamcrilr.aniJchen Flupeugen de. Typ. 
SR 71 durchgcfiihnen Spionagcß~ lIatt. 
F. Cutro kündigte außerdem die Bildung eines zu$itzlichen Land­
Itrcitkörpcrs an, der Männer und Frauen umfauc, die nicht den 
Rcscrvecinhciten der regulären Streitltrifte angehören. "Wenn die 
Imperialisten CI wagen, bei UM einzumarschieren," fügte er hinzu, 
"sollen l ie wi_n, daß sie CI nicht nur mit einem regulären Krieg, 
IOndcrn auch mit einem Volkskrieg zu tun haben werden, und daß 
wir jcdCl Stück unteres natiomlen Territoriuml zu verteidigen wil­
llen." 
Dnweiteren kündigte F. Cutro die Erarbeitung von Widerstand .. 
und Obcrlcbcnsplincn im FaUe einer Totalblockade an und beton· 
te, daß bei dem Manöver ,.8oIKI. Shield SO" Formen einer Venni-

nung kubanischer Häfen aUIIJCkundKhaftet werden IODten. Er ver· 
wies darauf, daß der republikaniKhe PriUdentsd!.afukandidat der 
USA R. Rcagan sich filr eine Sceblockade Kubas ausgesprochen 
habe, und daß Kuba fUr alle diese Probleme eine Antwort partt 
haben miillC. 
Die Situation in der peruanillChcn BotlChaft und die AusreilC as0-

zialer Elemente bezeichnete F. Canfo al l du logische Re.u1tat der 
vom Us-Geheimdicnst ClA gegenüber Kuba organisierten Provoka­
tionen. ,,Die Botschaften Venttuelas und Perus", erläuterte er, 
"weigerten .ieh, ihnen Visa f"Ur die Icga.le Ausreite auszusteUen. und 
haben nur diejenigen als Helden empnnacn, die mit Gewalt einge­
drungen sind." Die jahrelange Geduld Kubu habe sich gegenüber 
dieser fortSeJeUten Potitik nicht g<:lohnt, die schließlich am 
I. April dJ. zum Tode eines die peruaniiche Botschaft bewachen· 
den kubanischen Polizilllen g<:f"tihrt habe. Damit allerdings ~ für 
Kuba der Punkt erreicht gewesen, an dem el erklärt habe, daß die 
Revolution entschlossen tei, dicten Ereigni.1ICn um jeden Preis ein 
Ende zu terzen.. 
,,Deshalb haben wir die Wachen von der Botschaft abgezogen, und 
wir wußten, daß .ie sich mit Lumpenproletariat fiillen würde," 
"Daraufhin", sagte er, ,,haben sie gesen um eine breite Prenekam­
pagnc mit UnWooihrheiten ausgelöst, aber wir lassen UM durch dic 
Propaganda nicht eifl5ChUchtem." 
Daß die "Flüchtlinge" nun über den kubanischen Hafen Mariel aUI­
reisen, filhne F. Ca..stro auf eine von Florida ausgehende Initiative 
'II1riIck, zu der die kuba nische Regierung lediglich erklärt habe, sie 
werde diese Leute dort nieht mit Kanoncnschiiuen empfangen. 
(QueUe: Prcnsa Latina, Havanna, Nr. 22011.5.19S0; AuAChnitte) 
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EI Salvador 
Der Befreiungskampf des salvadorionischen Volkes ist in eine neue Phase eingetreten. Dies iiußert sich einmal in der Bildung der 
Demokratisch-Re1.lolutionären Front (FDR) im April d.J., in der sich 50 Massenorganisationen, Parteien und Beru{suerbände 
gegen die Regierungsjunta IIUS Militär und rechter Christdemokratie zusammengeschlossen haben (vgf. AlB, NT. 5/ 1980). Dlls in 
der Fronl tonangebende Linksbündnis der Revolutioniirtm Koordination der Massen - ihm gehören der Revolutionäre Volks­
block (BPR). die Einh eitliche Volksok lion (FA PU), die Vo/Ju/igen 28. Februar (LP.18) und die Nat ianaldemokratische Union 
(UDN) an - halte im Februar d.j. ein Alternativ.Programm für ei>u demok ratisch-revolutionäre Regierung verabschiedet, das 
wir im vollen Wortla ut dokumentieren. Die Demokratisch·Revolutionäre Front hat sich diesem RegierunKsprogramm miHler­
weile angeschlossen. 
Mitt e Mai d.j. vermochten 3.000 Guerilleros in der Provinz Cha[atenango ein befreites Gebiet noch immer gegen die anstürmen­
den Truppen der Regierungsjunta zu verteidigen. Zu deren Unte rstützung haben US-amerikanische Militiirberater im ganun 
Land begonnen, Basen aufz ubauen, von den en aus sie die Aktionen von Militiir, Nationalgarde und paramüitiirnchen Banden zu 
kommandieren und koordinieren vermögen. In zu nehmendem Alaße kommen exilvietnamesische und exilkubanische Söldner 
ins Land und verstärken neben 2.000 US·Soldaten in saliHIdorianischen Uniformen die Interventionstruppe zur Zerschlagung 
der Volksbewegung (Frankfurter Allgemeine Zeitung, 18.4.1980). 

Anf ang Mai d.}. versuchte der im Oktober 1979 gtstürzte Diktator Carlos Umberto Romero, durch einen Pu tsch die Ma cht 
zurückzuerlangen. Zusiitziich zur Erhebung von drei Garnisonen mit 3.000 Mann sollten 15.000 Söldner von Guatemala und 
Ilonduras aus einmarschieren. Daß das Unternehmen gescheitert ist, bedeutet jedoch nicht, daß die Gefahr eines ultrarechten 
Umsturzes gebannt wiire. 

Offizielles Programm der Revolutionären Koordination der Massen 

Plattform für eine demokratisch­
revolutionäre Regierung 

Oie lo:tialen und wirUchaftlichen Strukturen unKrCl Landes, die die 
unermeßliche Bereicherung einer oligarchischen Minderheit und die 
AUlbwtung unseres Volkes durch den U5- lmperia lismIß ermöglich­
ten, befinden sich in einer liefen und ausweglosen KriK. 
Oie Krise erfaßt auch die Militärdikultur, die: gelamte RechUordnung 
und die Ideologie, die die Interessen der Oligarchie und des nord­
amerikanischen Impaial ilmus verteidigt haben und verteidigen und 
dabei das lalvadoril.l"usche Volk ein halbCl Jahrhundert lang unter­
drückten und knechtelCn. Oie Reihen der herrschenden Kla»cn ha­
ben Rine bekommen; die faschistischen und reformistischen Modelle 
:tur Kriseruösung sind gescheitert . sie wurden Opfer ihrer eigenen 
Widenpriiche und z.crschlagen von den entschlossenen und helden· 
haflen Aktionen der Volksbc...·egung. Dieses Scheitern konnte nicht 
Y\"fhindert werden. nicht einmal von dem immer offeneren Eingrei· 
fen der USA :tugulUten dieser gegen das Volk geriChteten Modelle. 
Die bedingungslose Venretung der Interessen und Hoffnungen d" 
wVlIIdori'IRischen Volkes durch die revolutionären Organisationen er· 
möglichte eine unz.cntörban: Veniefung und Fest legung ihrer Wur· 
zein in de r großen Mane der Arbeiter und der Milldschichten. We· 
gen ihrer Verankerung im Volk ist die revolutionäre Bewegung heute 
nicht mehr :tu :terschlagen und ist d ie einzige Alternative für dal 
salvadorianische Volk - diesel kann in seinem Kampf für ein freies 
Vaterland. in dem Kine lebensnotwendigen Bedürfnisse befriedigt 
werden, weder aufgehalten noch vom Wege abgebracht werden. 
Die winschaftliehe und politische Krise der herrschenden KJasscn 
einerseits und die Stärke der Volksbcwegung anderel"lCiu - die auf 
der enucheidenden politischen Kraft U!UCfe. Landes aufgebaut ist -
haben einen revolutionären Prozeß ausgelöst und Bedingungen gc­
IIChaffen, unter denen du Volk die Macht übernehmen wird. 
Unsere Gesellschaft beruht bis heute auf Ungerechtigkeit, Unte r­
werfung und Raub; ihre revolutionäre Umwlilzung ist nunmehr eine 
mögliche und nicht mehr ..... eit entfernte Sache. Nur so wird unser 
Volk die demokratischen Rechte gewinnen und behaupten, die ihm 
bislang verweigert werden. Nur die Revolu.tion wird das Agrarpro­
blem zugumtcn der Baucmmasscn und der Lohnarbeiter auf dem 
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Land lösen; sie wird materielle und ge istige Lebensbedingungen 
schaffen, die der riesigen Mehrheit u<Uerer Bevölkerung nütun, die 
heute im Elend, in kulture ller Entfremdung und in der Marginalität 
(am Rande der G"ellschaft, d. Red.) lebt. Es wird die Revolution 
Kin, die die wahre politische Unabhingigkeit urueres Land" erobcn 
und dem wvadorianischcn Volk das Recht gibt, sein Lol frei 'tu 
bestimmen und die tatsächl iche winschaft liche Unabhi ngigkeit 'tu 
erlangen. DiCIC Revolution ilt iOmit auf da, Volk gegründet, in de· 
mokratischl anlioliprehisch und butrebt, die ..... ahre und tatliehliehe 
nationale Unabhängigke it zu erobern. Nur der Sieg der Revolution 
wird die verbrecherische Unterdrückung beenden und dem Volk den 
Frieden ermöglichen, den es heute nicht hat, einen stabilen Frieden, 
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basieund auf der ~' rClllelt, der 50ZiIlen Gerecht igkeit und der natio­
nalen Unabhängigkeit. Diese Revolution, die Khon im Gange ist, in 
niehl _ und kann nicht lCin - das Werk einer Grup~ von Ver­
schwön:rn. Im Gegenteil, sie ist du Ergebnis des Kampfes des ganzen 
Volkes, d.h. der Arbeiter, Bauern, der Mittebchichten im allgemei· 
nen und al ler aufrichtig demokratischen und patrio tischen Menschen. 
Die bewußtcrcn und organisierten Teile del salvadorianischen Vol· 
ke. , die K han IChr uhlrtieh sind, kämpfen Itindig umfUJCnder und 
einheitlicher. Mit Kampfgdst, Bewußtsein, Fe. tigkdt, Orpnisation 
und Opferbereitschaft flir den Sieg des Volkes hat du Bündnil der 
Arbeiter.: und Bauern bewiesen, daß el die tl irkste Garantie für Ent· 
schlou enheit und Fcstitl;keit der Bewegung bis tut Bdreiu"i ilt. In 
ihm vereinen sich - a]s Ausdruck der Einheit dei ganten Volkes -
die revolutionän:n und die demokratischen Kräfte, die beiden großen 
Strömufl8cn, die am Bdrciufl8skampf des salvadorianischen Volkes 
beteiligt sind. 
Die entscheidende Aufgabe der Revolution, von der die Erfüllung 
aller anderen Aufgaben und Ziele abhi "it, ist die Erobenm.g der 
Macht und die Einsetzung einer revolutionären Regieru"i, die an der 
Spit« dei Volkel den Aufbau einer neuen GelClIKh.ft untcnUmmt. 

Aufgaben und Ziele der Revolution 

Die Aufgaben und Ziele der Revolution in EI Salvador sind die fol· 
~nden : 
1. Zerschlagung der reaktionän:n Militirdikutut der Oligan::hie, die 
.at rall !'iO Jahn:n gegen den Willen des salvadorianiKhen Volke. an 
der Macht ist, und dei Ug...lm~rialilmus; Zerstörung ihn:s krimind· 
len politisch·militirischen Appanu und Einsettung einer demokra· 
tisch·revolutionären Regieruog, die sich auf der Einheit der revolutio· 
nären und demokntischen Kräfte, dem Volk.heer und dem salvado· 
rianischen VolIc. gründet. 
2. Beendigung der politischen. wirtschahlichen und 50Ziaien VOI' 
helTschaft im allgemcin.en der großen Besitzer von Kapital und Land. 
,. Endgiihige Beseitiguns der wirtschaftlichen, politischen und mili· 
tirischen Abhingigkdt unsere. Landel vom US·lmperialismus. 
4. Sicherung der demokratischen Rechte und Freiheiten fii:r d.u 
ganze Volk, vor allem rot die Massen der Arbeiter, die lie bisher am 
wenigsten ~nouen hahen. 
!'i. Obertragung der wichtipten Minel der Produktion und Venei· 
IU"i, die bisher von der Oligarchie und den US·Monopolen in Be· 
sehlq genommen werden, an du Volk mitteli Nationalisieruns und 
Schaffußjj: von Gemeinschaften und Geno.senschafubetrieben: du 
Land der Grollgrundbcs.itzcr, die Produktions· und Verteilungsunter· 
nehmen der Bereiche E1ektm:itit und Erdölraffinerie, Industrie-, 
Handels· und Dienstleistunpuntcmebmen im Besitz der Monopole, 
der Aufl.cnhandel, die Banken und die großen Tnnsportunterneh· 
men. Din allei , ohne die kleinen und mittleren Privatunternchmen 
anzutasten, denen Anreize und Hilfe in jedem Sinne in den verschie· 
densten Bereichen der nationalen Wirtschaft zukommen sollen. 
6. Hebung des materiellen und kulturellen Lcben.sniveaus der Bevöl· 
kenlog. 
7. Schaffung einer neuen Anncc unserei Landes, die lich vor allem 
auf der Basis des VolbheerCi aufbaut, dal im Laufe des revolut io· 
nlren Prozesses entsteht und dem sich saubere, patriotische und 
würdige Elemente dei gegcnwirtigen HeerCi anschließen können. 
8. Förderung der Organi.ieru", dei Volkel in allen Ebenen, Berei· 
ehen und Formen, um leine aktive. schöpferische und demokratische 
Beteiligung am revolutionären Prozeß sichenuSleUen und die 
größtmögliche Einheit zwilchen dem Volk und seiner Regierung zu 
erreichen. 

9 . Orientierullfl der Aufl.cnpoütik und der internationalen Beziehun· 
gen unserel Landes nach den Grundsätzen der Unabhingigk.eit und 
Selbitbestimmung, der Solidaritit, du friedliche n Zusammenlebens, 
der Gleichberechtigung und de r IJCgen. eititl;en Achtuns zwischen 
Staaten. 
10. Mit a11 dielem Sicherung dei Friedens. der Fn:iheit, dei Wohler· 
gehens des Volkes und der fortschreitenden sozialen Gen:chtigkeit in 
unserem Land. 

Die demokratisch·revolutionäre Regierung, 
ihre ZusammenJeu:ung u nd ihr Programm dei poli tiscben, 
s trukturellen u nd sozialen Wandels 

Die demokratisch·revolutionäre Rcgierullfl bi ldet lich aus Ven n:tern 
der revolutionän:n und der Volksbcwegung, der Parteien, Organisa· 
tionen, Bereiche und der demokratilehen Penönlichkeiten, die bereit 
sind, an der Verwirklichung des vorliegenden Progtamms mitzuarbei· 
ten. 
Diese Regieruf18 wird sich auf eine bn:ite IIOziaie und politische Basi. 
Itützen, die an erster Stelle aus der Arbeiterklasse, den Landarbeitern 
und den fon~schrittenen Millclschichten belieht, eng mit diesen 
verbunden werden alle die sozialen Schichten sein, die dem Weg 
diescs Programm. folgen wollen, kle ine und mittlere Indust rieunter· 
nehmer, Hindier, Handwerker, Landwirte (k leine und mittlere Kar· 
fec:r.üchter und andere Bereiche der LandwirtlCluft und Viehtucht); 
Klbltverstindlieh ehrliche Freiberufliche, fortscbriltliche Prielter, 
demokraliscbe Parteien wie der MNR und die fortgescbriltenen Sek· 
toren der Otriltdemokratie, würdige und ehrliche Annccoff'weu, die 
entschlo»Cn . ind, den Inten:uen dei Volke. zu dienen, und alle ' 
anderen Ben:iche , Gruppen, Persönlichkeiten oder Elemente, die fUr 
die breiteste Demokratie ftir d ie Volbmusen, für eine unabhingige 
Entwickluf18 und für die Befn:iung dei Volke. eintreten. 
Alle diese Krilte bemühen sich zur Zeit um die Vereinigung in einem 
demokratischen und rev<>lutioniren Bündnis, in dem die politische 
und religiÖIC Ansicht jedu einzelnen voll n:$pc:kticrt wird. Die orp' 
nil,uorische Fonn dicsc. freiwiUi~n BündnillC. zum Dienst rUf du 
wvadorianische Volk wird das Ergebni. einer OIKreirutimmuna aller 
deljenigen Kin, die daran teilnehmen. 

Poli tucbe So rortm aßnabmeD 

1. Schluß mit der Repreuion gegen du Volk in allen Formen und 
Freiheit der politischen Gcf~ncn. 
2. Aufkliru"i der Verhaftungen und dei Venchwindeßl seit 1972 
und Bcstnofuna der (mil itärischen oder zivilen) Verantwoctlichcn von 
Verbrechen ~gen da. Volk. 
,. Entwaffnung und tatsächliche Aunösu"i der Represlion50rpne 
ANESAL, ORDEN, Nationalgarde, Nationale Politei, Hazlendapoli· 
zci, Grenzpolizci und ihrer jeweiligen "Sondereinheiten", der 
"Schule für Countcrinsurgency" in Gotera und dei lOg. ,.1"ienieur· 
wiu.enschaftlichen Ausbildungszcntrum. der Stn:itkrihe (CIFA)" in 
Zacateculuca, der Militintn:ifen auf regionaler und Stadtviertel· 
ebene, der privaten panmilitiriKhen Banden der Oligarchie und je· 
der Art von Organisation, die, tatlichlich oder dem Namen nach, 
kriminelle Aktionen und VericurndußlCn gegen das Volk und seine 
Organisationen unternimmt. 
Die Sicherhei tllOrgane, die inr.wischen einen schlechten Namen h.· 
ben, werden durch eine Ziwpolizci ersetzl werden. 
4. Aunösuns der ge~nwinigcn staatlichen Gewalten (E:Kckutive, 
Lcgilllative und Justiz), Aufhebung der Verfassung und aller Ge.etze 
r.ur Anderung oder Ergänzu"i derKlben. 
Die demomtisch·rcvolutionill!: Regieru"i wird ein Verfa,uunpgc· 
setz erlassen und den Staat und seine Aktivititen mit dem Ziel orga· 
nilieren. die Rechte und Freiheiten des Volke. und die Verwirkli· 
chung der andefCn Ziele und Aufgaben zu garantieren. Die demokra· 
tisch·n:volutionäre Regierung wird die "AJlgemeine Erklärung der 
Menschenrechte" der UNO untenekhnen. Dicsci Verfusuß8lllese tz 
wird gelten, bis das salvadorianische Volk . ich eine neue Verfassung 
gibt, die sein.e Interessen wirklich widel'$piegclt. 
5. Die Kommunalverwaltung wird wieder eingefühn a1, ein Organ 
der breiten Teilhabe der Massen an der Fiill'\ll'li du Staates, ein 
echtes Organ der neuen Volk.smadlt (poder popular). 
6. Die dcmokratisch'fCvolutionin: Regierung wird eine umfuscnde 
Arbeit zur befreienden Erziehung, Verbreitung der Kultur und Orga· 
nisation unter breitesten Massen ]eisten, um ihre bewußte Ei"iliede· 
rung in Entwicldung, Festigung und Veneidigung des revolutionären 
fror.nscs zu fördern, 
7. Stärku"i und Entwicklung dei Vo]kshee~, dem sich die Teile 
der Mannschaften, Unteroffl2.icn:, Off'l2.iefC und Kommandeull!: der 
jctzitl;en Annee aruchließen, die ein lauberes Verhalten zeigen, die 
aUl llndische Einmischung segen den revolut>oniren Prozeß ablchnen 
und den Befreiungskampf WllClCI Volkes unten:tiitzen. Du neue 
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Heer wi rd wirklich der bewaffnete Ann des Volkes sein, ihm zu 
Diensten, seinen Interessen und seiner Revolution absolut ergeben, el 
wird eine wi rklich patriotische Streitkraft zur Verteidigung unsere r 
Souveränität und Selbstbestimmung sein, die entKhieden für das 
friedliche Zusammenleben der Völker eintritt. 
8. Unser Land wird CONDECA, TIAR und jedes andere militäriK he 
oder Polizeibündni, verlassen, das Instrument zur Einmischung sein 
könnte. 
9. Die demokratisch·revolutionäre Regierung wird diplomatische 
und Handelsbeziehungen mit a nderen Ländern unterhal ten, ohne 
Unterschiede aufgrund verschiedener sozialer Systeme, auf der Basis 
der Gleichberechtigung, des gcgenlleitigen Miteinander und de r Ach· 
tung der Selbstbestimmung. Sie wird besonderen Wert auf die Ent· 
wicklung freundschaftlicher Beziehungen mit den anderen zentral· 
amerikaniK hen Ländern (e inschließlich Panama und Belize) legen, 
die sich auf dem Weg der Unterstützung de, Friedens und der Gültig· 
keit des Prinzips de r Nichtei nmi:lchung befinden. Besonde rs wird sie 
die Erweiterung der brüderlichen Beziehungen mit Nikaragua fördern 
als Ausdruclt der Interessengleichheit zwischen unserer Revolution 
und der sandinistischen Revolution. Unser Land wird Mitglied der 
Bewegung der nichtpaktgebundenen Länder werden und wird eine 
Politik des unwiderruniehen Fcsthaltens an der Verteidigung des 
Weltfriedens und für die Entspannung führen. 

11. Strukturelle Ve ränderungen 

Die demokratisch·revolutionäre Regierung wird: 
1. das gesamte Bank· und Finanzwesen nationalisieren. Diese Maß­
nahme wird die Spareinlagen und andere öffentliche Interessen n icht 
berühren; 
2. den Außenhandel nationalisieren; 
3. die Stromversorgung und die entsprechenden in privater Hand 
~findlichen Produktio nsunternehmen na tional isieren; 
4. die Erdölraffinerie nationalisieren; 
~. gemäß dem nationalen Nutu:n die Enteignung de r Monopolbe­
triebe in Indus tr ie, Handel und Dienstleistung verwirklichen; 
6. eine grundlegeode Landrdorm verwirklichen , die das Land, das 
sich bislang in Händen einiger Großgrundbesitzer befindet , den brei· 
te n Massen zur Verfügung Slellen wird, die es bearbeiten. Dies wird 
nach einem wirksamen Plan geschehen, der die groBe Mehrhei t der 
armen und mittleren Bauern und der bezahlten Landarbeiter begün· 
stigt und die Produktionsentwicklung in Landwirtschaft und Vieh· 
t ucht fördert. Die Landreform wird die Interessen der kleinen und 
mittleren Landeigentümer nicht berühren, die Anreit und Hil fe erhal· 
ten werden, damit sie ständig besser produzieren können; 
7. eine Stadtrefonn tugunsten der großen Mehrheit durchführen, 
ohne kleinen und mittleren Immobilienbesitz anzutaste n; 
8. das Steuenystem von Grund auf so umgestal ten, daß die Zahlung 
von Abgaben die Arbeiter nicht venchuldet. Indirekte Abgaben auf 
Waren und Dieß$tleistun~n des Massen,kOß$ums werden gesenkt. 
Dies wird nicht nur durch die Reform des Steuersystem s möglich 
werden, sondern auch, weil de r Staat über hohe Einnahmen aus der 
Tät igkeit des nationalisierten Sektors der VolkswirtK haft verfügen 
wird; 
9. wirksame Mechanismen der Kredith ilfe, wirtschaftl ichen und 
technischen Fö rderung der kleinen und mittleren Privatuntemehmen 
in allen WirtKhaftsbereichen einrichten; 
10. ein System der wirksamen Planung der nationalen WirtKhaft 
einrichte n, das eine ausgegtichene Entwicklung ennäglicht. 

IU. Maßnahmen im sotialen Bereich 

Die demokratisch·revolutionäre Regierung wird ihre Arbeit im sot ia· 
len Bereich an folgende n Zielen aU$I"ich ten: 
1. Schaffung von ~niigend Arbeitsplätzen, um die Arbeitslosigkeit 
s.chneUstmäglich zu beseitigen. 
2. Effektive Durchführung einer ~rechten Lohnpol itik, die beruht 
auf: 
a) Regulierung de r Löhne unter Berücksichtigung der Lebenshal· 
tungskosten, 
b) durchgreifende r Kontrolle und Senkung der Preise von Waren und 
Dienstleistungen im Bereich der Grundbediirfn isse, 
c) einschneidender Vennehrung der sot ialen Dienstleis tungen fiir die 
groBe Masse des Volkes ($Oziale Sicherheit, Erziehung, Freizeitange. 
bote, Gesundheit usw.). 
3. Beginn eines umfassenden Wohnungsbauprogramms für das Volk. 
4. Schaffung e ines einheitl ichen nationalen Gesundheitsdienstes, der 
der gesamten Bevölkerung (in Stadt und Land) wirksame medizini· 
sche Venorgung garantiert, die vor al lem auch vorbeugend sein soll. 
5. Durchführung einer umfassenden Alphabetisierungskampagne, die 
schnellstmögl ich die soziate Krankheit des Analphabetentums ausro t· 
tet. 
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6. Entwicklung eines nationalen Erziehungswes<:ns, das d ie Grund· 
K hulbildung für d ie gesamte Bevölkerung im K hulrahigen Alter 
sicherstell t und weiterführende Schulen und Universitäten grundle· 
gend öffnet. Wissenschaft liche und technische Qualität und Viel fatt 
$Ollen ges teigert und nach und nach die Gebührenfrciheit verwi rk· 
licht werden. 
7. Breiteste Förderung der kulturellen Aktivität und Vidfalt, wir· 
kungsvolle UnterstüLZung und Anregung nationaler Künstle r und 
Schriftstelle, Erhaltung und En twicklung des kulturellen Erbes der 
Nation, Aufnahme des Besten aus de r internationalen in uniere na· 
tionale Kultur, Organisicrung des Zugangs der breiten Masse des Vol· 
kes tu allen kulturellen Ausdrucksformen. 
Es ist die einhellige Meinung alle r demokrat ischen Volkskräfte, da6 
nur mit der Verwirklichung des Maßnahmen dieses Programms die 
tiefe strukturelle und politische Krise unseres Landes zum Wohl des 
salvadorianiKhe n Volkes gelöst werden kann. Nur die Oligarchie, der 
U5- lmperialismus und jene, d ie ih ren antipat r iotischen Intere isen 
dienen, wehren sich und arbeiten gegen diese Veränderungen. Seit 
dem 15. Oktober 1979 haben einige Parteien und Bereiche den ver· 
geblichen Versuch gemacht, aus der Regierung heraus weite Teile de r 
von uns vorgeschlagenen Maßnahmen in Gang tU setzen , ohne vorher 
die alte reaktionäre Macht <lU terschlagen und ohne eine tatsäch liche 
revolutionäre Volksmacht aufzubauen. Diese Erfahrung hat mit aller 
Klarhe it bewiesen, daß diese Umwälzung nur von der vere inigten 
revolutionären Bewegung im Bündnis mit allen demokratischen 
Kräften bewerkstelligt ..... erden kann. 
Die Stunde des histori$chen Sieges der Freiheit, für d ie das salvado· 
rianische Volk gekämpft und so viel Blut vergossen hat, ist nahe. 
Nichts und niemand kann das verh indern. 
Für die Einheit der revolut ionären und der demokra tischen Kräfte! 
Vorwärts zur demokrat isch·revolutionären Regien,mg! 

Revolut ionäre Koordination der Massen 
Für das Ex.ekutivkomitce des Revolutionären Volkllblocks (BPR): 
Juan Chacon, Generalsekretär; J ulio Flores, Organisationssckretär 
Für da. Nationale Koordinat ionsko m itee (CCN) de r FAPU: tlector 
Recinos; J ose Napoleon Rodriguez Ruiz 
Für die Nationale PolitiKhe Kommission der VolksJigen des 28. Feb· 
ruar (Lp·Z8): Leoncio Piehente 
Für das Nationale Koordinationskomitee der Nationalen Demokra· 
tischen Union (UDN): Manuel Franco 
San Salvador, EI Salvador C.A. 
23. Februar 1980 
(Quelle: Programa o ficial de la Coordinadora Revolucionaria de 
Masas, Platafonna Programatica dei Gobierno Dcmocr.uico Revolu· 
t ionario, in: Boletin In ternational, EI Salvador, Nr.8/Februar 1980, 
S. 18·24 , nach: H. Jung, Soziale Kämpfe und KJassenstruktur in EI 
Salvador, Bonn 1980, S. 29·3~) 
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Aber sie ist doch einseitig, 
kommunistisch dazu, sagen 
manche. Stimmt, sagen wir. 

Tatsächlich gibt es die soge­
nannte Oberparteilichkeit nicht. 
Die Zeitungen, die vorgeben, für 
die da oben und zugleich für die 
da unten zu schreiben, ergreifen 
letztendlich immer Partei für die 
Großen. Wir ergreifen Partei für 
die arbeitenden Menschen. Tre­
ten offen an ihre Seite. Unter­
stützen sie im lohnkampf. Ent­
larven die Preistreiberei. Machen 
frisierte Bilanzen durchschaubar. 
Weisen nach, wo die Gewinne 
stecken und wer die Profiteure 
sind. 

Politiker 
werden am Alltag gemessen 
Die Sonntagsreden der Politiker 
werden von uns nicht einfach 
hingenommen oder gegenüber­
gestellt, sondern an der Praxis 
des Alltages gemessen. So er­
fährt der BürQer, wie scheinbar 
kleine HintertLirchen im Geset­
zesdickicht so groß wie Scheu­
nentore werden, wenn Unterneh­
mer, Miethaie oder Börsen­
spekulanten daranklopfen. 

Frieden, keine Sache 
von Pro .. Contra 

Frieden und Enlspannung sind 
für uns unantastbar. Keine Sache 
von Pro & Contra. Kompromißlos 
treten wir für die Abrüstung ein. 

144 Seiten Berichte, 
Dokumente, Fakten. 
Aktuell aus erster Hand. 
Das Buch ist in allen collectiv­
Buchhandlungen erhältlich 
und kostet 5,80 DM. 

Unser Grundsatz : Verhandeln 
ist besser als schießen. Fried­
licher Handel erleichtert das Zu­
sammenleben der Völker. Die 
Rüstungskonzerne sollen am 
Frieden ersticken. 

Auslandskorrespondenten 
In aller Welt 

Auslandsinformationen kommen 
bei uns nicht zu kurz, obwohl wir 
keine kostspieligen Auslands­
büros unterhalten. Dafür haben 
wir Freunde in der Welt, die der 
UZ berichten . Von Havanna bis 
Tel Aviv - von Moskau bis Paris . 
Diese Korrespondenten sind 
Sachkenner ihrer Länder. Ins­
besondere, was die Sorgen und 
Nöte der arbeitenden Menschen 
betrifft . 

Seite -

Sozialismus aus erster Hand 
Wer über den Sozialismus etwas 
wissen will , wird bei uns aus 
erster Hand informiert. Schließ- ' 
lieh geht, wer Bier holen will , 
auch nicht zum Schuster. Wir 
verkaufen keinen Zweite-Hand­
Sozialismus wie die bürgerlichen 
Blätter. Quellen wie mutmaßlich, 
nahestehend oder halbamtlich, 
sind uns zu trüb. Wir dringen bis 
zum Ursprung der Quelle vor, ob 
beim VEB Halbleiterwerk oder 
der Produktionsgenossenschaft 
Morgenröte. Wir informieren Sie 
direkt. 
Das alles ist nicht Langweilig. Im 
Gegenteil. Interessant, weil mit­
ten aus dem Leben der arbeiten­
den Menschen gegriffen. Prüfen 
Sie es. Lesen Sie die UZ. 
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Nikaragua 

Interview mit Humberto Ortega 

Die Strategie 
des Sieges (2. Teil) 

FRAGE: Sie sind abo nicbt der Meinung, daß die Oktober­
Operationen (1977; d. Red.) ein Milkrfolg waren, wenn 
auch der Aufstand nicht zustande kam? 
H. ORTEGA: Wir betrachten den Oktober als eine ge­
schichtliche Errungenschaft. vor a llen Dingen weil wir da­
durch in die Lage verseut wurden, die imperialistischen 
Pläne zu durchkreuzen. Als der Feind glaubte, daß wir ver­
nichtet seien, traten wir stärker auf denn je, schlugen wir 
härter zu ab jemals zuvor. Sie waren überrascht, als wir mit 
Operationen in den Städten begannen. denn sie glaubten. 
die Städte völlig im Griff zu haben. Auf der anderen Seite 
reagierten die Massen nicht darauf, obwohl eine Krise be­
stand. Das einzige. Wall sie sehen konnten, war, daß die Vor­
hut harte Schläge hinnehmen mußte. Diese Operationen tru· 
gen dazu bei, daß. der beherrschende Einfluß des Sandinis­
mus auf die Massen wiederhergestellt werden konnte eb enso 
wie die Zuversicht der Massen in ihre wirtschaftlichen und 
politischen Kämpfe. Die. fUhrte dazu, daß das Regime ern· 
ste Fehler beging. Der schwerste davon war der Mord an 
PedroJoaquin Chamorro am 10.Januar 1978. 
Dieser heimtückische Mord brachte die Massen dazu, :i:um 
ersten Mal auf die Straßen zu gehen, um ihre lange aufge­
stauten UntentützungsgeftihIe fllt die Sandinistas zum Aus­
druck zu bringen. Wir können deshalb sagen, daß die Okto­
berereignisse dazu beitrugen, die Krise zu vertiefen, welche 
der Imperialismus und die Reaktion gerade zu ihrem eigenen 
Vorteil auszunutzen suchten. 

Nach den Oktober-Operationen 1977 ... 

FRAGE: Wann fingen Sie mit den Vorbereitungen fllt die 
Oktober-Operationen an? 
H. ORTEGA: Schon vor dem Mai 1977 beschafften wir uns 
Waffen und legten die politischen und strategischen Grund­
lagen fest wie etwa die programmatische Plattform, die ich 
erwähnt habe, und versuchten festzustellen, auf welche 
Weise wir die Menschen organisieren konnten, die unsere 
Ansichten teilten. 
Wir reagierten auf die Lage mit allen Mitteln, die uns ange-
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sichts der Situation zur Verftigung standen. Wir hatten Vor­
räte angelegt, fllt eine größere Sache, aber man kann nicht 
alle Seiten abdecken, denn sonst legt man nie richtig Vor­
räte an. 
Wir gingen zur Offensive über in der Erkenntnis, daß unsere 
Anstrengungen Früchte tragen würden, weil wir die vorherr­
schende Krise sahen, die Verschwörungen d es Feindes, und 
die Tatsache, daß wir in der Defensive waren und hier und 
jetzt reagieren mußten. Wären wir vorsichtig gewesen und 
hätten gesagt: "Nein, wir legen weiter in aller Stille Vorräte 
an", dann hätten wir unseren Vorteil an d en Feind verloren 
und dieser wäre so in der Lage gewesen, uns ein fllt allemal 
zu beseitigen, oder zumindest uns für eine lange Zeit hand­
lungsunfähig zu machen, weil du Volk durch ein paar Zuge­
ständnisse des Regimes verwirrt worden wäre und es ftir die 
Menschen schwieriger gewesen wäre, unsere Ansichten zu 
verstehen. 
Die Oktober·Operationen maehten es möglich, die Manöver 
des Feinde. zu durchkreuzen, und die Sandinistas traten mit 
neuer Kraft in Erscheinung. Auch im militärischen Sinne 
war es keine vollständige Niederlage. Es ist uns zwar nicht 
gelungen, den Militärposten von Masaya einzunehmen, aber 
wenig1tens überlebten die meisten von um den Angriff. Im 
Norden blieben die Guerilleros vom Oktober (1977; d. 
Red.) bis zum Mai 1978 an der sog. Carlos-Fonseca-Nord­
front aktiv (nach Carlos Fonseca, Mitbegriinder der FSLN, 
gefallen 1975; d. Red.). Einige Genossen wurden beim An· 
griff auf San Carlo! getötet, aber es war ein miitärischer 
Sieg ftir uns. Wir waren nicht in der Lage, diese Stellung zu 
halten, aber e. war nicht wie beim Angriff auf die Moncada 
in Kuba 1953 (damals wurden die Guerilleros um Fidel und 
Raul Cutro, die überlebten, inhaftiert, siehe: AlB, Nr. 
10/1978; d. Red.). Wir waren in der Lage, zuzuschlagen, uns 

zuriick:i:uziehen, Kräfte zu sammeln und erneut zuzuschla­
gen. 
Dies wird durch die Tatsache bewiesen, daß wir vier Monate 
später zwei Städte einnahmen und zum ersten Mal ein Anti­
guerilla-Lager im Nueva Segovia-Gebiet einschlossen. 
Wenn die Oktoberaktionen ein Fehlschlag gewesen wären, 
dann wären wir nicht in der Lage gewesen, nur wenige 



Monate darauf wieder neue Aktionen zu unternehmen. Von 
Oktober an nahm unsere politische und militärische Kraft 
ständig zu. ( ... ) 
FRAGE: Wann begannen die Ma.u~n , sich dem ProuS des 
AuhtandCl an:r.uschlielkn? 
H. ORTEGA: Die Aktionen vom Oktober 1977 gaben der 
Mauenbewegung einen großen Anstoß, aber erst nach der 
Ermordung von Pedro Joaquin Chamorro engagierten sie 
sich wirklich mit ihrer ganzen Kraft und zeigten mit aller 
Deutlichk~it ihre Möglichkeiten , ihre Entschlossenheit und 
ihre sandinist ische Bereitschaft, sich dem bewaffneten 
Kampf anzuschließen. 
Ich möchte klarstellen, daß der Aufstand der Massen infolge 
der Ermordung Chamorros nicht ausschließlich von der 
FSLN angeführt wurde. 
FRAGE: War er eine- spontane Aktion? 

.. . kam die spontane Massenerhebung 

H. ORTEGA: Er war eine spontane Reaktion von seiten der 
Massen, welche di~ Sandinistische Front schließlich durch 
ihr~ Aktivist~n und ~in~ Reih~ von militärisch~n Einh~it~n 
zu l~iten b~gann. Es war k~in~ Mass~nbew~gung , di~ dem 
Ruf der Sandinistas g~fo l gt ist. Es war di~ Antwort auf eine 
Situation, die niemand vorhergcsehen hatte. 
Damals jedoch war unsere Fähigk~it , uns an dies~r Mass~n­
bew~gung zu beteiligen, noch b~gr~nz:t, und wir setzt~n sie 
ein, um unsere politische und militärische Anw~s~nh~it un­
ter den Mass~n zu bekräftigen, aber noch nicht von ein~m 
ko nkreten organischen Standpunkt aus, weil wir nicht über 
die notwendigen Kader verfiigten. 
Im Oktober begannen wir, Schritte in diese Richtung zu 
unternehmen: die Aktivisten, die Apparate ... und neue be­
ständige Formen der Massenorganisierung nahmen schnell 
Konturen an: die Nachbarschafukomitees, die Arbeit in ei· 
ner R~ih~ von Fabriken und in der Studentenbewegung. 
Darüber hinaus nahm die Vereinigte Volksb~w~gung schon 
vor dem Oktober Gestalt an. Dies war das Ergebnis der An­
strengungen der Sandinistas, die r~volutionär~n Organisatio­
nen auf der Grundlage i hr~s Programmes neu :r.u gruppieren, 
um gegen Somozas Regim~ zu kämpfen und das Volk 
schrittweise an unseren Pro:r.eß der nationalen und sozialen 
Befreiung heranzufUhren. 
Als die bürgerlichen Teile der Opposition während des 
Streiks begannen, sich zurückzuziehen, trat die FSLN mit 
den bewarrneten Aktionen vom 2. Februar ( 1978; d. Red.) 
auf den Plan. Aus diesem Grund entschlossen wir uns, Gra-

nada, Rivas und das Antiguerilla.Lager in Santa Clara, Nueva 
Segovia, tinzunehmen. 
Die Einnahme des Antiguerilla-Lagers wurde von German 
Pomares, Victor Tirado und Daniel Ortega angefUhrt. Cami· 
10, unser jüngerer Bruder, fUhn e den Angriff auf Granada 
an, und die Einnahme von Rivas wurde "on Eden Pastora 
und dem Geistlichen Gaspar Garda angeführt. 
Es war der erste wirklich schwere Schlag in der Krise. Di ese 
großangelegten Aktionen verdoppelten die Begeisterung der 
Massen und ihf~ Entschlossenheit, Somoza zu bekämpfen. 
Sie sahen nun eine gestärkt e Vorhut. die in der Lage war zu 
kämpfen, dem Feind Schläge zuzufügen und Städte einzu­
nehmen. Mit anderen Worten, die Massen stellten einen be­
trächtlichen Fortschritt seit den Operationen im Oktober 
feit, genauso wie sie festgestent hallen, daß die Operationen 
im Oktober ein beträchtlicher Fortschritt ..... aren im Ver­
gleich zu den \·orausgegangen~n defensiven Positionen der 
Sandinistas_ 
Wir gewannen also an Schlagkraft, denn die Operationen im 
Februar (1978; d. Red.) übertrafen die vom Oktober (1977; 
d. Red.). ( ... ) 
FRAGE: Als Sie den Aufs tand von Monimbo planten, 
waren Sie sich da nicht der Grenzen einer isolierten Aktion 
bewußt? 
H. ORTEGA: Aber wir haben diesen Aufstand gar nicht 
geplant. Wir übernahmen lediglich die Führung in einer Ak­
tion, die von der indianischen Gemeinde beschlossen wor· 
den war. 
Der Aufstand von Monimbo begann um den 20. Februar 
(1978; d. Red.) und da uerte ungefähr eine Woche an. Die 
Einnahme einiger Städte (Rivas und Granada z.B_) und d ie 
Aktion an der Nordfront hatten eine große Erwartung, eine 
Unruhe unter den Massen hervorgerufen, und die Propa­
ganda für einen Aufstand . die von der FSLN seit Oktober 
mit Hilfe von Flugblättern, die im ganzen Land verteilt wur· 
den, verbreiet worden war, fing an Fruchte zu tragen. J e. 
doch war die Vorhut nicht in der Lage gewesen, in einer 
organischeren Form mit jenen Sektoren der Massen Kontakt 
aufzunehmen, die über das höchste politische Bewußtsein 
verftigten. 

Der Aufstand von Monimbo 

Die Aktionen dieses Sektors, die durch die entlarvenden 
Schläge ermwltert wurden, die die FSLN der Nationalgarde 
zugeftigt hatte, inmitten der politischen Krise des Somoza· 
Regimes und der sozialen und wirtschaftlichen Probleme des 
Landes, übertrafen die Möglichkeiten der Vorhut, diesen 
ganzen Aufruhr d es Volkes zu steuern. 
Die Gemeinde von Monimba, die ein Distrikt von Masuya 
ist, mit etwa 20.000 Einwohnern in sowohl städt ischem als 
auch ländlichem Gebiet, begann auf spontane Weise mit der 
Vorbereitung des Aufstandes. Sie begannen Block um Block 
mit der Organisierung, errichteten Barrikaden um den gan­
zen Distrikt herum und besetzten die Schlüsselpositionen. 
Sie fingen auch damit an, Henker des Regimes hinzurichten 
und zum ersten Male VolksjU5tiz anzuwenden. Sie begannen 
als eine sandinistische Einheit zu arbeiten, als sie noch nicht 
wer die organisierte Führung der Sandinistischen Bewegung 
verfügten. 
Und das heißt nicht, daß es dort keine Sandinistas gab. 
Natürlich gab es sie, und genau aU$ diesem Grund ging 
Camilo Ort ega (Bruder von Humberto Ortega und 
fSLN-Guerillero; d. Red.) nach Monimbo, um mit hilfe der 
Kontakte, die wir dort hatten, zu versuchen, den Aufstand 
zu leiten; und er wurde im Laufe der Kämpfe getötet. 
(Fortsetzung folgt) 
(Quelle: Granma Weekly Review, Havanna, 27.1.1980) 
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Entwicklungsländer - UND 

Positionspapier der AAPSO 

Kollektive Eigen -
ständigkeit gegen die Multis 

Mit dem jo/gender! Papier. das der Diskussion auf eint"1n 
internationalen. vo" der Organisation für A{roasia/ische 
Vö/k ersolidarität (A APSO) im letHen Oktober in Genfver. 
anstalteten Seminar zu Grunde lag, se/zen wir unsere Reihe 
in Vorbereitung der UN.Sondergeneralversammlung fort, die 
im August/September 1980 in New )'orh über die Verab· 
schiedung einer Neue" Jnt t:rl1otionalen Entwicklungsstrate. 
gie für die Dritte UN.Entwicklungsdekade beraten wird. 
In den Ausgaben 2.4/ 1980 hallen wir mit dem Abdruck der 
Rede Fidel Cas/ros, Präsident der Bewegung der nichtfXIkt­
gebundenen StooUn, vor der UN- Vollversammlung Ende 
letzten Jahres bereits die Position der ,vichtpaktgebundenen 
dokumentiert. Die Nichtpaktgebundenen und die AA PSO 
hoben beide ihre" historische" Ursprung in der Konferenz 
1I0n Bandung (1955). dertm 25. Jahrestag kürzlich bega"ge" 
wurde. Im Unterschied zur Bewegung der Nichtpaktgequn­
dene" h(J11delt es sich bei der AAPSO (im Ei"zelne" in: AlB. 
Nr. 3/1979. 5.5) jedoch um einen internationalen Zwam­
me"schluß auf der Ebene nichtstaatlicher Massenorganisa­
tionen. Als Organisation mit Konsultativstatus beim UN­
Wirtschafts· und Sozialrat und mit Beobachterstatus bei der 
UNCTAD hilben die Optionen der AA PSO in den Vorberei­
tungsdishussiQneri zur Neuen Irlternationalen Entwicklungs­
strategie politiSChes Gewich t. Weitere Diskussionsbeitriige, 
so zu den ArbeilSergebnissen der Nord·SÜd-Kommissio" uno 
ter Vorsitz von Wiily Brandt (siehe auch unseren Komme"­
tor in AlB. Nr. 4/1980), zur Rolle df!r Multis in der Dritten 
Welt u.o. solten fo lgerI. 

Es ist eine unbestreitbare Tatsache, daß sich die Kluft in den 
Lebensstandards zwischen den entwickelten und den Ent­
wicklungsländern besonders während der letzten beiden 
Jahrzehnte ständig vertieft hat. 
Die intanationale Gemeinschaft empfand eine wei tvemrei­
tete Enlläuschung über die Ergebnisse. die in der während 
der Ersten Entwicklungsdekade (1960-70) en.idt worden 
waren. Die Mehrheit der weniger entwickelten Länder hatte 
nicht einmal d as beseheidene Ziel einer 5%-Wachstumsrate, 
die für da.:s J ahrzehnt angesetzt worden war, erreicht. Ende 
1970 war das Lebensniveau von mindestens 2 Mrd Men­
schen in den Entwicklungsländern (bei einer Wdtbevölke­
rung von mehr als 4 Mrd) noch immer durch Unterernäh­
rung und feh lenden Zugang zu elementaren wirtschaft lichen 
Existenzmittdn in den Bereichen Nahrung, Kleidung, Woh­
nen, Gesundheit . Bildung und Sanitärwesen gekennzeichnet. 
Die UN-Vollversammlung leitete die Zweite Entwicklungs. 
dekad e ( 1970-80) eben deswegen ein, um das größtmögliche 
Glück für die größtm ögliche Anzahl von Menschen in der 
Dritten Welt 'tu sichern. 
Die Geschichte hat sich während der Zweiten Entwicklungs. 
dekade wiedaholt. Der Abgrund, der die entwickelten 
Länder von den En twicklungsländern trennt, is t in der Tat 
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immer noch sehr breit. Inmitten der Zweiten Entwicklungs­
dekad e belief sich das durchschnittliche Pro. Kopf·Ein­
kommen in den entwickelten Ländern auf 4200 Dollar ge­
genüber 152 Dollar in den nichterdölproduzierenden Län­
dern Afrikas und Asiens. 
Gamani Corea, Generalsek retär der UN-Konferenz für Han­
del und Entwicklung (UNCT AD), sagte daher völlig zu recht 
in der Vorbemerkung zu einer seiner ausgezeichneten Stu· 
dien unter dem Titel "Eine Einschätzung der Internationa­
len Entwicklungsstrategie und des Zweiten Entwicklungs­
jahn.ehnu der UN" (Wortlaut in: Al B, Nr. 5 und 6/1978): 
"Es wird jetzt allgemein anerkannt, daß es der bestehenden 
intanationalen Entwicklungspolitik weitgehend mißlungen 
ist, ihre vorgesehenen Ziele zu erreichen . Die Hoffnungen, 
die 1970 bei der Annahme durch die Vollversammlung in 
die Internationale Entwicklungsstrategie für die Zweite Enl ­
\.\.icklungsdekade der Vereinten Nationen gesetzt wurden, 
sind im wesentlichen enttäuscht worden. Man könnte argu­
mentieren, daß die Exi5lenz dieser Strategie keine bedeut ­
same positive Auswirkung auf den Weg der Entwicklung der 
Dritten Welt gehabt hat. Tatsächlich scheint es heut e orren· 
sichtlich zu sein, daß die in der Stra tegie vorgesehenen poli. 
tischen Maßnahmen. sdbst wenn sie vollständig verwirklicht 
worden wären. keine angemessene Basis für eine langfristig/: 
Entwicklung der Entwicklungsländer gewesen wären." 
Alle Vorgänge in Sachen internationaler Entwicklung, die 
dieser Aussage folgten, und zwar der Pariser Nord-Süd·Dia· 
log, UNCTAD V in Manila, UN·Konferenz über Wissenschaft 
und Technologie (UNCSTD) in Wien und alle gleichartigen 
Foren. die mit Verhandlungen zwischen entwickelten und 
Entwicklungsländern zu tun hatten, haben diese Aussage des 
Generalsekretärs der UNCTAD bestätigt. 

Fehlschlag der Ersten und Zweiten Entwicklungs­
dekade 

Abgesehen von falschen Vorstellungen über die beiden Ent ­
wicklungsstrategien und ihnen zugrundeliegenden Mut­
maßungen, kann man das Versagen dieser St rategie nicht aus 
einem brei teren Zusammenhang ausklammern, nämlich den 
vorhandenen Mechanismen und wesentlichen innaen Geset­
zen der gegenwärtigen W.cI twirtschaftsordnung. Diese Ord­
nung ist das historische Produkt eines Prozesses, und zwar 
der Entwicklung des kapi talis tischen Weltsystems, der zu 
Entwicklung auf der einen und Unterentwicklung auf der 
anderen Seite fUhrte. Dieser Pro'teß hatte zwei Aspekt e oder 
besser, führte zu zwei Ergebnissen: Fortschritt , Industriali­
sierung, Technologie, wirtschaftlicher Kontrolle, politischer 
und militärischer Macht in einer begrenzten Zahl von Län­
dan mit entwickelter Marktwirtschaft einerseits, anderer­
seits zu Rückständigkeit und allen übrigen Leidensarten bei 



den Völkern Afrikas, Asiens und Lateinamerikas. 
j edoch fanden während des lenten halben j ahrhunderts 
viele Veränderungen statt. Eine dieser Veränderungen ist das 
Ausscheren der sozialistischen Gemeinschaft aus dieser Ord­
nung. Die zw eite wesentl iche Veränderung war der verstärk­
te Kampf der in jüngster Zeit befreiten Länder Afrikas, 
Asiens und Lateinamerikas um ihre sozialöko nomische Ent­
wicklung. nachdem sie ihre politische Unabhängigkeit er· 
langt hatt en. 
Im Verlauf des langen Kampfes, den sie um der Entwicklung 
willen in Gang gesetzt hauen, kamen sie schließlich zu der 
Erkenntnis, daß die Mechanismen der bestehenden Weltord­
nung spontan gegen ihre Interessen handeln. Diese Tatsache 
macht das Wesen aller Streitigkeiten, ideologischer und poli­
tischer Kämpfe, Diskussionen und Verhandlungen über die 
Neue Internationale Wirtschaftsordnung aus. 

Internationale Monopole -
Hauptstütze des Neokolonialismus 

Die Bedeutung der wenigen hundert internationalen Mono­
pole mit ihren zehntausenden von ausländischen Filialen auf 
die kapitalistische Weltwirtschaft ist ständig im Wachsen b e­
griffen: 
Anfang der 70er jahre beherrschten sie etwa 50% der int er­
nationalen Produktion, mehr als 60% der Exporte und gut 
20% des Bruttosozialprodukts der gesamten kapitalistischen 
Welt. Der Buchwert des als direkt e Anlagen in den Entwick­
lungsländern investierten Kapitals allein belief sich im Jahr 
1975 au f über 69 Mrd Dollar. Zieht man die niedrige durch· 
schnittliche organische Zusammensetzung des Kapi tals und 
den hohen Ausbeutungsgrad in Betracht und berücksichtigt 

man ferner die Tatsache, daß die Tochtergesellschaften etwa 
40% ihres Kapitalbedarfs aus lokalen Quellen d ecken, dann 
entspricht dieses gegebene Investitionsvol umen einem Pro­
duktionsvolumen, das sich auf mehr als 1/3 der Bruttoso­
zialprodukte aller Entwicklungsländer beläuft, d.h . auf 
886,35 Mrd Dollar (1975). 
Berücksichtigt m an zudem die Tatsache, daß in den Ent­
wicklungsländern die Landwirtschaft einen hohen Anteil des 
gesamten Sozialprodukts ausmacht und daß di e Monopole 
auf diesem Gebiet ziemlich untätig sind, so kann man selbst 
anhand dieser höchst summarischen Darstellung bis zu ei­
nem gewissen Ausmaß b eurteilen, welch bedeutsame Aus­
wirk ung das ausländische Mo nopolkapital au f die verblei­
benden Wirtschaftszweige der meisten Entwic klungsländer 
hat. 
Durch Kapitalanteile (einschließlich Wert papieranlagen), 
Darlehen, Patente und Lizenzen, Korruption von Staats­
beam ten usw., ökonomische Kontrolleinwirkungen auf d ie 
imperialistische Staatsmaschinerie (unter Einschluß von In­
stitutionen auf zwischenstaatlicher und ko llektiv-kolonialer 
Ebene) und enge Zusammenarbeit mit dieser Maschinerie 
machen die internationalen Gesellschaften des Monopol­
kapitals einschließlich einer wachsenden Anzahl der größt en 
internationalen Rohstoff- und Industriekonzerne eine 
Haup tstütze des neokolonialistischen Wirtschaftssystems 
aus. Das den internationalen Monopolen heute zur VerfU­
gung stehende Wirtschaftspotential und die von ihnen aus­
geübte ökono mische Macht sind nicht bloß im Zusammen­
hang mit den Entwic kJungsländern schreiend offensichtlich, 
so ndern üben auch einen besonders gefährlichen Einfluß 
aus. 
1976 erzielte das größte internationale Supermonopol, die 
Exxon Corporation, einen Umsatz von 48,6 Mrd Dollar. Im 
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selben J ahr hauen nur fünf Entwicklungsländer ein Brutto­
sozialprodukt, das diesen übertraf (Brasilien, Argent inien, 
Indien, Mexiko und der Iran). Alle anderen Entwicklungs­
länder produzierten weniger, die meisten vo n ihnen sogar 
viel weniger! 1976 belief sich der Umsatz der vier machtig­
sten Industrie konzerne der kapitalistischen Welt (Exxon, 
General Motors, Royal DutchISheIl, Ford) auf 160,7 Mrd 
DoUac. Er war so wesenliich höher als die Bruttosozialpro­
dukte a ller Entwicklungsländer in Afrika zusammengenom­
men (146,6 Mrd Do llar). 
Laut (unvollständigen) UN-Statistiken wurden in den 70er 
J ahren 2845 Tochtergesellschaften in der produktiven 
Sphäre der Entwicklungsländer von 391 internationalen 
Monopolen beherrscht. US-Monopole zeichnen für 1463 
Zweiggese!Jschafte n, westeuropäische Gesellschaften für 
936, Mo nopole außerhalb Westeuropas und der USA flir 
446. Im Jahre 1950 b estanden erst 395 dieser ZweiggeseU­
schaften und 1960 erst 903_ Folglich wurden die meisten 
von ihnen (1943) in den 60er und 70er j ahren gegründet. 
Dies ist ein Beweis für die Dimensionen und die Intensität 
der neokolonialist ischen Expansion des internationalen 
Monopo lkapitals. 
Indem die internatio nalen Monopole die wirtschaftl iche 
Schwäche und Abhängigkeit der Entwicklungsländer ausnut­
zen und sich an veränderte Bedingungen und das neue 
Kräftegleichgewich t anpassen , sind sie allerdings noch im­
mer in der Lage, in den Entwicklungsländern zu expan­
dieren und ihre Posit ion zu fest igen. Der Grad d er Expan­
sion variiert selbstverständlich von Fall zu Fall. 
Der Gesamtzuwachs an privaten Kapitalexporten aus im­
perialistischen Ländern in Entwicklungsländer liefert einen 
weit eren Beweis für diesen Trend. Während er von 1956-65 
im j ahresdurchschnitt 2,8 Mrd Dollar ausmachte, ist er seit­
dem auf das Siebenfac he angewachsen, und 1975 übert raf 
die Gesamtsumme von 21,5 Mrd Dollar zum ersten Mal in 
der Nachkriegsperiode den Betrag an staat lichen Kapital­
exporten in Entwicklungslander (197 5 '" 16,6 Mrd Dollar). 
In den vergangenen jahren fand ein beso nders rascher An­
stieg von in die Entwicklungsländer exportiertem ausländi­
schem Kapi tal statt: von 7,02 Mrd Dollar im j ahre 1970 
stieg es auf fast 22 Mrd Dollar im j ahre 1975 an . 
Die internationalen Monopole ftigen den Entwicklungslän­
dern in steigender Tendenz ständig Verluste an wirtschaft­
licher Substanz zu. Selbst nach offiziellen St atist iken, d ie 
auf jeden Fall zu niedrig angesetzt sind , transferierten sie 
zwischen 1960 und 1970 Profite von etwa 52 Mrd Dollar 
aus den Entwicklungsländern. Für 1974 und 1975 wird der 
Profittransfer auf 39 Mrd Dollar beziffert. 

Verschärfung der Ausbeutung der Dritten Welt 

In diesem Prozeß wird den Entwicklungsländern Schaden 
zugeftigt nicht nur d urch Profit- und Kapita ltransfer, den 
sog. Neuoverlust an Devisen, obwohl dieser im vorliegenden 
Fall besonders auffäl lig ist , sondern auch durch die neokolo­
nialistische Profitrealisierung durch die ausländischen Mono­
pole an sich, weil auch der reinvestierte Teil des Profits , der 
im Durchschnitt mindestens ein zmätzliches Viertel der 
transferierten Summen ausmacht, in der Verftigungsgewalt 
der Monopo,le verble ibt und ihren Interessen entsprechend 
akkumuliert wird. 
Hinzu kommt, daß die internationalen Monopole die Ent­
wicklungsländer nicht nur durch ihre eigene Kapitalinveni­
tion ausbeuten, sondern in einem gewissen Ausmaß auch 
durch den staatlichen Kapitalexport , die neokolonialistische 
Entwicklungshilfe, die ja bekannt lich auch eine Ausbeu­
tungsfunktion angenom men hat, abgesehen von anderen 
wicht igen öko nomischen Funktionen für das Monopolkapi-
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IWF und Weltbank­
Gruppe: 

Wer zahlt, befiehlt 
Die westlichen Industriel änder haben die 
Mehrheit 

Währungsfond IWF 
123 Millll j.'l$la~de' 

23 Industrieländer haben 

66 0/0 
der Stimmen 

IDA 
1116 Lind ... ) 

211ndustrieländer haben 

65,1 0
/ 0 

der Stimmen 

Weltbank 
128 Lind e, 

22 Industrieländer haben 

66,2 0
/ 0 

der Stimmen 

Asia tische 
Entwicklungsbank 
l41 Llndllf) 

16 lndustrieländer haben 

51,4 0
/ 0 

der Stimmen 

tal. Hier handelt es sich vor allem um die Methode des Preis­
auftriebs für Warenlieferungen, die mit staatlichen Krediten 
verknüpft sind , durch die die internationalen Monopole als 
Warenexporteure Extraprofit e erzielen und den Entwick­
lungsländern Schaden zufügen. 
Einen beinahe traditionellen Kanal der neokolonialistischen 
Ausbeutung der Entw icklungsländer dureh die internatio­
nalen Monopole stell t der Mechanismus des kapitalistischen 
Weltm arkts dar, das System des nicht äquivalenten Handels, 
das monopolistische Prdsdiktat und die " Preisschere". Die­
ses System ist nicht autonom , wie es bisweilen in der stat i­
stischen Gesamtübersicht scheinen mag, auch wenn es in 
hohem Maß ano nym ist, sondern es ist durch das Monopo l­
kapital in Ubereinstimmung mit seinen Profitinteressen ge­
bildet worden und wird wie der gesamte kapitalist ische 
Weltmarkt von den heut igen kapitalistischen Supermonopo · 
len, bekanm als Multis, beherrscht. Trotz des gewaltigen 
Anstiegs der Rohstoffpreise auf dem Weltmarkt, der sich aus 
verschiedenen Gründen Mitte der 60er j ahre vollzog, gehen 
die Verschlecht erung der Handelsbedingungen, die Entwer­
tung des Exporteinkommens für die meisten Entwicklungs­
länder weiter und sind sogar im Zunehmen begriffen, haupt­
sächlich wegen der fortsc hrei tenden Infl ation in d en im­
perialistischen Hauptländern. Sie werden selbst nach sehr 
vorsichtigen Schätzungen jedes j ahr um mehrere Mrd Dollar 
beraubt, die das Monopolkapital schließlich als neokoloniali­
st ischen Pro fit erwirbt. 



Das Fortdauern des Neokolonialismus nährt und fördert das 
sozioökonomische Ungleichgewicht. Er versucht den Ent­
wicklungsländern eine int.ernationale Arbeitsteilung aufzuer­
legen, die der Strategie der Multis entspricht_ Er akzeptiert 
beispielsweise eine gewisse perspektivische Industrialisierung 
in diesen Ländern, aber nicht in dem Sinn, daß dort eine 
sdbständige ausgewogene Wirtschaft aufgebaut wird. Er 
exportiert in die Entwicklungsländer Industrien, die mit 
wenig qualifizierten Arbei tskräften auskommen, oder um­
welt verschmutzende Industrien. In deu dben Weise versucht 
der Neokolonialismus den Entwicklungsländern die von ihm 
sog ... angepaßte Technologie" aufzudrängen, die in Wirk· 
lichkeit so angelegt ist, daß sie ihre Abhängigkeit von den 
entwickelten Ländern aufrechterhält. 
Verschärft wird ein derartiges Ungleichgewicht durch die 
bestehenden Marktstrukturen, die Bedingungen des Tech­
nologietransfers, die wachsende Verschuldung d er Entwick· 
lungsländer und die protektionistischen politischen Maßnah· 
men seitens der entwickelten Länder und führt so zu dem 
schrecklichen Unvermögen der Entwicklungsländer, die de­
mentaren menschlichen Bedürfnisse ihrer Völker zu befr ie­
digen. 

Eine Unters tützung des eigenständigen Entwicklungsprozes­
ses kann sich auch aus einer Verstärkung des Handds und 
der wirtKhaftlichen Zusammenarbeit zwischen den Ent­
wicklungsländern und den sozialistischen Ländern ergeben. 
Die Verstärkung derartiger Beziehungen würde den Entwick­
lungsländern heUen, ihre übermäßige Abhängigkeit von den 
kapitalistischen Ländern zu verringern und von der wachsen­
den Produktivkapazität der sozialistischen Länder zum 
Zweck eines gegenseilig vorteilhaften Austauschs zu profi­
tieren. 
Die Vereinigung und Verstärkung der Anstrengungen der 
Entwicklungsländer und der friedliebenden Völker ftir eine 
tiefverwurzelte Enupannung und fri edliche Koexistenz zwi­
schen r\ationen mit verschiedenen Gesllschafusystemen, 
Frieden und Abrüstung würden für den Entwicklungsprozeß 
günstige Bedingungen schaffen . 

in welchem Ausmaß haben nun die entwickelten kapital is ti . 
schen Länder ihre Verpflichtung erfüllt? Tatsache ist, daß 
viele entwickelt e Länder bislang die angepeilt en 0,7% d es 
Bruttosozialprodukts nicht erfüllt haben, die von der Zwei· 
ten Entwicklungsstrategie als offizielle EntwicklungshiUe 
festgesetzt wurden. Dies legt ein beredt es Zeugnis ab. Es ist 
höchste Zeit, neue Wege und Mechanism en tu schaffen, um 
derartige Empfehlungen tU einer Realität werden ;r.u lassen. 
Es ist ebenfalls notwendig, die übergriffe der entwickelten 
kapitalistischen Länder und ihrer Multis zu entlarven. Es 
handelt sich um eine flagrante Ausplünderung, wenn drei 
entwickelte Länder, und ;r.war die Vereinigten Staaten von 
Amerika , Kanada und das Vereinigte Königreich die Ent ­
wicklungsländer laut einem offiziellen UNCTAD·Dokument 
über einen Zeitraum von ;r.ehnJahren (196 1-1972) mit einer 
orfiziellen Entwicklungshilfe von 146 Mrd Dollar venahen, 
während der veranschlagte Kapitalwert des Abzugs von 
Fachkräften aus den Ent ..... icklungsländern in diese drei ent­
wickelten Linder über den gleichen Zeitraum sage und 
schreibe 50 Mrd Dollar erreichte. 
Damit kommen wir zum zweiten Aspekt des Entwicklungs· 
prozesses, nämlich der Notwendigkeit neuer Entwicklungs­
stralegien in den Entwicklungsländern. Betonen wir zu­
nächst einmal, daß Versuche eine EntwiCklung west lichen 
Typs zu imitieren ta tsächlich eine große Illusion sind, weil 
dieser Typ sich auf eine Reihe von Bedingungen gründete, 
die sich in den b eiden letzten Jahrzehnten des 20. Jahrhun. 
derts nicht r~roduzieren lassen. 
Zu diesen Bedingungen gehörten eine nie dagewesene tech· 
nologische überlegenheit. die Beherrschung der Rohstoff-

und Energieressourcen al ler Kontinente, die Herrschaft über 
die Weltmärkte und die Ausbeutung billiger menschlicher 
Arbeitskraft unter dem Kolonialismus. Diese Entwicklung 
kostete einen sehr ho hen gesellschaftlichen Preis, da sie von 
einer zügellosen Verschwendung von Ressourcen , Umwelt­
verwüstung, Ausbreitung von Armut, Wertminderungen, 
Verschärfung der Arbeitslosigkeit und einem wachsenden 
Gefühl der Entfremdung begleitet wurde. 
Solche Entwicklungsländer, die versuchten die Entwicklung 
westlichen Typs zu imitieren, übernahmen Strategien, die 
letztendlich zur Abhängigkeit von den entwickelten kapitali­
stischen Ländern fUhren, Klassenunterschiede hervorheben 
und den Enlwicklungsgedanken auf das WirtschaftlWachs­
tum beschränken. 

Die Notwendigkeit neuer Entwicklungsstrategie 

Unserer Auffassung nach sollt e sich die Entwicklungsstrate­
gie der Länder Afrikas, Asiens und Lateinamerikas, soll sie 
Erfolg haben, von bestimmten Prinzipien leiten lassen. Die 
internationale Konferenz über die Rolle der Transnationalen 
Gesellschaften (TNCs) und die wirtschaftlichen Entwick­
lungsstrategien, die von der AAPSO im Zusammenwirken 
mit der Französischen Assoziatio n für die Freundschaft und 
Solidarität mit den Völkern Afrikas (AFASPA) vom 25.-27. 
April 1979 in Paris, Palais de I'UNESCO, abgehalten wurde, 
isl zu dem Schluß gekommen, d aß eine erfolgreiche Ent­
wicklungssuategie erstens darauf orientieren muß, die wirt­
schaftliche Unabhängigkeit ;r.u e rlangen, Souveräni tät und 
Kontrolle des nationalen Reichtums zu sichern, die Sache 
des Friedens und des gesellschaftlichen Fortschritts zu 
stärken. Unterdessen sollte sie sich gegen alle Formen neo­
kolonialistischer Ausbeutung, des Rassismus sowie der Ag. 
gression richten. 
Zweitens : Sie muß darauf gerichtet sein, den Interessen brei· 
ter Bevölkerungskreise zu dienen. 
Drittens: Sie muß nationale Würde und Unabhängigkeit, 
demokratische Freiheiten und Einrichtungen zur Stärkung 
der Einheit der fort schritt lichen Kräfte und zur überwin­
dung des kolonialist ischen und neokolonialistischen Erb es 
aufbauen. 
Viertens: Sie soll für rasches Wachstum sorgen. Sie m uß die 
moderne Technologie mit der Beschaffung von Arbeit ftir 
die Massen der Arbeitslosen und Halbarbeitslosen verbinden , 
Sie muß die Abwerbung von hochqualifizierten Fachkräften 
(brain drain) vereiteln, ftir eine modeme Industrie und 
Landwirtschaft Kader mit der nötigen Sachkenntnis (know 
how) entwickeln und ihren Anteil an der Welt der Wissen­
schaft und ·Technik erlangen. 
Fünhens: Sie soll sich auf das Prinzip d er Eigenständigkeit 
gründen und soll te die exzessive Abhängigkeit von externen 
Faktoren als Quellen des Wirtschaftswachstums verringern. 
Sechstens: Sie muß ftir die kollekt ive Eigenständigkeit der 
Entwicklungsländer sorgen. Sie muß ebenfalls ftir die Zu­
sammenarbeit m it allen Ländern ungeachtet ihres Gesell­
schafusyslems Sorge tragen, solange die Prinzipien der 
Gleichheit, des gegenseitigen Vorteils, der Nichteinmischung 
in die inneren Angelegenheiten re5pe ktiert werden. 
Siebtens: Sie sollte sich nicht auf bloßes ökonomisches 
Wachstum beschränken. Ihr Ziel muß die umfa5!lende Ent­
wicklung von Wirt5Chaft , Bildung, Kultur, Gesundheit usw. 
der Gesellschaft sein. 

(Quelle: On the New Internatio nal Development Strategy, 
Paper Presented by AAPSO, in: Development &: Sodo­
Economic Progress, Kairo, 4/ 1979, S. 9·19, Auszüge) 
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Rückblick 

Vor 30 Jahren: Ausbruch des Koreakrieges 
Ansnichts der deneitigcll zu~spit:r.ten wdtpolitischen Lage und der 
Rückkehr 'Zu Methoden de. Kalten KriCXes durch die Cancr-Admini­
nration $OUtc der Rückblick auf eine A,ggrcu ion, die eina ähnl ichen 
Politik cnuprang und auf ähnlichen KorutcUationen beNhtc, zu den­
ktn geben. E. handelt lieh um den Ausbruch des Korea-Krieges am 
25. Juni 1950. 
Damals zeigte sich, wie schnell der Kalte Krieg, die Strategie des 
"Roll back" (Zurückrollen. ) und der "Eindämmung des Kommunis­
mus" in eine Phase direkter mili tüischer Auscinandcl'$(: lZun~n 

münde te, daß die "Wahrung IUTlcribnischer Imcrcu cn um jeden 
Preis", wie sie heute wieder von Jimmy Gartet gefordert wird, in 
ih rer KonscqutlU. den oHenen Kriegsausbruch zur Folge hatte. 
In den hiesigen blirgcrlichcn Medien stellen sich die Ereignisse aller­
d ings völlig anden dar: Ohne sich der Mühe zu unten.iehen, die 
Ere ignil$e auch nur halbwegs wahrheitsgctreu zu rckonstruicren, 
wird allgemein davon ausgegangen, der "machthungrige" Kim 11 Sung 
habe mit Stalins Riid<endeckung den Süden überfallen und annekt ic· 
rtn woUen. Auf der cinen Seite wird h iermit das Eingrcifen amerika· 
nischer Truppen schon wenige Stunden nach Ausbruch dcr Kampf· 
handlungen legitimiert, auf der anderen Stite war und ist dies de r 
Versuch, d ie Lc:gende von der "AggreniYität dcs Kommunismus", 
der "Bedrohung aus dem 05len" in der Bevölkerung zu vera.nkem. 
Schon westdeutsche Militaristen und .J.Ien voran der ehemalige Bun' 
deskanzler Adenauer ber.ogen sich zu BcgilUl der 50cr J ahre immer 
wieder auf Korea, um die Gründung der Bundeswehr :EU forcieren 
und den generellen Kun der erneuten Aufrüstung nur wenige Jahre 
nach Ende dcs 2. Weltkrieges ideologisch abzusichern. Diese Tradi· 
tion seute lich b is in die jÜllgste Zeit fort. Die Entdeckung riesiger 
Tunnels unter dem 38. Breitengrad und Provokationen an der De· 
markationslinie wurden $0 geschickt in S:r;ene gescUt, daß amerika· 
nische Politiker einen atomaren "PrivcntiV1Chlag" (so US·Pwident 
Ford am 26.6.1975) gegen die Koreanische Volksdemokratische Re· 
publik (KVDR) fw angcbl'lllcht hielten und noch immer 40.000 Mann 
Besatzungstruppen im Süden stationiert habtn. 
Was waren die wirklichen Hintcrgriinde, wie war der tatsächliche 
Ablauf dei Korea· Kriege.? Korea, ein Land mit einer mehr ab :Ewei· 
tausendjährigen Gnchichte als einheitliche und selbständige Nation, 
wurde 19 10 vom japanischen KaiselTeich annektiert und auf brutale 
An ausgebeutet. Im Norden wurde der Raubbau an Bodenschätzen 
be trieben, um d ie Rüstung anzukurbeln, de r Süden m it seinen Reis­
mbaugcbieten diente als NahrungsmitteUieferant. Nach der Niede r· 
lage dei deuUchen Faschismus im Frühjahr 1945 beschlossen d ie 
AIliier~en auf der POlSdamer Konferen.,;, daß Trupptn der Sowjet· 
un ion und der USA Korea einnehmcn und die japanischen Besetzer 
evakuieren sollten. Der 3.8. Breitengrad wurde als zeitweilige mili­
tärische Demarkationslinie feItgelegt. 
US·Solda ten marschierten allerdings erst im September 1945 in 
Südkorea ein, nachdem die Rote Armee die Elitetrupptn der Japa· 
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ncr, die sog. Kwantung' Armee, besiegt haue und koreanische Part; · 
saneneinheiten auch den lctzten japanischen Widerstand gebrochen 
hat ten. Und obwohl sich die USA noch auf der Mo!.kauer Außen· 
minis terkonferelU. im Duembn 1945 \'Crpflichtet hatten, Korea als 
einheitlichen, unabhängigen und demokratischen Staat .,;u errich ten, 
install ierten ,ie cin militärisches Beut.,;ungsrcgime, das sich insbeson' 
dere auf ehemalige Kollabonteure der japanischen Kolonialisten 
stützte. 
Der geumte Repreuionsapp~t und die Gese tze aus der Kolonialzeit 
wurden übernommen und die Verfo lgung der in~wischen aus den 
Partisaneneinheiten gebildeten Volkskomitees organisiert. Verfolgt 
wurden von nun an alle Parteien und Organisationen selbst rechter 
AUHich tung. sofern sie für eine WicdeI'Yereinigung eintraten. Zur 
endgilltitlen Absicherung ihrer neokolonialen Herrschaft im Süden 
beorderten die USA mit Li Syng Man eine Marionette aus dem Exil 
!\jIch Korea. Ober die UNO, die damals noch völlig unter dem Ein· 
fluß de r USA l tand. wurden für den 10.5 .1948 separate Wahlen in 
Südkorea ausgeschrieben, der 38. Breitengrad also gegen den Willen 
der Koreaner und über ihre Köpfe zu einer politischen Grenze er· 
klärt. Nachdem alle anderen Parteien diese "Wahlcn" boykottierten, 
erklärte sich Li Syng Man .,;um Präsidcnten und errichtete cin fi nste· 
res Terrorrcgime, dem nach Worten seints eigencn Innenministen 
Kim Hyo Sok allein ron 1945·50 über 250.000 Menschen zum Opfer 
fielen. Wie die Ncw Vork Times am 26.6.1950 schrieb, war er jedoch 
.,an die totale Abhi l18igkeit von den Vereinigten Staaten in bezug 
auf win schaftl iche, politische und mililirische Unterstützung gebun· 
den". 

USA seUen a uf die Teilung Koreas 

Im Norden dagegen une die Sowjetu.nion die politische Macht uno 
vcn:i.igl ich auf die Volkskomitccs übertragen. Das Nordkoreanische 
ProYiliOrische Volkskomitcc schuf hier mittels einer Bodenreform 
und der Verstaatlichung der frühere n japanischen KOlU.eme die Vor· 
aun etzung rur eine demokratische Entwicklung. Im April 1948 trat 
eine Vereinigungskonferen.,; aUer wichtigen Organisationen Koreas 
.,;usammen, die l ich gegen Separa twahlen wandte und eine gesamt. 
I'IiItionaie Wahl im Augu.. t 1948 durchführte. Darm beteiligten sich 
auch im Süden trot.,; schwierigs ter Bedingungen 77,5% der Wahlbe­
rechtigten. Die 572 gewählten Abgeordne ten (360 aus dem Süden, 
2 12 aus dem Norden) proklamierten am 9. September 1948 die 
KVD R und wählten Kim 11 Sung zum Vorsitunden des Minister· 
kabinetts. 
Ah , ich nun zudem schwerwiegende Au l1ösungscrscheinungen des 
Regimcs im Süden abuichncten, glaubten die USA, zur "Wahrung 
ih rer InteTCssen" einschreiten .,;u müssen. Dicse Intcrtssen bC$tandcn 
nicht nur aus politischen und militärstratcgischen Aspekten: Nach 
dem 2. Weltkrieg haue das US· Finanzkapital mehr als 1,25 Mn! 0 01· 
lar in Södkorea investiert, die Ncw Corea Company hatte unte r maß· 
geblicher Beteiligu", dcr National City Bank die Nachfolge des bis 
1945 herrschenden japanischen Trusts angetreten und beanspruch te 
in pnz Korea die Hiüfte :.illcr Bodenschätze. Kann CI da ein ZuWI 
sein, daß mit J.F. Dullcs ein Aufsichtsr.ltsmitglitd der National City 
Bank und &Jeichzeitigcr Benter dtl U5-Außtnministen .AchelOn 
kun ror Kricgsausbruch d ie södkoreanischen Truppen am 38. Brei· 
tengrad inspizierte? 

Li Syng Man pra.hlte damals, el könnt in drei T.n Pyongyalll 
eilUlehmen und Bripdcgencr.ll Roben$ bekannte offen, daß die Lc:i· 
tung der Invasion gegen den Norden in den Händen der Amerikaner 
ligc. Nachdem aber die Invasion kläglich gescheitert war, Li Syng 
Man schon am 26.6. 1950 (wie auch beblUltere Figuren nach ihm) 
unter Mitnahme der Goldrelerven das Land verließ und der Süden 
innerhalb weni~r T. mit Untentüt.,;ung der BcvölkerU'" .,;u 95," 
befreit war, griffen die USA ,eibst e in. DiC$ geschah wohl auch m it 
de r Zielstellung, den Krieg bis in die 1949 gegründete Volksrepublik 
Olina hinc inzutrll8en. Doch obwohl d ie USA ungeheurc Mittel auf. 
boten (der damalige PräsidentenbeT<lter W.W. Rostow spT<lch vom 
..... bilher teuenten und schwersten von a llen Landkricgen") und 
en tmal l in der Geschichte Staudämme systematisch bombardiert 
wurden, konnte der Oberfall mit internationalistiKher Hilfe und der 
Umentiltzung durch chine:sische Freiwlll ige ab~scblagen werden. 
Mit der Unleneichnung des Warfenstillstandsvertrages am 27. J uli 
1955 wurden wie nie zuvor dic GreMen der amerikanischen Militär· 
macht sichtbar. W. Ritter 



Rezensionen I Filme 

Hintergründe der Ölkrise 

Zwei N~uer5Cheinllngen zum Thema öl· und Energiekr ise \'crdienen 
Beachtung. Da wäre zum e inen das soeben, im Mai dJ., erschienene 
Buch 
W. Brönner/R . Falk /P. Maaskola/H. Nnuri/M. PnuB. Ölluisl" und 
arabische Ölländer. Verlag Mux;sl;schc Bläuer, Frankfun 1980, 
194 S., 11,80 DM. 
Es stellt den wohl erslen gelungenen Versuch dar, eine Einschät..:ung 
der vcnchiedencn Ölkrisenfak.lorcß mit Analysen zu den wicht igsten 
Ölländem des arab isch-iranischen Raumes zu verbinden.' 
In einer Art Fallstudie l'.um Iran (S. !l6-76) wird von H. Nazllfi die 
GC'$chichu des angloamerikanischen "ölimperialismus" und die al­
ternative ölpolilik der Rcvolutionsführong um Ayatollah Khomcini 
eingeschätzt. In weiteren Ländcn lUdicn zum Irak (W. Stönn<: r), Sau­
d i Arabien (P. MaaskoJa), Kuweit, den Vereinigten Emiraten und 
Libyen (M. Preuß) und Algerien (R. Falk) wird die nationa.le Erdöl· 
poli tik auf dem Hintergrund de r verschiedenartigen Hernchafusy· 
ste rne, Entwicklungsstralegien und politiKhen Ausrichtungen d ieser 
Staaten unte rsucht. Dabei vermochten die Autoren deu tlich Zu 
machen: Die jeweilige Konsequenz der Erdölpol itik der arabischen 
Ölnaaten und di(' soziale Verwendung der Ölmilliarden sind je nach 
dem Kla55encharakter der Regimes (hier die Feudalclans Saudi Ara· 
biens, Kuweiu, der Emirate und dor t die kJeinbUrgerlichen National· 
demokraten Libyens, Algeriem) grundverschieden. 
Der Einlei tungsbeitrag von W. B(Önner/P. Maaskola, Die Ölkrise und 
die Rolle der Ölländer du arabisch·i ranischen Raumes (5. 7·[,[,) setzt 
sich mit der Legende der Ölkrise auseinander, die "Ölscheichs" bzw. 
"Ayatollahs" seien die eigentlichen Veran twortlichen der Ölprei, . 
treiberei oder gar de r kapital istiKhen Wirtschaftskrise an sich. Dem· 
gegenüber wird der Nachweis erbrach t, daß es sich be i der kapitalisti· 
schen Öl· und Energiekrise um eine hausgemachte Strukturkrise han· 
delt, die insbesondere der profito rient ierten Stnn egie dei weltmarkt· 
beherrschenden Kartells der angloamerikanischen Ölmul tis (7 Ma· 
jors) und der auf diese bauenden " kuruichtige(n) Energiepol itik der 
wes tlichen Regierungen" zuzuschreiben sei. J e mehr die Westmächte 
auf einen reibungslosen Zust rom gerade des spoubilligcn anbisch· 
iranischen Rohöls seuten, delto stärker mußten sie von der Erschüt · 
terung der Allmacht dieser Konzerne seitens der anbischen OPEC· 
Staaten sei t der ers ten Ölkrise 1973/74 betroffen sein. 
Dll$ Verhältnis zwiKhen Ölmultis und OPEC·Staaten wird von den 
Auto ren in seiner h istorischen Entwicklung nachgezeichnet. Sie zei· 
gen wie ein vormals koloniales Konzessionssystem bis Mille der 70er 
Jahre - und zwar durch das kollekt ive Vorgehen der Öltänder und 
deren VefStaadichungspolitik - in eine reale Gegenmachtposition 
der e rdöle:or.ponierenden Entwicklungsländer überführt werden konn· 
te, "wenngleich die Ölmultis ihre MonopolsteUung im System der 
internationalen Verteilung und Verarbeitung wahren konnten" (S. 
4 1). Herausgearbeitet wird auch die gespal tene Ölpreispol it ik der 
OPEC·Länder seit 1973/74 wie das Absinken ihrer Realeinnahmen 
infolge des Dollarverfalls und der Inflatiomabwälzung seitens der 
kapitalist ischen IndustrieSlaaten. D ies und die Einschäu:ung des kon· 
zertierten Energiekrisenmanagements der Westmächte im Zeitraum 
1913·79 führt d ie Autoren zu dem Schluß, daß nicht die OPEC·Staa· 

ten, sondern die ölmajors und westlichen Regienangen d ie wirklichen 
VerurSOlcher der aSlronomuchen Öl· und Energiepreissteigenangen, 
der Zuspiuung der Ölkr ise 1979, daß sie ,,die Unsicherheiufakto· 
ren" für eine kont inuierl iche Encrgieversorgung sind (5. [,0). 

Daß wir es bei der Ölkrise mit einer realen Verknappung des billigen 
Erdö ls und um einen weltweiten "Verteilungskampf" zu tun haben, 
ist auch die Auffassung de r Autoren des Buches 
W. Meyer·Lanen (Hrsg.) , Das Ende der Olui!. Eine kritische Analy· 
se, Wilhelm Heyene Verlag, Milnchen 1979,217 S., 5 ,80 DM. 
Ansonsten abe r gehen d ie Verf,,"e r dieses Buches, einer Zusammen· 
fassung zweier großer Spiegel·5crien zum Thema Öl aus den Jahren 
1973 und 1979, andere Wege. Sie beschreiben, ausgehend von dem 
Ölkrisens~nario 1979, in schm issigem (Spiegel·)S tii den Aufstieg des 
Öls zur " Weltmacht". Unbestreitbar enthält du Buch eine Vielzahl 
interessanter Fakten und Annekdoten zur internationalen Eroberung 
der ölquellen durch die Konzerne, 'l'ur Rolle des Rockefelle r·Clans, 
zur Wehenergiebilanz und zu Energiepro8l1osen (5. 25·80), dann zu 
den Potenzen alternat iver Energieträger wie Teersänden, Ölschiefer, 
Kohle, Atom·, Sonnenenergie und Gll$ (S. 97·228). 
Doch die Diktion der Autoren ist eine der"kritischen Solidarität" mit 
den Multis und westl ichen "Staatenlenkem". Die Mult is werden eher 
als Gefangene von Sachzwängen, als "unersetzliche" Omnipotenzen 
vorgefiihrt: " Oberschüsse sind vonnöten im System der Ölförderung. 
Sie allein sichern den weltwei ten Verbund von Fö rderung und Ver· 
teilung die nötige Elaslizität ... Ohne Oberschüsse geraten auch sie bei 
aller Perfektion in regionale Engpässe, und fo lglich auch in Konflikte 
mit Regierungen und Parteien." Die "einstweilen unentbehrlichen" 
Multis geraten so gerad C1:u zu Gefangenen der ach so freien Markt · 
wirt schaft: "Dll$ Fehlen der Oberschußmengen nämlich treibt d ie 
Preise unabhlä.»ig weite r, solange die Konsumenten nich t mit Ener· 
giesparen reagieren. Und in solcher Lage ist bei den Konzernen die 
Verlockung groß, rasch Gewinne einzufahren und ein paar Probleme 
nebenher zu lösen." (5. 14 und 19) 
Nicht die Ölmultis werden von den Spiegel·Autoren folgerichtig als 
Hauptnutznießcr und ·antreiber der Ölkrise 1979 vorgeflihrt , sondern 
die Öhtaaten des arabisch·iranischen Raumes. Der größte "Buh· 
mann" heißt Iran. Denn: "Nur noch d ie Hälfte der sonst geförderten 
Menge kam seit Khomeini aus iranischen Bohrlöchell1.. .. Und weil das 
lran·Ö1 nur zäh herankam, flossen die übr igen Ölströme teib wirr 
durcheinander." (S. 12) Diese Version ist deckungsgleich mit der der 
bundesdeutK hen Mineralölkonzerne. Zufall? An anderer Stelle wer· 
den die angeblichen Verantwort lichen dafür, "daß die west liche Ge· 
seilschaft erschüttert wurde '; in folgendes Spiegel·BiId gepreßt: "Eine 
Kohorte von Karl May·Figuren, die Scheichs und Bettuchträge r ,aus 
dem Orient, die Nomaden aus dem Wüsteruand, d ie Könige und 
Emire der arabischen Halbinsel zwang des Westen:l Verschwendungs· 
wirtschaft in ihre Abhängigkeit. Denn nur von ihnen noch konnten 
die Konzerne genug billiges 01 ho len, um die Wirtschaft des Westen 
auf Touren zu halten." (S. 63) Hier zeigt sich auch die Nützlichkeit 
des Nachweises im Ölkrisenbuch von W. Brönner u.a., daß d ie 01· 
und Energiekrise ursächl ich als Te il der inte rnationalen kapitalisti· 
Khen Wirtschaftskrise und der Krise des Neokolonialismus zu be· 
trachten ist (S. 12·16). 
Kontrovers sind auch die Auswege aus der Öl· und Energiekrise, d ie 
die Autoren beider Bücher vorKhiagen. Die Spiegel·Autoren nennen 
neben neuen Energie trägern an Möglichke iten: den Multis beim 
" Ka.»icren scharf auf die Finger zu sehen" (S.ll). "Sparen, um das 
gestörte Veneilul'lg$sYltem wieder in Bewegung zu bringen" (S. 2.3). 
und : "Sparen ist Kapital , Verschwendung Untergang: Ende der 01· 
zei t: · (S. 247) Die Autoren W. Brönner u.a. sehen demgegenüber in 
der bevorzugten Nutzung der heimischen Kohlevorkommen und in 
der Herstellung gleichberechtigter Beziehungen zu den OPEC·Staa· 
ten, im ,,zügige(n) Ausbau direkter Öllicferbeziehungen mit den 
OPEC· Ländern auf zwischenstaatl icher Ebene", in staatl ichen Kon· 
trollen unter Zuriickdrängung der Positionen de r ölmulti, wicht ige 
Voraussetzungen n,ir eine Minderung der Unsiche rhe itsfak toren in 
der Energieversorgung der BRD b~w. der Westmächte (5. [, 1). 
Eine dritte Alternative wäre die der offenen Konfrontation, ein· 
schl ießlich eines Ölkriegszuges. Ist CI Zufall, daß W. Brönner U.a. 
derart iges als reale Gefahr anzeigen, die von dcr Politik der Caner· 
Administration und anderer NATQ-Staaten ausgeh t, während die 
Spi~gd·Autoren es bei der vagen Feststellung dei G rafen Lamb$dorff 
bewenden lassen, der vor einem ominösen ,,drohenden Infe rno" ge. 
warnt habe? A.I . Bresche 
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Kurzinformationen 

Stoppt Strauß! 
Bundesweiter Erfahrungsaustausch 
125 Vertn::ter von 50 Initiativen .. Gegen Rechts - Stoppt StrauS" 
diskutierten am 20. April 1980 in Euc:n nach einem einleitenden 
Re(erat von Prof. Reinhard Kliml über ihn: Aktionscrfahrungcn, 
Strategie und Perspektiven in der Anti·Reent.-lkweguns- Eingeladen 
halle die zentrale Marburgu Initiative "CcmcilUam gegen Rechts -
Stoppt Suauß jen,l"', deRn Aufn.,.f bisher ii>cr 10.000 MClUChcn 
untcrtcichnet "".ben (WonJlut in: AIB-50ndcmcft 1/ 1980). 
Großen Raum nahm in der Diskuu ion die Beratung möglidut wir­
kunpvoUer Altlionen ein, die eine wirksame uM ansprechende Ver­
mittlung des politischen AnlicgcnJ der Init iat iven an die Bcvöllr.l:nmg 
leisten können. Obcn:imlimmull( bestand darin, daß e, nicht allein 
um die Person des F J. Strauß gcht. Durch die Aktionen wUte auch 
vermittelt werden, daß FJ. Strauß ein rnktionües Programm ver­
tritt, das den Abbau demokrat ischer und totWtr Rtchtt und die 
Politik des Kalten Krieges weiter venchirfen würde, wofür mlUl die 
enuprechendc politische Atmosphäre (Antikommunismus. Gcwerk­
Khafllfeindlichkeit, Verketurung der poli tDehen Gegner usw.) 
schaffen will. Dabei tollte jedoch nicht untenchlagen werden, da! 
ein IOlcha Prognmm und ein tolcher Kandidat nur auf dem Boden 
einer auch durch die Bundes«gienang betriebenen Politik der Bauf .. 
Yerbate, der Auf- oder "Nuhriistung" gedeihen konnte. Es wurde in 
der Oiskuuion deutlich, daß bei dieser OrientieTUng die Perspektive 
der Initiativen gegen die RechtKntwicklung und Stllluß..Kandidatur 
nicht mit dem Wahltermin beendet Kin kann. Zahlreiche Initiatiwen 
ituBerten denn auch da, Bedürfnis nach weitergehendtr Zusammen· 
arbeit und Koordinierung, nach rtgionaltm Erfahruopauuausch, ge­
meilWlmen Aktionen und nach Unterstüttung ror allem bei Gegen· 
kundgebungen tu FJ. Strauß' Wahlaurtrillen.lkutlich wurde, daß 
die bbher durchgefühnen Gegenkundgebung.:n eine groBe Zahl de­
mokratischer Kräfte \/aeinicten und ~B. dazu führten, daß die CDUI 
CSU die SlllIufl..Auftrittt drutiKh redutierte. Es uigte sich, daß die 
Auflr.linmg ror Ort, die Berichterstattung in der örtlichen Presse und 
die politische Diluussion in dtn ört lichen Organi$lltionen und Ver­
binden eine der wichti8llien VOnUSKltungen rur tint brtite Mobili· 
sierung der Bevölkerung gegen RtchU ,iOlt 
Eine geRauere Auswertung, Aktionsrorschläge und weitere Planung 
der u ntnlen Initiative enthält der dem nächst erscheintnde Infor· 
mation$brief Nr. 2. Antufordern: clo Friedhdm Baumgärtner, Bie­
genstr. 26, 355 Marburg. 
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Chile 
Auch turn I. Mai 1980 fanden in Chile trott Verbou aller Versamm· 
lungen und Feiern :r.a.hJrriche Aktionen slall. Die Junta reagierte in 
gewohnter WeiK: Allein in Santiagv wurden mehrere hundert Men-
5then fatgenommen. Auf der eint;,en erlaubten Versammlung zog 
Juntachef Pinochet ro r 4.000 eingeladenen Gisten gegen den Man:i t­
mus tU Fdde. Der Kardinal ron Santiago, Henrj,qua, blieb aus Pro· 
tC:lt sqen die Ennordung von twei Arbeitern, einem Kind und e inem 
Polizbten dun::h ein rechtC:l Kommando am Vorabend des enten Mai 
dieser Verarutaltung fern. 
Oie Arbeiterschaft und die Mehrheit der Gewerkschaften lehnen die 
neue Arbeitsgoc:ttgcbung dun::h die Junta ab. Seit Anfang Oktober 
1979 fand en ~ahlreiche Streiks wie der der Kupferarbeiter ron EI 
Teniente ,uno Auch die Fuhl'\lntemehmer, Taxifahrer, Kaufleute 
und Mle, die 1973 den MilitärputICh und in den entenjahren auch 
die Diktatur untenlüU:t hatten, protestieren immer heftiger ge~n 
ihre wiruchaftliche ~. 

Bolivien 
Anf ... April dJ. wurde der Interimlprisidentin Lidia Gueiler du 
WahlseKtz für die am 29. Juni dJ. $Iattfindenden Pruidenuchaft t­
wahlen ~ugeleitet. Ebenfalls ~u dio:scm Tennin wird auch da. Paria· 
ment batimmt. Doch ob die Wahlen \'O n der sich um die Nation.aJi· 
stische Oemokratitche Aktion des Eltdiktators Hugo Bantel scharen· 
den Ultrarechten anerkannt werden,lCheint noch fraglich. 
Im Män: dJ. , ind Puuehpläne Kilens des im November 19 79 noch 
ge5theiterten Obtr$ten Natusch Busch und K itens des Gener;a.lJ Lui , 
Gareia Me:r..a bekarull geworden. Meta selbll hatte wegen UmbeKt· 
tungen in der MilitirfUhrung schon mehrfach mil Kiner Garnison 
gegen Präsidentin Gueiler rc:heUiert.l.. Garcia Mer..a. hält Zivilisten fü.r 
"unfihic, Bolivien tU rq:icren (finandal Tiroes, London, 
2.5.1980). Aus ihrer Feder "ammen wohl auch die Listen mit 300 
Namen VOn Politikern und Gewerluchaftem, die nach erfolgum 
Puuch umgehend zu liquidieren Kien. 
Die Bolivianische GewerkschaJtsuntnie (COB), die Kommunistische 
Partei Bolivien" die Rtrolutionäre Partei der Nationalen Linken und 
die Authentische Rtrolut ionlin: Partei kündicten in einer Überein· 
kunft tur Verteidigung der Demokratie rur den Fall eines Putsche. 
den geschlonenen VolkswideNtand an. 

Nlkaragua 
Am 4. Mai dJ. fand in Managua die konslilUitrende Sit:r.ung des 
Stutsntes stal1, 'tu dessen wichtigsten Aufgaben die Ausarbeitung 
eines Verfassu~ntwurft sehört. Zusammen mit der J unta für den 
Nationalen Wiederaufbau, deren ber.otendes Organ er ist, SleUt da 
Stutmll du höchste Jegislati\IC Gremium des Landa dar. 
Nach dem Beschluß der Junta. den Stulsnt ron ursprilnglich sc"lan· 
ten 33 auf 47 Sitte tU erweite rn. um so auch den mitt lerweile enl' 
"andenen Massenorganisal ionen den ihnen gcbührendl:n Einfluß zu 
sewährcn, waren die bürgerlichen Junta·Mitglieder V. Ch"morTO und 
A. Robdo turückg,etreten. Der Aufruf des Unternehmcrvertreten 
A. Rob t lo t ur Niederlegung "lIer StUtsämler ftihne inzwischen tur 
Spaltung seiner Partei, der Oemokratisdlen Bewegung Nikar .. gulU 
(MON). Die $Ilndinistischen Organisationen \lCrfligen im Staatsrat, in 
<km auch die Opposit ionspa"eien, die nationalen Minderheilen und 
kirchliche Vereinigungen vertreten sind . mit 24 Sitzen über e ine: 
knappe Mehrheit. 
Das in der hi~en PrrslC hochsopielte Verbot der sog.. Kommuni­
sti schen Partei. der Sabota,ge des Wiederaufbauplans und Dienste rur 
die CIA nachgewiesen wurden. betriffl eine ultralinke Abspaltung 
der Nikaraguanischen Sotial istisehen Pa"ei (PSN). Oie PSN, die d · 
genl liche KP Nikan.guas, umers tützt den Kurs der Sandinisten und 
i51 auch im StaaUtal vertreten. 

Adressenänderungen bitte rechtzeHlg bei der 
Redaktion und bei der Post bekanntgabenl 
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Honduras 
Bd den Wahlen Cl;U einer verfassungsgebenden Versammlung gewann 
am 20. April dJ. die Liberale Pand 3!i der 71 Parlamentssit7.e. Die 
ebenfalls die Interessen der Oberschicht verfechtende Nationale Par­
tei (PN) erlangte 33 Sitze, die Reform· und Einheitspartei (PINU) 
des Großindustriellen A. Fernande:r. 3 Sitze. Zu den enten Aufgaben 
des künrtigen Parlaments gehören die Ausarbeitung dner neuen Ver­
fassung, die Wahl eines Obergangspräsidemen und die Ausschreibung 
von PräsidcntschaflSwah1cn. 
Von den " freien" Wahlen waren jedoch sämtliche OppositiOJUpar­
teien wie die Kommunistische Partei, die Sozialistische Partei und die 
stärkste Oppositionspartei, die Christdemokratische Partei (PDCU) 
sowie weitere 46 Linksgruppierungen ausguchlosscn. Deshalb riefen 
die fortschr ittlichen Kräfte, die sich in der Patriotischen Front (FPH) 
\'Creinigt haben (liehe AlB, Nr. 4 / 1980, S. 18f.), Cl;um Boykott dieser 
Scheinwahlen auf. Nach 8jähriger Militärherrschaft versuchen der jet· 
zige Staatspräsident General Paz Gar<; ia und seine US·amerikanischen 
Freunde, durch eine Rückkehr in die "parlamentarische Demokratie" 
die wachsende Unwfriedenheit der Bevölkerung des ärmsten Landes 
ZentraJameriku aufzufangen. ETSI Ende Februar dJ. ~rdoppelten 
die USA ihre Militär· und WirtK haftshilfe fUr Honduras auf knapp 
120 Mio m,1. 

Brasilien 
Der größte Metallarbei terstreik Brasiliens seit 1968 befand sich Mitte 
Mai dJ. bereits in der sechsten Woche. Seit dem l. April stehen in 
der Industriezone Sao Paulos ca.. 2!i0.000 Metaller, vornehmlich 
Automobilbauer in den Konzernniederlassungen von VW, Ford, Met­
cedes Be nCI;, General Motors, Sub Scania, Chrysler und Toyota im 
Ausstand. Sie kämpfen fUr dne Lohnerhöhung um l!i 'fo. die Aner­
kennung de r 40-Stunden·Woche und die Immunität der Gewerk­
schaftsfunktionäre in den Betrieben. Obwohl der Streik durch das 
Figueiredo·Regime am 14. April dJ. für illegal erklärt worden war 
und trotz der Verhaftung ron 30 Gewerkschaftsführern am 19. April 
- darunter des Vorsitzenden der MetaUarbeitergewerkschaft Luis 
19nacio da Silva - kam es zu keinem Abbröckeln der Streikfront. 
Unter Losungen wie "Laßt unsere Führer f"tei !" demonstrierten am 
l. Mai in Sao Paulo über 200.000 Werktätige. Der mächt ige Demon· 
st rationsCl;ug führte von der größten Kirche der Stadt Cl;um FuBballsta· 
dion. Hohe Kirchenführer wie Erzbischof Evaristo Ams hielten Soli· 
daritätsmessen für die Streikcnden und sprachen von einer " Ver­
schwörung des Bösen" gegen die Arbei ter Sao Paulos. 
Der lokale Industrieuntemehmerverband FlESP hatte den Metallar· 
beitern ein "Angebot" von 5% Lohnerhöhung gemacht - ein Hohn 
angesichu einer Inflationsrate von nahezu 80%. Der VW-Konzern 
hatte in spalterischer Absicht all jenen, die sofort in die Fabriken 
zurückkehren, eine Beschäftigungsgarantie für fünf Jahre angeboten. 

Tunesien 
Die Hinr ichtung von 13 Widerstandskämpfern am Morgen de. 
17.4.1980 in Tunis trotz der Begnadigungsgesuche aus aller Welt 
offenbarten aufs Neue die Brutalität des Bourguiba·Regimes (siehe 
detailliert in: Al B, Nr. 1/ 1980, S. 22·23). Es war die Rache ftir den 
Aufsta nd \Ion Gafsa am 26.1. 1980, dem Cl;weiten Jahrestag des 
"Schwarzen Donnerstag" (26.1.1978). Der Gafsa-Aufstand legte die 
Schwäche des System s bloß, dem es nicht gelang, der Aufständischen 
aus eige~r Kraft Herr zu werden. Es sah ,ich gezwungen, ausländi · 
sche Mächte zu Hilfe zu rufen, d.h. französische 10gistiscf1c Hilfe 
(manche Quellen sprechen sogar vom EinsatCl; fraw;ösischer Fall· 
schi rmspringer) und. amerikanische Waffenhilfe. 
Die Ereignisse Cl;eigten, daß große Teile der Bevölkerung des vernach· 
lässigten Südens mit den Aufständischen sympathisierten. Dies zwang 
die herrschend Clique, das wahre Ausmaß des Aufstands zu venchlci· 
e rn und eine VerKhwörungstheorie aufzustellen. Eine Hetzkampagne 
gegen Algerien und vor allem Libyen wurde gestarte t mit dem Ziel, 
die "geduldete" Opposition (Sozialdemokraten) wieder an das Re­
gieme zu binden. Am 23.4. 1980 wurde die Ablösung Nouiras als 
Ministerpräsident durch Mz.aJi endgiiltig bestätigt. Die neue Regie­
rung zeig t einige GesiChter aus der sOCl;ialdemokratischen Strömung 
um Ahmed Mestiri, die eine gu te Gelegenheit sahen, unter dem Slo­
gan der "Nationalen Front" wieder an d ie FleiKhtöpfe des Regimes 
zu kommen. 

Palästina -Israel 
Sci einer bewaffneten Akt ion der Palästinensischen Befreiullg$organi­
sation (PLO) im westjordanischen Hebron wurden am 2.!i.1980 runf 
Siedler der israelischen ultrarechten Gusch.Emunim.Bewegung getö­
te t, 17 verwundet. Dies war die Antwort auf die Ankündigung der 
Begin-Regierung, weitere 12.000 ha arabischen Bodens im WeSljor· 
dangcbiet beschlagnahmen zu wollen, sowic auf die Ausweisung palä­
stinensischer Familien aus ihren Häusern in Hebron und deren Beset­
zung durch Siedler der naheliegenden Kolonie Kiryat Arba (mit 3000 
Siedlern dic größte im Westjordangebiet überhaupt ). Am Tag davor 
auch hatten israelische BesatCl;ungssoldaten in Anabata einen jugend· 
lichen Demonstranten erschossen, zwei verwundet. 
Die Besatzungsmacht reagierte mit der Deportation der Bürgennei­
ster von Hebron und Halhoul , Fahd Kawasmeh und Mohammed lias· 
san Melhem, sowie des obersten islamischen Richten (Kadi) \Ion He· 
bron, Sheikh Rajab Bayoud Tamimi, in den Libanon. Die anderen 
Bürgermeister des Westjordangebietes stellte man unter Hausarres t. 
Häuser$prengungen, eine Ausgangssperre u.a. Repreualien folgten. 
Seither hielten im Weltjordangebiet und in Gaza Protestdemonslra­
tionen und Streiks der paläst inensiscf1en Bevölkerung an. 
Der UN-Sicf1erheitsrat ford ene am 85 .1980 (bei Stimmenthaltung 
der USA) die Begin.Regierung Cl;ur Rücknahme der Deportationen 
auf. Die Repräsentanten des Westjordangebietes betonten in einer 
Erklärung rom 7.!i .1980, die Besatzer zielten darauf ab, die palästi­
nensische Bevölkerung im We$ljordan- und Gazagebiet ihrer Führung 
zu berauben, um ihr die sog. "Selbstverwaltung" a la Camp David 
(siehe AlB, Nr. 1/ 1980, S. 6-10) aubunötigen. 

Zimbabwe 
Seit dem 18. April 1980 ist Zimbabwe der !i I. unabhängige Staat 
Afrikas. Damit is t der \lölken'Cchuwidrige Zustand der ehemaligen 
britischen Kolonie Siidrhodesien endgültig beende!. 104 Nationen 
waren zu den Unabhängigkeitsfeierli<:hkeiten eingeladen worden, in 
deren Schatten die ente Streik welle der Khwarzen Arbeiter fü r hö· 
here Löhne und gegen die Privilegien der Weißen das Land überzog. 
Der neue Premienninister R. Mugabe hat unterdessen seinen vorsich­
tigen Kurs fongesetzL Mit den Vertretern der verschiedenen Indu· 
striezweige wurden Gespräche über die Festse tzung eines Mindest­
lohns aufgenommen. Unter großen Schwierigkeiten schreitet die In· 
tegration der Guerillas in die zukünftige nationale Ann«: Zimbabwes 
voran. Demnächst soU auch die Konsumsteuer, insbesondere rur 
Grundnahrungsmittel, d ras ti :;ch gesenkt werden. Man erhofft sich da· 
von eine erhebliche Erleichterung für die Haushalte der Masse der 
Afrikaner, die unter den Auswirkungen des jahrclang andauernden 
Kriegs besonders zu leiden hatten. 
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10 Jahre AlB: Ja zum Internationalismus 
Im Juni 1970 erschien die StM1nummer des Anliimperi.l.listuchm 
Infonnatiombulkliru (AlB). Eo war kein Zufall, daß !lie prulP';un· 
rrwische Ert..llinn'C!l:n da Ikfreiu~b~qunacn Indochin'lI und 
der ponugiet.ikhen Kolonim (Angolil!l, MOCillnblqlleli und Guinea 
Bisvus) enthielt. Du AlB UI bi~ heule du ei~igt: bundesdeut,che 
Vritte-Welt·Mapzin IIcblicben, das den Sdb,ldanleUungcn der n .. · 
lionalen und .ozwen BdreiunpofllaniutiClnen breiten Raum gab. 
Wenn dabei lende ... kohe Uokumente wie die der Unidad Popular 
U\i1~, der Pltrioti""hen ~' ront Zimb,lbwe. oder der demokrali..m· 
re'iOlutionirc:n Fronten Miltdilmerika. bevonugl im AlB Phltz ran· 
dm, .0 .ttht dahinteT ein pOlilivn Verhältnis zur Aktionseinheit 
.uer demokrat;.chen, anliimperilllisti""hm Kräfte. 
Antilmptti.alivnw. du hieß fur d ... AlB von Anbeginn vorr.lOgig 
Aufd«kUJII deT agrnalvcn, neokolonialen u.a. VerwickluO(l:n der 
imPfti.alistiKhm ~1Ie der FührullilPrnacht USA und dei eilc:nen 
~e .. alKI ..... n BRJ).Kanumen, BolU'Itf Rqprrungo:n und Partei· 
m. Die in drn 7<kr Jahnn gtWachomm ,"ltpoliliKhm Ambitio­
nen dn BRD, dn UotueUe Rückgriff dd' NATO·Milrnte auf den 
dird!.tm ~vulullOn.Uen IntervenlioDi!lmu~, auf einen Ku~ deI 
Konfrontation FFn da. prognl$illr t..agn da Drilten Wdt und die 
IOzwPliKhc:n Staalm jCanrl·Doktrin vom 23.JMluar 1980, .irhe 
AlB, Nr. 3/1980, S. 4 ff.) dirl o1IIn trboht UnKTe: VelanlwonUrlfl 
:tur cemc:inoamdl G.na.klion. Dir jiingstm Entwicklu~ im 
bUl. Afllhanlslln odrr der KiUibik. Wo die ColnCT-Adminiltn.tion 
militärUcbm Gc:waItl."imal. androht b<tW. mehr oder wmillCr unter · 
khweUiI praktiziert, habm eindrmglicb verdeullicht, daß Anliim· 
perialillJlul die aktillr Vcrteidi",ng des Weltfric:dml, der AhN­
.tunp. und Entspannunppolilik mit eifU,l;hlidkn muß. 
Wal damah die MobiliMerung ~n dm V'llkermuro der USA in 
Vi(tnam, PortUl!:,l11 in Angola, M.K;unbique und Guinu·Bi ... au Woll", 

muß heUle da. Aktivwerdm IClfCn dne Witderhuluna solcher 
Vrrb rechen i1n den Völkern der Drium Wdt stino Du AlB hat 
hierbei noch Illiemal die Verbrt<:hensbc:tei l~ng Bonns bnonde .. 
im Auge bt:ho1llen und e nthilUI, ron der Veröffentlichung zur Un· 
tetltülZung der portugiesischen Kolunialkrirgspolitik durch dir 
Bundnrepoblik in AlB 1/1970 bi!l hin zu militärisch·alomaren 
KoUabontion mil dem Ra5lliltm.rc:gime SiidaJrikas zur bundeodeut· 
Khen AssilleOll fiir J. Carten Krirp· und Boykoukun xegeniiler 
dftn Iran und AfIlhUlisu.n. 
AIlc:rdinp bnchränkkn wir Uni dabei nie auf Khöne Wonr. ki· 
spid1Wdlle funeirnen Grundel dn AlB als fiihrendr Repril.entan· 
ten bllw. Orpniu,loun der Solidaritilubrwqun(l: frw WtTkml."i· 
IIn 0111 Sprecha dn Initi~i~ Intrmationale Virlnam-Soliduilit 
(IIVS), Prof. F.rKh Wulff all Sprechrr dr, im M..i 1975 ~iindelm 
Antihnpawistischni Solidarill.ukomitrn für Asien, Afrila und 
r....teinamCTiu (ASK). Die AIB·Rerb.ktion i~1 seitber ,luch Sekre .... · 
rYtllDilgiied da ASK. Akti~ war und i'l da. AlB daher UI dm in 
da Bundesrrpublik wohl Jt:irbtm Solidarit:itobewegungen 'u Vit:t· 
OlIm, dm ponulPesischm Koloni .. n, Qülc:, dem Südlichen Afrika 
odu Palbtina Mtriligt. 
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Da. AlB hat !lieft von Anfaßll; an ..11 Tril dieser Brwqolll vc:ntan­
den, i,t mil ihr groß grworden. Wenn lieh heule fcsuteUm 1:iß1, 
daß du AlB ,ieh zur Iluutm Drine·Wdt·Monatsuitschrift im 
deutschsprachigen Raum rntwkkdl hat, daß n seine Abonnenten­
und Aorlllrntärke im 7.eitrwm 1975·80 .ur 5.000.7.000 (bei Son· 
derdrucken &u Chile 19B und &0 FJ. Slrauß 1980 10.000) mehr 
ah verdoppeln konnte , M> ist d , ... w:h ein Zeichen der Kontinoitill 
und Impuhivität die.er BeweflUllg. 

Viele: Menschen und ger;ade J ugendliche, die durch die moralilche, 
humanillu(he Empörung- Ubrr imperia.li.tP<:he, I'lnsi.tiKhe oder 
(uchi.tische Untaten. wrt lIu.r ond M;usc:nele:nd inder Dritten 
Wdt nachdrnklich und aktiv gc:wordrn ,ind, haben lieh in diesem 
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Jolhnchnt in dIe demokulaso:he kwqung oru.eru Lande, einge· 
reiht. Viele MellKhen haben ;lUi der Idrnlifikalion mil den Befrel­
unpklimprem dc:r J)ntten Wtll, ,on 110 Cli Minh bi , hin zu dm 
Sandin;"t"'. Iloffnunc aur eine gerechtere GeseUKhaft ..I, jene ;n 
den Mrll''Opoltn dn K.lplt.JiIlllUf gnchö pft . Viden gabm die uhl· 
n;i~hen !'iegt der Ikfrelunpk;ompft-r iber drn Imperial'!lmu, Auf­
trieb, t",tz kruhverhl>ten, tmlll dn Uctnokr;otiubbau, und trotz 
der S<hwkhc: der demokratuch're~olulianilren Bewegung un<tre, 
I.andt!\ - ~e'lllic~n el ........ mit FrankH'ich, h..lien - .lkti~ &0 w", 
den, ,tandhdt f,U bleiben, ",rhl zu ll"Iignic:rc:n. 
Da~ AlB war dabri bmlüht, .... wohl gcr.ulr dir IOl:iaIrevolutioniu'c:n 
Kräfte (Kommunist .. n, Sozi..liuen, Sozialdemokr,ltcn. Revtllulio­
n.ardemokraten u.a.) ab IUl'h d,,~ ganz Spektrum der internationa· 
len .ntiimpaiall~lInhen Bewegung wialel'l.ugeben und In thrtn 
demokr"ti.ch-.ntl i mperi.Jiui~l"hen Karnpfolktionen zu unterflüt­
:«,n. Jenen, die eine Allianz mit dem Imperiali$mu) cingingo::n 
(Chin,l!), ao ~ial rück ........ twwandte Zielt ~rfo<:hten (Kunknbrwe· 
IUng unter M. Baru,ni ... kr afghanischc "RebeUen"), mußten Wll 

ditIC l1mcrotiitzuQl ver~n. In hiUm, wo wir FehlcntwickluflIIen 
revoluti"nilret BewtJUßK .. n oder Regierungen zu J pä.1 erkannten 
(Kampu"hc:a, Afgtu,niotan unter 11. Amin), mußtm fremd - und 
Eigc:nfehlcr korrigiert werden. Um e. deullich zu UllCn' Gt1!en Feh · 
kr bzw. J"ehicins.h,ltzuI!It:n .ind weda die Adrel5a1m in der Drit· 
ten Welt ßO,h wir Kib$! ~frit. Und gttIlde in tliirmilo::hm Rewlu­
tionsprottlKO .ind Imiimn tl iehe AfghanPt ..... , Iran) Khwerlich 
pnlI ao.zuw:hlidkn. Si .. kritis<;h und sc:IIUlkriti.ch zu korrigieren 
darf indn...,n ni (; ht zum Sc!b.uweck werden_. 
UnJ.Cf Betnilhen. dCTU1i8c't OI(ht ab widCT1pruchsl...e PrOznK oder 
.ts .. Traum .... VQluti .. nc:n" d...--Lu,ltUen, duf u,," nkhl V<.>n du 
Grundhaltu"M intenulliona.h.ti .. :he~ Solidariliit wegfiihH'n. Au"h 
FehlCT, Im""",r oder SchwICTilk .. it .. n beim M>zi.JJi . tiKhm Aufbau 
MCh erfolgrei<:he r Bdreiu.. etw.> in Vietnam (sWhr AlB, Nr. 
5 / 1980, S. 14 fr. ) IOUt .. n davon keinen mp.gi.nten IXmukralm 
abhalten. 
Nicht WlC wie .. uch immn- gdt,lltenc: ,,kritische Solidanlilt", wd­
ehe die Kritik zum lIaupliinliC'ien der kschäftigulll mit dn Drit­
t .. n Welt erhebt, ... ndn-n eine prinzipitUe Solidarit:.il i" gefordert. 
Dir Kriterien de. Anlilmp"'rwi'll1lu5, dei ~molrati~mus, d" Hu· 
rnani.muI, du Wdtfriedenntncidigung, das sind grundlc:lICnde 
InternKngemeinumkdten, wekhe di .. VölkCT drr Drillen Welt mit 
uni verbinden. Von heiden Seiten muß diesen Gemcin!!.llmkeiten 
Vorrang gt'J(cben werden. Von beiden Seiten muß die Kritik dem 
prinzipiellen Internatio""-li.mof untergeordnet bleiben, garu; gleIch 
ob er ,idl "I. proktariso:hc:r, chrisUi(;hCT oder hum;mc:r Inlernat;"­
nalillllu~ bc:zei ... hnc:n mag. Un .... re t..rsc:r mögen dem wirklichen In ­
te""",t,on..lillJlu, und do::m AI B au.:h Im kommenden Jahr.tehnt treo 
bleiben. 




